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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Drucksache 20/1576 
Landtag (zu Drs. 20/1474) 
20. Wahlperiode 07.09.22 

Bericht und Antrag der staatlichen Deputation für Inneres 

Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeigesetzes und weiterer Gesetze 

Die Bürgerschaft (Landtag) hat in ihrer Sitzung am 15. Juni 2022 das Gesetz zur 
Änderung des Bremischen Polizeigesetzes sowie weiterer Gesetze, Mitteilung 
des Senats vom 17. Mai 2022, in erster Lesung beschlossen und es zur Beratung 
und Berichterstattung an die staatliche Deputation für Inneres überwiesen. Die 
Deputation befasste sich in seiner Sitzung am 31. August 2022 mit dem Geset-
zesentwurf.  

Das Bremische Polizeigesetz (BremPolG) in der Fassung vom 6. Dezember 2001 
(Brem.GBl. 2001, S. 441; 2002, S. 47), wurde zuletzt durch Artikel 1 und 2 des 
Gesetzes vom 24. November 2020 (Brem.GBl. S. 1486, 1568) geändert. Das da-
bei grundlegend neu gefasste Polizeigesetz ist am 8. Dezember 2020 in Kraft 
getreten. Einige der Änderungen sind erst zum 1. September 2021 in Kraft ge-
treten. Relevante Änderungen waren insbesondere die Aktualisierung daten-
schutzrechtlicher Vorschriften, die Schaffung von Befugnisnormen zur 
Telekommunikationsüberwachung zur Abwehr gravierender Gefahren sowie 
im Bereich der Videoüberwachung und die Möglichkeit zur Durchführung von 
Zuverlässigkeitsprüfungen von Bewerber:innen für den Polizeivollzugsdienst.  

Durch die Einführung neuer Vorschriften wurde die Neunummerierung bereits 
bestehender Paragrafen erforderlich. Diese Neuordnung hat dazu geführt, dass 
Verweise aus bestehenden Regelungen fehlgehen und so Verweisfehler ent-
standen sind. Ein solcher Verweisfehler hat unter anderem zu einem Außer-
krafttreten des § 43 BremPolG (Verkehrsdatenerhebung, Nutzungsdatener-
hebung und Standortermittlung) geführt. Dabei handelt es sich um einen rein 
redaktionellen Fehler, denn ein Außerkrafttreten des § 43 BremPolG ist aus-
weislich der amtlichen Gesetzesbegründung weder beabsichtigt, noch gibt es 
rechtliche Gründe für eine Außerkraftsetzung der Vorschrift. An anderen Stel-
len sind weitere redaktionelle Änderungsbedarfe erkennbar geworden. Zur 
Schaffung von Rechtssicherheit für die Anwender:innen des Bremischen Poli-
zeigesetzes sollen diese redaktionellen Fehler bereinigt werden und an einigen 
Stellen Klarstellungen durch die Änderung von einzelnen Formulierungen ge-
schaffen werden.  

Auch fehlerhafte Verweise aus anderen Landesgesetzen auf das Bremische Po-
lizeigesetz sollen behoben werden. So waren Verweise aus dem Gesetz über 
den Abschiebungsgewahrsam vom 4. Dezember 2001 (Brem.GBl. 2001, S. 405, 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 24. November 2020, 
Brem.GBl. S. 1486) und aus dem Gesetz über das Halten von Hunden vom 
2. Oktober 2001 (Brem.GBl. S. 331, zuletzt geändert durch Artikel 6 Nummer 6 
des Gesetzes vom 24. November 2020, Brem.GBl. S. 1486) auf das Bremische 
Polizeigesetz zu bereinigen.
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Änderungen im Entwurf des Bremischen Polizeigesetzes und weiterer Gesetze  

Zu Artikel 1 Nummer 12 (§ 43 BremPolG): 

In dem in erster Lesung beschlossenen Gesetzentwurf zu § 43 BremPolG findet 
sich ein Verweisfehler. In § 43 Absatz 1 Satz 2 muss die Angabe „§ 172 Absatz 
1 Satz 1 und 2 des Telekommunikationsgesetzes“ gestrichen werden, da § 96 
Absatz 1 Telekommunikationsgesetz alte Fassung nur in § 9 des Telekommu-
nikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz überführt wurde. Ferner wurde eine 
redaktionelle Anpassung vorgenommen, da es sich bei den zitierten Vorschrif-
ten nicht um Erhebungsvorschriften handelt.  

Zu Artikel 1 Nummer 15 (§ 50 BremPolG): 

Aufgrund sprachlicher Vereinfachung wird Absatz 2 Satz 1 redaktionell geän-
dert und dem Absatz 1 angepasst. In Absatz 2 Satz 3 wurde für die zweckän-
dernde Weiterverarbeitung von Informationen aus den in § 35 Absatz 1 
genannten Maßnahmen eine Ausnahme für die Bestandsdatenerhebung ein-
gefügt. Die hohen Anforderungen erscheinen für eine weniger eingriffsinten-
sive Maßnahme wie der Bestandsdatenauskunft nicht notwendig.  

Zu Artikel 4: 

Dem Gesetz über eine unabhängige Polizeibeauftragte oder einen unabhängi-
gen Polizeibeauftragten für die Freie Hansestadt Bremen wird eine Abkürzung 
zugeteilt. Dazu findet sich in § 3 Absatz 1 Satz 1 ein Verweisfehler. Dort wird 
fälschlicherweise auf § 37 BremPolG Bezug genommen. Richtig ist allerdings 
ein Verweis auf § 38 BremPolG. Diese Änderung wurde in dem neuen Artikel 
4 des Gesetzentwurfs aufgenommen. 

Zu Artikel 5: 

Der frühere Artikel 4 (Inkrafttreten) ist nunmehr ohne inhaltliche Änderung der 
neue Artikel 5 des Gesetzentwurfs. 

Die staatliche Deputation für Inneres schlägt mit der Mehrheit der Stimmen der 
Koalition vor, das Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeigesetzes sowie 
weiterer Gesetze, wie anliegend beigefügt, zu beschließen.  

Die staatliche Deputation für Inneres bittet darum, den Bericht dringlich zu be-
handeln. 

Die staatliche Deputation für Inneres empfiehlt der Bürgerschaft (Landtag) mit 
Stimmenmehrheit der Koalition, wie folgt zu beschließen: 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Gesetz zur Änderung des Bremi-
schen Polizeigesetzes sowie weiterer Gesetze wie anliegend beigefügt in zwei-
ter Lesung. 

Dr. Thomas vom Bruch 
Sprecher 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 
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Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeigesetzes und weiterer Gesetze 

 

Artikel 1 
Änderung des Bremischen Polizeigesetzes 

Das Bremische Polizeigesetz in der Fassung vom 6. Dezember 2001 (Brem.GBl. 
S. 441; 2002, S. 47 — 205-a-1), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
24. November 2020 (Brem.GBl. S. 1486) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 Die Angabe zu § 43 wird wie folgt gefasst: 

„§ 43  Verkehrsdatenerhebung, Nutzungsdatenerhebung und Standort-
ermittlung“. 

 Die Angabe zu § 69 wird wie folgt gefasst: 

„§ 69  Datenübermittlung an für Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder 
Strafvollstreckung zuständige Stellen in Drittstaaten“ 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

 In Nummer 3 Buchstabe c werden die Wörter „Vermögens werte“ ersetzt 
durch das Wort „Vermögenswerte“. 

 In Nummer 7 Buchstabe a wird die Angabe „6,7 ,“ ersetzt durch die Angabe 
„6, 7,“. 

3. In § 5 Absatz 2 wird das Wort „Jahr“ durch das Wort „Jahre“ ersetzt und werden 
vor den Wörtern „ein Betreuer“ die Wörter „eine Betreuerin oder“ eingefügt. 

4. In § 13 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „unerläßlich“ durch das Wort „unerlässlich“ 
ersetzt. 

5. § 26 Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Werden personenbezogene Daten über Minderjährige oder Betreute 
gespeichert, die ohne Kenntnis ihrer gesetzlichen Vertretung erhoben worden 
sind, ist die gesetzliche Vertretung zu unterrichten, sobald die Aufgabenerfüllung 
hierdurch nicht mehr gefährdet wird.“ 

6. In § 32 Absatz 3 Satz 6 wird die Angabe „Satz 4“ durch die Angabe „Satz 5“ 
ersetzt. 
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7. § 33 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Der Polizeivollzugsdienst kann unter den Voraussetzungen von Absatz 1 
Satz 1 personenbezogene Daten auf einem dauerhaften Speichermedium 
verarbeiten, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für die körperliche Unversehrt-
heit oder die persönliche Ehre von Polizeivollzugsbeamtinnen oder Polizei-
vollzugsbeamten oder von Dritten erforderlich ist. Die Maßnahme nach Satz 1 ist 
auch zulässig in Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräumen, sowie in anderen 
Räumen und auf Grundstücken, die öffentlich zugänglich sind oder waren und 
den Anwesenden zum weiteren Aufenthalt zur Verfügung stehen.“ 

8. § 34 wird wie folgt geändert: 

 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Eine Bildübertragung und -aufzeichnung nach Absatz 1 Satz 1 darf in 
Gewahrsamszellen nur erfolgen, wenn die ständige Überwachung der Vital-
funktionen einer betroffenen Person erforderlich ist, die Gefahr der Selbst-
tötung oder -verletzung besteht oder aus Anlass und für die Dauer des 
Betretens der Gewahrsamszelle durch Beschäftigte. Absatz 1 Satz 3 und 4 
bleibt unberührt.“ 

 In Absatz 3 Satz 4 und Satz 5 wird jeweils vor das Wort „Beobachtung“ das 
Wort „uneingeschränkte“ eingefügt. 

 In Absatz 5 Satz 4 wird die Angabe „Satz 2“ durch die Angabe „Satz 3“ 
ersetzt. 

9. In § 36 Absatz 4 Satz 4 wird jeweils die Angabe „§ 34“ durch die Angabe „§ 35“ 
ersetzt. 

10. In § 38 Absatz 8 Nummer 3 werden die Wörter „Absatz 2 Satz 4“ durch die 
Wörter „Absatz 2 Satz 5“ ersetzt. 

11. In § 42 Absatz 3 Satz 2 wird nach der Angabe „§ 23“ die Angabe „Absatz 1“ 
eingefügt. 

12. § 43 wird wie folgt gefasst: 

„§ 43 

Verkehrsdatenerhebung, Nutzungsdatenerhebung und 
Standortermittlung 

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für 
den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person Verkehrsdaten oder Nutzungsdaten über die in 
§ 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Personen erheben. Verkehrs-
daten im Sinne von Satz 1 sind die innach § 9 Absatz 1 des Telekommunikation-
Telemedien-Datenschutz-Gesetzes und § 172 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Tele-
kommunikationsgesetzes genannten erhobenen Daten. Nutzungsdaten im Sinne 
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von Satz 1 sind die innach § 2 Absatz 2 Nummer 3 des Telekommunikation-
Telemedien-Datenschutz-Gesetzes genannten erhobenen Daten. 

(2) Durch den Einsatz technischer Mittel darf der Polizeivollzugsdienst unter 
den Voraussetzungen des § 42 Absatz 1 die Geräte- und Anschlusskennung 
ermitteln, wenn die Durchführung der Überwachungsmaßnahmen ohne die 
Geräte- und Anschlusskennung nicht möglich oder wesentlich erschwert wäre. 
Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar 
betroffen werden. Über den erforderlichen Datenabgleich zur Ermittlung der 
gesuchten Geräte- und Anschlusskennung hinaus dürfen sie nicht verwendet 
werden und sind nach Beendigung der Maßnahme unverzüglich zu löschen. 

(3) Durch den Einsatz technischer Mittel oder mittels Auskunft beim Dienste-
anbieter darf der Polizeivollzugsdienst zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr 
für Leib, Leben oder Freiheit einer Person den Standort eines aktiv geschalteten 
Mobilfunkendgerätes ermitteln, wenn die Ermittlung des Aufenthaltsortes auf 
andere Weise weniger erfolgversprechend oder erschwert wäre. Die Maßnahme 
darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 
Besteht die Gefahr für die Person nicht mehr, sind die für diese Maßnahme 
erhobenen personenbezogenen Daten unverzüglich zu löschen. 

(4) Jeder Diensteanbieter ist verpflichtet, der Polizei aufgrund der Anordnung 
einer Datenerhebung nach Absatz 1 oder 3 

1. vorhandene Verkehrsdaten oder Nutzungsdaten zu übermitteln, 

2. Daten über zukünftige Telekommunikationsverbindungen oder zukünftige 
Nutzungen von Telemediendiensten, die innerhalb des in der Anordnung 
festgelegten Zeitraums anfallen, zu übermitteln und 

3. die für die Ermittlung nach Absatz 3 erforderlichen spezifischen Kennun-
gen, insbesondere die Geräte- und Anschlusskennung mitzuteilen. 

Diensteanbieter in diesem Sinne ist, wer geschäftsmäßig Telekommunikations- 
oder Telemediendienste erbringt oder daran mitwirkt. Die Daten sind dem 
Polizeivollzugsdienst unverzüglich oder innerhalb der in der Anordnung 
bestimmten Zeitspanne sowie auf dem darin bestimmten Übermittlungsweg zu 
übermitteln. Für die Entschädigung gilt § 23 Absatz 1 des Justizvergütungs- und 
Entschädigungsgesetzes entsprechend.“ 

13. § 44 wird wie folgt gefasst: 

„§ 44 

Bestandsdatenerhebung 

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf Auskunft verlangen über  

1. Bestandsdaten gemäß § 3 Nummer 6 des Telekommunikationsgesetzes 
und über die nach § 172 des Telekommunikationsgesetzes erhobenen 
Daten von demjenigen, der geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste 
erbringt oder daran mitwirkt, und 
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2. Bestandsdaten gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Telekommunikation-
Telemedien-Datenschutz-Gesetzes von demjenigen, der geschäftsmäßig 
eigene oder fremde Telemedien zur Nutzung bereithält oder den Zugang 
zur Nutzung vermittelt. 

Die Auskunft nach Satz 1 darf nur verlangt werden, soweit die zu erhebenden 
Daten zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit im Einzelfall 
erforderlich sind. 

(2) Bezieht sich das Auskunftsverlangen nach Absatz 1 auf Daten, mittels 
derer der Zugriff auf Endgeräte oder auf Speichereinrichtungen, die in diesen 
Endgeräten oder hiervon räumlich getrennt eingesetzt werden, geschützt wird, 
darf die Auskunft nur verlangt werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Nutzung der Daten vorliegen. Die Auskunft über Passwörter oder sonstige 
Daten im Sinne von Satz 1, die als Bestandsdaten gemäß § 2 Absatz 2 
Nummer 2 des Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz erhoben 
wurden, darf darüber hinaus nur nach einer richterlichen Anordnung verlangt 
werden, wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für den Bestand oder 
die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit 
einer Person erforderlich ist; für die richterliche Anordnung gilt § 35 Absatz 2 
entsprechend. 

(3) Die Auskunft nach Absatz 1 darf auch anhand einer zu einem bestimmten 
Zeitpunkt zugewiesenen Internet-Protokoll-Adresse verlangt werden, sofern dies 
zur Abwehr einer Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder 
eines Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforderlich ist. Die 
Auskunft gemäß Satz 1 über Daten nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Tele-
kommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes darf darüber hinaus nur ver-
langt werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die betrof-
fene Person Nutzer oder Nutzerin des Telemediendienstes ist, bei dem die Daten 
erhoben werden sollen. 

(4) Die rechtlichen und tatsächlichen Grundlagen für das Auskunftsbegehren 
sind zu dokumentieren. 

(5) Auf Grund eines Auskunftsverlangens nach Absatz 1 bis 3 haben Dienste-
anbieter die zur Auskunftserteilung erforderlichen Daten unverzüglich zu über-
mitteln. Für die Entschädigung der Diensteanbieter gilt § 23 Absatz 1 des Justiz-
vergütungs- und Entschädigungsgesetzes entsprechend. 

14. In § 47 Absatz 2 Satz 4 wird das Wort „verdeckte“ durch das Wort „verdeckt“ 
ersetzt. 

15. § 50 wird wie folgt geändert: 

 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Von der Polizei nach diesem Gesetz rechtmäßig erhobene personen-
bezogene Daten können von der derselben Behörde weiterverarbeitet wer-
den, soweit dies gemessen an der Datenerhebungsvorschrift erforderlich ist 

1. zur Erfüllung derselben Aufgabe und 
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2. zum Schutz derselben Rechtsgüter oder zur Verhütung derselben 
Straftaten.“ 

 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Polizei kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben personenbezogene 
Daten zu anderen Zwecken als denjenigen, zu denen sie erhoben worden 
sind, weiterverarbeiten, soweit 

1. gemessen an der Datenerhebungsvorschrift mindestens 

 vergleichbar gewichtige Straftaten verhütet oder 

 vergleichbar bedeutsame Rechtsgüter oder sonstige Rechte 
geschützt werden sollen und, 

wie es die Vorschrift erlaubt, nach der diese Daten mit mindestens 
vergleichbar schwerwiegenden Mitteln erhoben werden dürften, und 

2. sich aus diesen Daten, auch in Verbindung mit weiteren Kenntnissen 
der Polizei, im Einzelfall konkrete Anhaltspunkte 

 zur Verhütung oder Verfolgung solcher Straftaten oder Ordnungs-
widrigkeiten ergeben oder  

 zur Abwehr von innerhalb absehbarer Zeit drohender Gefahren für 
mindestens vergleichbar bedeutsame Rechtsgüter oder sonstige 
Rechte erkennen lassen.“ 

 In Absatz 2 Satz 3 werden nach der Angabe „§ 35 Absatz 1“ die Wörter „mit 
Ausnahme von Nummer r. 9“ eingefügt.  

 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Abweichend von Absatz 2 können rechtmäßig erlangte personen-
bezogene Daten allein zur Vorgangsverwaltung, zur befristeten Dokumen-
tation behördlichen Handelns, zu Zwecken der Datenschutzkontrolle nach 
§ 38 Absatz 6, zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Betriebes einer 
Datenverarbeitungsanlage oder zu besonderen Zwecken nach § 51 weiter-
verarbeitet werden.“ 

16. § 51 wird wie folgt geändert: 

 Absatz 4 Satz 6 wird gestrichen. 

 In Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Die betroffene Person ist über die erstmalige Speicherung eines Hinweises 
nach Satz 1 zu unterrichten“ 

 Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Personenbezogene Daten, die durch Maßnahmen nach diesem 
Gesetz erhoben worden sind, dürfen zur Verfolgung solcher Straftaten und 

https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/bremisches-polizeigesetz-brempolg-in-der-fassung-vom-6-dezember-2001-160498?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-PolGBRV30P35


  6 

Ordnungswidrigkeiten weiterverarbeitet werden, zu deren Verfolgung sie mit 
mindestens vergleichbar schwerwiegenden Mitteln auch nach der Straf-
prozessordnung hätten erhoben werden dürfen.“ 

17. § 55 wird wie folgt geändert: 

 In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe „Absatz 6“ durch die Angabe „Absatz 5“ 
ersetzt. 

 Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 eingefügt: 

„(8) Der Polizeivollzugsdienst hat Gerichtsvollzieherinnen und Gerichts-
vollziehern auf deren Ersuchen hin Auskunft darüber zu geben, ob nach 
polizeilicher Einschätzung bei einer durchzuführenden Vollstreckungshand-
lung eine Gefahr für Leib oder Leben der Gerichtsvollzieherin oder des 
Gerichtsvollziehers oder einer weiteren an der Vollstreckungshandlung 
beteiligten Person besteht. Soweit erforderlich, darf er hierbei personen-
bezogene Daten der von der Vollstreckungshandlung betroffenen Personen 
sowie Dritter übermitteln.“ 

18. § 58 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 In Satz 1 wird das Wort „Aussonderungsprüffrist“ durch das Wort „Aussonde-
rungsprüffristen“ ersetzt. 

 In Satz 3 wird die Angabe „§ 49“ durch die Angabe „§ 50“ ersetzt. 

19. In § 59 Absatz 3 werden nach der Angabe „3. Abschnitt“ die Wörter „des Ersten 
Teils“ eingefügt. 

20. § 69 wird wie folgt geändert: 

 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 69 

Datenübermittlung an für Gefahrenabwehr, Strafverfolgung  
oder Strafvollstreckung zuständige Stellen in Drittstaaten“ 

 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Polizei kann personenbezogene Daten zu Zwecken der Gefahrenab-
wehr, Strafverfolgung oder Strafvollstreckung unter Beachtung der §§ 66 
bis 68 an die in § 66 Absatz 1 genannten Stellen übermitteln, soweit dies 
erforderlich ist zur 

1. Erfüllung einer Aufgabe der Polizei, 

2. Verfolgung von Straftaten oder zur Strafvollstreckung nach Maßgabe der 
Vorschriften über die internationale Rechtshilfe in strafrechtlichen Ange-
legenheiten oder der Vorschriften über die Zusammenarbeit mit dem 
Internationalen Strafgerichtshof oder 
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3. Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit durch die 
empfangende Stelle.“ 

21. In § 73 Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 wird jeweils die Angabe „Absatz 3“ durch 
die Angabe „Absatz 2“ ersetzt. 

22. In § 98 Absatz 1 wird das Wort „Rechts-Grundlage“ durch das Wort „Rechts-
grundlage“ ersetzt. 

23. § 145 wird wie folgt geändert: 

 In Absatz 2 Satz 3 wird das Komma gestrichen. 

 In Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 wird vor das Wort „Wohnsitze“ das Wort 
„bisherigen“ eingefügt. 

24. In § 147 wird das Wort „ihr“ durch das Wort „ihre“ ersetzt. 

25. § 152 wird wie folgt geändert: 

 Absatz 3 wird aufgehoben. 

 Die Absätze werden 4 bis 6 werden zu den Absätzen 3 bis 5. 

Artikel 2  
Änderung des Gesetzes über den Abschiebungsgewahrsam 

In § 5 Absatz 5 des Gesetzes über den Abschiebungsgewahrsam vom 4. Dezem-
ber 2001 (Brem.GBl. S. 405 — 26-a-2), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
24. November 2020 (Brem.GBl. S. 1486) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 33“ 
durch die Angabe „§ 34“ ersetzt. 

Artikel 3  
Änderung des Gesetzes über das Halten von Hunden 

In § 5 Absatz 4 Satz 2 des Gesetzes über das Halten von Hunden vom 2. Oktober 
2001 (Brem.GBl. S. 331 — 2190-b-1), das zuletzt durch Artikel 6 Nummer 6 des 
Gesetzes vom 24. November 2020 (Brem.GBl. S. 1486) geändert worden ist, wird die 
Angabe „§§ 23 und 24“ durch die Angabe „§§ 21 und 22“ ersetzt. 

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über eine unabhängige Polizeibeauftragte oder einen 

unabhängigen Polizeibeauftragten für die Freie Hansestadt Bremen 

Das Gesetz über eine unabhängige Polizeibeauftragte oder einen unabhängigen 
Polizeibeauftragten für die Freie Hansestadt Bremen vom 24. November 2020 
(Brem.GBl. S. 1486), das zuletzt durch das Gesetz vom 1. März 2022 (Brem.GBl. S. 
1146) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift des Gesetzes wird hinter dem Wort „Bremen“ das Wort 
„(BremPolBG)“ eingefügt.  



  8 

1.2. In § 3 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 37“ durch die Angabe „§ 38“ ersetzt.  

Artikel 54 
Inkrafttreten  

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

 



Gesetzesbegründung 

A. Allgemeines 

Mit dem vorliegenden Gesetz werden insbesondere Anpassungen vorgenommen, die nach 

den Änderungen des Bremischen Polizeigesetzes zum 08.12.2020 erforderlich wurden. Neben 

redaktionellen Anpassungen, der Heilung von Verweisfehlern sowie klarstellenden 

Formulierungen werden u.a. Anpassungen in § 44 des Bremischen Polizeigesetzes 

(Bestandsdatenerhebung) aufgrund der bundesgesetzlichen Veränderungen vorgenommen 

und eine Befugnisnorm zur Übermittlung von Daten an Gerichtsvollzieher:innen durch die 

Polizeivollzugsbehörden geschaffen. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 – Änderung des Bremischen Polizeigesetzes 

Artikel 1 enthält Änderungen des Bremischen Polizeigesetzes, die insbesondere der Heilung 

von Verweisfehlern und daraus resultierenden Folgen (Befristung des § 43 statt des § 44) 

dienen.   

Zu Nummer 1 –Inhaltsübersicht 

Aufgrund der Notwendigkeit des erneuten Inkrafttretenlassens des § 43 ist dessen Überschrift 

erneut in das Inhaltsverzeichnis aufzunehmen. Hinsichtlich der Überschrift von § 69 wird eine 

redaktionelle Änderung vorgenommen. 

Zu Nummern 2 bis 4 – §§ 2, 5 und 13 

Es erfolgen einige redaktionelle sowie geschlechterneutrale Anpassungen. 

Zu Nummer 5 – § 26 (Allgemeine Befugnisse) 

Mit dieser Änderung wird klargestellt, dass bei einer Datenerhebung über minderjährige 

Personen die Unterrichtung der gesetzlichen Vertretung nur zu erfolgen hat, wenn die 

erhobenen Daten auch tatsächlich gespeichert werden. Eine reine Erhebung von Daten kann 

auch beispielsweise bei Verkehrsübungen an Grundschulen erfolgen, wenn Polizeikräfte nach 

Kontrollen der Verkehrssicherheit von Fahrrädern Mängel feststellen und diese Mängel 

schriftlich den Eltern mitteilen. Eine Speicherung der erhobenen Daten erfolgt nicht, und es ist 

auch keine Information der erziehungsberechtigten Personen erforderlich. 

Zu Nummer 6 – § 32 (Datenerhebung bei öffentlichen Veranstaltungen und 

Ansammlungen sowie an besonders gefährdeten Objekten, Orten und Anlagen) 

Ein Verweisfehler wird behoben. 

Zu Nummer 7 – (§ 33 Datenverarbeitung durch den Einsatz körpernah getragener oder 

an polizeilich genutzten Fahrzeugen befestigter Aufnahmegeräte) 

Mit der Änderung in Absatz 2 wird die Eingriffsschwelle für den Einsatz von Bodycams 

außerhalb von Wohnungen gesenkt. Der Einsatz von Bodycams ist mithin möglich zum Schutz 

von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten bei Gefahr für die körperliche 

Unversehrtheit oder die persönliche Ehre. Damit kann dieses wirksame Einsatzmittel 



lageangepasst eingesetzt werden, wenn z.B. Personen gegenüber den Einsatzkräften 

aggressiv oder beleidigend auftreten. 

Zu Nummer 8 – § 34 (Datenerhebung innerhalb von polizeilich genutzten Räumen und 

Fahrzeugen) 

Im Absatz 2 wird mit der Änderung der Verweise eine Klarstellung vorgenommen und eine 

Wiederholung entfernt. 

Durch die Aufnahme des Wortes „uneingeschränkt“ vor das Wort „Beobachtung“ in Satz 4 und 

5 des Absatz 3 wird klargestellt, dass nur in den Fällen, in denen die Intimsphäre einer Person 

betroffen ist (beispielsweise bei einer Entkleidung und einer damit verbundenen 

Inaugenscheinnahme des Intimbereichs) eine Beobachtung durch Bedienstete des gleichen 

Geschlechts vorgeschrieben ist. Dies bedeutet, dass in den Fällen der regulären Beobachtung 

in Gewahrsamszellen (Absatz 2) und in sonstigen polizeilich genutzten Räumen (Absatz 1) die 

Beobachtung auch durch Bedienstete der anderen Geschlechter erfolgen darf.  

In Absatz 5 wird ein Verweisfehler behoben. 

Zu Nummern 9 bis 11 – §§ 36, 38 und 42 

Mit den Änderungen werden Verweisfehler behoben und Klarstellungen in den Bezügen 

vorgenommen. 

Zu Nummer 12 – § 43 (Verkehrsdatenerhebung, Nutzungsdatenerhebung und 

Standortermittlung) 

Der infolge eines fehlerhaften Verweises in § 154 Absatz 3 zum 31.12.2021 außer Kraft 

getretene § 43 wird mit Anpassungen an die zwischenzeitlich erfolgten Gesetzesänderungen 

im Telekommunikationsgesetz und Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz 

erneut in Kraft gesetzt.  

Zu Nummer 13 – § 44 (Bestandsdatenerhebung) 

§ 154 Absatz 3 sah eine Befristung der Regelung zur Bestandsdatenauskunft zum 31.12.2021 

vor, um einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG, Beschluss vom 

27.05.2020 – 1 BvR 1873/13 –, juris Rn. 91) zu dem § 113 des Telekommunikationsgesetzes 

Rechnung zu tragen. Nach der Auffassung des Bundesverfassungsgerichts war § 113 des 

Telekommunikationsgesetzes nicht mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung aus 

Artikel 2 in Verbindung mit Artikel 1 sowie ggf. dem Telekommunikationsgeheimnis aus Artikel 

10 des Grundgesetzes vereinbar und konnte damit nach Ablauf des Übergangszeitraums über 

den 31.12.2021 hinaus nicht als Rechtsgrundlage für die Bestandsdatenerhebung dienen.  

Aufgrund eines Verweisfehlers wurde versehentlich der § 43 Bremisches Polizeigesetz 

befristet. Mit den Änderungen in § 44 wird die Regelung übersichtlicher gegliedert und an die 

Regelungen im neuen Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz angepasst.  

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrats durch zwei Gesetze vom 23. Juni 2021 

eine weitreichende Neuordnung des Telekommunikations- und Telemedienrecht beschlossen. 

Die Änderungen sind am 1. Dezember 2021 in Kraft getreten. 

Zu ihrem Hintergrund: 



Am 20. Dezember 2018 ist der Europäische Kodex für die elektronische Kommunikation in 

Kraft getreten. Zur Umsetzung des Kodex und zur Modernisierung des 

Telekommunikationsrechts hat der Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates am 23. Juni 

2021 das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den europäischen Kodex für die elektronische 

Kommunikation (Neufassung) und zur Modernisierung des Telekommunikationsrechts 

(Telekommunikationsmodernisierungsgesetz), BGBl. I S. 1858, beschlossen. Mit dem 

Telekommunikationsmodernisierungsgesetz wurden die Abschnitte Fernmeldegeheimnis und 

Datenschutz aus dem Telekommunikationsgesetz (TKG) herausgelöst. Mit dem Gesetz vom 

23. Juni 2021 zur Regelung des Datenschutzes und des Schutzes der Privatsphäre in der 

Telekommunikation und bei Telemedien (BGBl. I S. 1982) wurden diese Regelungen in das 

neue Telekommunikations-Telemedien-Datenschutz-Gesetz (TTDSG) überführt. Die 

Regelungen des bisherigen Abschnitts 3 (Öffentliche Sicherheit) wurden überarbeitet und sind 

nunmehr in Teil 10, Abschnitt 1 TKG enthalten. Neben der Umsetzung europarechtlicher 

Vorgaben zum Ausbau und zur Nutzung von Netzen mit sehr hoher Kapazität, der 

Gewährleistung eines nachhaltigen und wirksamen Wettbewerbs und der Interoperabilität der 

Dienste, erfährt das TKG durch die Novellierung verschiedene wirtschaftsrechtliche 

Anpassungen und Neuerungen. 

Die Neuordnung des Telekommunikations- und Telemedienrechts erfasst auch die 

Vorschriften für die Bestandsdatenübermittlung, ohne diese inhaltlich zu ändern. 

Das Bremische Polizeigesetz nimmt in § 44 auf Vorschriften des Bundesrechts als dynamische 

Verweisung ausdrücklich Bezug, die mit dem Inkrafttreten des vorgenannten Bundesrechts 

am 1. Dezember 2021 nicht mehr existieren. Daher bedarf es der Anpassung des 

Landesrechts.  

Die vorgesehenen Änderungen führen nicht zu einer Erweiterung der Befugnisse der Polizei 

oder des Verfassungsschutzes und damit nicht zu neuen Grundrechtseinschränkungen. 

Absatz 1 gestattet der Polizei, allgemeine Bestandsdaten im Bereich des 

Telekommunikationsrechts zu erheben.  

Die gemäß dem sog. Doppeltürmodell der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

mit dieser Abrufbefugnis korrespondierende Übermittlungsbefugnis, die bisher in § 113 Absatz 

1 Satz 1 TKG a. F. normiert war, findet sich ohne Änderung des Umfangs der zu 

beauskunftenden Daten seit dem 1. Dezember 2021 in § 174 Absatz 1 Satz 1 TKG.  

Die Übermittlungsbefugnis des § 174 Absatz 1 Satz 1 TKG bezieht sich – wie bisher § 113 

Absatz 1 Satz 1 TKG a. F. – zum einen auf die Daten, die Telekommunikationsunternehmen 

zu Vertragszwecken verarbeiten dürfen. Die entsprechende Verarbeitungsbefugnis fand sich 

bisher in § 95 TKG a. F. In Folge der Herauslösung der wesentlichen datenschutzrechtlichen 

Vorschriften aus dem TKG, weist dieses Gesetz künftig keine Nachfolgeregelung auf. 

Bezugspunkt für diese Datenkategorie ist seit dem 1. Dezember 2021 vielmehr die 

Begriffsbestimmung in § 3 Nummer 6 TKG. Zum anderen bezieht sich die 

Übermittlungsbefugnis auf Bestandsdaten, zu deren Erhebung und Speicherung 

Telekommunikationsunternehmen verpflichtet sind. Die diesbezüglich bisher in § 111 TKG a. 

F. regelten Vorgaben gelten auch künftig im Wesentlichen unverändert im Rahmen des neuen 

§ 172 TKG fort.  



Materielle Voraussetzung der allgemeinen Bestandsdatenabfrage ist ihre Erforderlichkeit zur 

Abwehr einer konkreten Gefahr für die öffentliche Sicherheit. Diese Abrufvoraussetzung 

entspricht dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Das Bundesverfassungsgericht erachtet 

die allgemeine Bestandsdatenauskunft auf dem Gebiet der Gefahrenabwehr jedenfalls dann 

für verhältnismäßig, wenn sie an das Bestehen einer konkreten Gefahr i. S. d. 

polizeirechtlichen Generalklausel geknüpft ist. Dann bedarf es weder in Bezug auf die jeweils 

zu schützenden Rechtsgüter Anforderungen, die über den allgemeinen Schutz der öffentlichen 

Sicherheit hinausgehen, noch einer Beschränkung auf den Abruf der Daten Polizeipflichtiger 

(BVerfGE 155, 119, Rn. 146; instruktiv: BVerfG, NVwZ 2021, 1135, Rn. 46).  

Absatz 2 Satz 1 regelt die Abfrage von Zugangssicherungsdaten. Die mit dieser Abrufbefugnis 

korrespondierende Übermittlungsbefugnis findet sich seit 1. Dezember 2021 statt in § 113 

Absatz 1 Satz 2 TKG a. F. in § 174 Absatz 1 Satz 2 TKG; die bisher in § 113 Absatz 4 TKG a. 

F. festgelegten Übermittlungsvoraussetzungen übernimmt § 174 Absatz 4 TKG ohne 

inhaltliche Änderungen.  

Absatz 2 Satz 2 setzt die im Bereich des Telemedienrechts geltenden Restriktionen der §§ 22 

Absatz 1 Satz 2, 23 TTDSG, die die erforderliche Gefahrenschwelle und insbesondere den 

Kreis der geschützten Güter einschränken. Nach dem sog. Doppeltürmodell der 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts dürfen die Übermittlungsbefugnisse (die 

erste Tür) nicht durch den Gesetzgeber der Abrufnormen (der zweiten Tür) erweitert werden. 

Der Gesetzgeber der Abrufnorm ist vielmehr an die in der Übermittlungsregelung getroffenen 

Verwendungsregeln gebunden (BVerfGE 155, 119, Rn. 201). Diesem Prinzip folgt Absatz 2 

Satz 2, indem er die Voraussetzungen der Datenerhebungsbefugnis des Satzes 1 im Fall von 

als Bestandsdaten gespeicherten Passwörtern und Zugangssicherungsdaten im Bereich des 

Telemedienrechts verengt und die Datenerhebung unter einen Richter:innenvorbehalt stellt. 

Der neue Absatz 3 regelt die behördliche Auskunftsberechtigung unter Verwendung von 

(dynamischen) Internet-Protokolladressen. Durch das 

Telekommunikationsmodernisierungsgesetz wurden zum 1. Dezember 2021 die 

Übermittlungsbefugnisse und -voraussetzungen von § 113 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 5 TKG 

a. F. überführt nach § 174 Absatz 1 Satz und Absatz 5 TKG. Die Verweisung in der 

Abrufbefugnis des Absatz 3 wird daran redaktionell angepasst. 

In dem neuen Absatz 4 wird eine Verpflichtung zur Dokumentation geschaffen, um so die 

Grundlagen für das Auskunftsbegehren im Nachhinein besser nachvollziehen zu können. 

Der alte Absatz 3 wird zu Absatz 5. 

Zu Nummer 14 – § 47 (Datenerhebung durch den Einsatz verdeckt ermittelnder 

Personen) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 15 – § 50 (Datenweiterverarbeitung; Zweckbindung; Zweckänderung) 

Absatz 1 regelt die Weiterverarbeitung von Daten, die von Polizei erhoben wurden und auch 

von eben dieser Polizeibehörde weiterverarbeitet werden. Die Änderungen beinhalten eine 

Klarstellung entsprechend der Vorgaben aus dem BKAG-Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts (BVerfG, Urteil vom 20.04.2016 - 1 BvR 966/09, 1 BvR 1140/09, 

juris Rn. 279). 



Eine Weiterverarbeitung von Daten einer anderen Behörde oder aufgrund einer anderen 

Rechtsgrundlage richtet sich immer nach den Regeln der hypothetischen Datenneuerhebung, 

mithin nach dem Absatz 2. Die Änderungen gegenüber dem bisherigen Wortlaut sind 

redaktioneller Natur und dienen der Klarstellung. Satz 3 beschreibt die zweckändernde 

Weiterverarbeitung von Informationen aus den in § 35 Absatz 1 genannten Maßnahmen und 

knüpft diese an eine gegenwärtige Gefahr für hochrangige Rechtsgüter. Die Begrenzung der 

Weiterverarbeitung ist vor allem für besonders eingriffsintensiven Maßnahme wie 

beispielsweise der Wohnraumüberwachung notwendig. In § 35 Absatz 1 sind aber auch 

weniger eingriffsintensive Maßnahmen aufgeführt, die keine besondere Eingriffsschwere wie 

bei der Wohnraumüberwachung voraussetzen. Daher wird im Verweis eine Ausnahme für die 

Bestandsdatenerhebung eingefügt.  

Die Änderung in Absatz 5 ist redaktionell und dient der Klarstellung. 

Zu Nummer 16 – § 51 (Weiterverarbeitung zu besonderen Zwecken) 

Die Verpflichtung zur Unterrichtung der betroffenen Person über die erstmalige Speicherung 

von Daten wird in Absatz 4 Satz gestrichen und dem Absatz 5 (an richtiger Stelle) hinzugefügt. 

Der neue Absatz 6 normiert eine „Gleichwertigkeitsvoraussetzung“ für die Weiterverarbeitung 

von personenbezogenen Daten zum Zwecke der Strafverfolgung. Danach dürfen 

personenbezogene Daten, die aufgrund von Maßnahmen nach dem Bremischen Polizeigesetz 

erhoben worden sind, nur zur Verfolgung solcher Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

weiterverarbeitet werden, zu deren Verfolgung sie mit mindestens vergleichbar 

schwerwiegenden Mitteln auch nach der Strafprozessordnung hätten erhoben werden dürfen. 

Nach dem Doppeltürprinzip ist die Regelung im Polizeirecht erforderlich. 

Zu Nummer 17 – § 55 (Datenübermittlung im Inland und innerhalb der Europäischen 

Union) 

In Absatz 6 erfolgt eine redaktionelle Änderung. 

Mit der Aufnahme des neuen Absatz 8 werden die Anforderungen des § 757a der 

Zivilprozessordnung umgesetzt und die rechtliche Grundlage dafür geschaffen, dass die 

zuständige Polizeidienststelle Gerichtsvollzieher:innen auf ihr Ersuchen die Auskunft erteilt, 

ob nach polizeilicher Einschätzung bei einer durchzuführenden Vollstreckungshandlung eine 

Gefahr für Leib oder Leben der Gerichtsvollzieherin bzw. des Gerichtsvollziehers oder einer 

weiteren an der Vollstreckungshandlung beteiligten Person besteht. Die 

Gefährdungseinschätzung erfolgt dabei durch die Polizei in eigener Prüfung. 

Zu Nummer 18 und 19 – §§ 58 und 59 

Hier erfolgen redaktionelle Korrekturen und es wird ein Verweisfehler behoben. 

Zu Nummer 20– § 69 (Datenübermittlung an für Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder 

Strafvollstreckung zuständige Stellen in Drittstaaten) 

Die Datenübermittlungsregelung des § 69 dient neben der Gefahrenabwehr und der 

Strafvollstreckung zuständiger Stellen in Drittstaaten auch der Strafverfolgung. Daher werden 

entsprechende Ergänzungen bzw. Klarstellungen vorgenommen. 

Zu Nummern 21 und 22 – §§ 73 und 98 



Es erfolgt eine redaktionelle Änderung und die Bereinigung eines Verweisfehlers. 

Zu Nummer 23 – § 145 (Zuverlässigkeitsüberprüfungen bei Behörden des 

Polizeivollzugsdienstes) 

In Absatz 2 wird eine redaktionelle Änderung vorgenommen. 

Mit der Aufnahme des Wortes „bisherige“ vor das Wort „Wohnsitze“ in Absatz 4 Satz 1 Nummer 

3 wird deutlich, dass die Anfragen an die bisherigen Wohnsitze der betroffenen Person zu 

richten sind und nicht auf den aktuellen Wohnsitz beschränkt sind. 

Zu Nummer 24 – § 147 (Überleitung der Zuständigkeiten) 

Eine redaktionelle Änderung wird vorgenommen. 

Zu Nummer 25 – § 152 (Inkrafttreten; Außerkrafttreten) 

Infolge von Verschiebungen in den Absätzen wird eine Folgeänderung vorgenommen. 

Zu Artikel 2 und 3 - (Änderungen weiterer Gesetze) 

Es werden Verweisfehler in anderen Landesgesetzen behoben. 

Zu Artikel 4 - Änderung des Gesetzes über eine unabhängige Polizeibeauftragte oder 

einen unabhängigen Polizeibeauftragten für die Freie Hansestadt Bremen 

Dem Gesetz wird eine Abkürzung für eine lesbarere Zitierung zugeteilt. Dazu wird ein 

Verweisfehler in § 3 Absatz 1 Satz 1 behoben.  
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§ 51  Weiterverarbeitung zu besonderen Zwecken 
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§ 52  Kennzeichnung 

4.  Unterabschnitt: Datenübermittlung 

§ 53  Allgemeine Voraussetzungen der Datenübermittlung 

§ 54  Automatisiertes Abrufverfahren; Datenverbund 

§ 55  Datenübermittlung im Inland und innerhalb der Europäischen 

Union 

§ 56  Bereitstellung von Daten an Kontrollgremien 

§ 57  Übermittlung von Daten durch nicht öffentliche Stellen an den 

Polizeivollzugsdienst 

5.  Unterabschnitt: Berichtigung, Löschung und Einschränkung der 

Datenverarbeitung 

§ 58  Berichtigung, Löschung und Einschränkung der 

Datenverarbeitung 

4.  Abschnitt: Besondere Bestimmungen für Verarbeitungen zu 

Zwecken gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680 

1. Unterabschnitt: Anwendungsbereich, Grundsätze der 

Datenverarbeitung 

§ 59  Anwendungsbereich 

§ 60  Grundsätze der Datenverarbeitung 

§ 61  Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 

§ 62  Profiling; automatisierte Einzelentscheidung 

§ 63  Anforderungen an die Sicherheit der Datenverarbeitung 

§ 64  Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener 

Daten an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für 

Datenschutz und Informationsfreiheit 

§ 65  Unterrichtung der betroffenen Person bei Verletzungen des 

Schutzes personenbezogener Daten 

§ 52  Kennzeichnung 

4.  Unterabschnitt: Datenübermittlung 

§ 53  Allgemeine Voraussetzungen der Datenübermittlung 

§ 54  Automatisiertes Abrufverfahren; Datenverbund 

§ 55  Datenübermittlung im Inland und innerhalb der Europäischen 

Union 

§ 56  Bereitstellung von Daten an Kontrollgremien 

§ 57  Übermittlung von Daten durch nicht öffentliche Stellen an den 

Polizeivollzugsdienst 

5.  Unterabschnitt: Berichtigung, Löschung und Einschränkung der 

Datenverarbeitung 

§ 58  Berichtigung, Löschung und Einschränkung der 

Datenverarbeitung 

4.  Abschnitt: Besondere Bestimmungen für Verarbeitungen zu 

Zwecken gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680 

1. Unterabschnitt: Anwendungsbereich, Grundsätze der 

Datenverarbeitung 

§ 59  Anwendungsbereich 

§ 60  Grundsätze der Datenverarbeitung 

§ 61  Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 

§ 62  Profiling; automatisierte Einzelentscheidung 

§ 63  Anforderungen an die Sicherheit der Datenverarbeitung 

§ 64  Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener 

Daten an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für 

Datenschutz und Informationsfreiheit 

§ 65  Unterrichtung der betroffenen Person bei Verletzungen des 

Schutzes personenbezogener Daten 
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2.  Unterabschnitt: Datenübermittlungen an Drittstaaten und an 

internationale Organisationen  

§ 66 Allgemeine Voraussetzungen der Datenübermittlung an 

Drittstaaten und an internationale Organisationen 

§ 67  Voraussetzungen der Datenübermittlung bei geeigneten 

Garantien 

§ 68  Voraussetzungen der Datenübermittlung ohne geeignete 

Garantien 

§ 69  Datenübermittlung an für Gefahrenabwehr oder 

Strafvollstreckung zuständige Stellen in Drittstaaten 

§ 70  Datenübermittlung an sonstige Stellen in Drittstaaten 

3.  Unterabschnitt: Rechte der betroffenen Person 

§ 71  Allgemeine Informationspflicht 

§ 72  Unterrichtung betroffener Personen 

§ 73  Auskunftsrecht 

§ 74 Rechte auf Berichtigung und Löschung sowie Einschränkung der 

Verarbeitung 

§ 75  Verfahren für die Ausübung der Rechte der betroffenen Person 

4.  Unterabschnitt: Pflichten der Polizei und Auftragsverarbeiter 

§ 76 Pflichten der Polizei 

§ 77 Gemeinsame Verantwortlichkeit 

§ 78  Auftragsverarbeitung 

§ 79  Verarbeitung auf Weisung; Datengeheimnis 

§ 80  Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

§ 81  Protokollierung 

§ 82  Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschätzung 

2.  Unterabschnitt: Datenübermittlungen an Drittstaaten und an 

internationale Organisationen  

§ 66 Allgemeine Voraussetzungen der Datenübermittlung an 

Drittstaaten und an internationale Organisationen 

§ 67  Voraussetzungen der Datenübermittlung bei geeigneten 

Garantien 

§ 68  Voraussetzungen der Datenübermittlung ohne geeignete 

Garantien 

§ 69  Datenübermittlung an für Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder 

Strafvollstreckung zuständige Stellen in Drittstaaten 

§ 70  Datenübermittlung an sonstige Stellen in Drittstaaten 

3.  Unterabschnitt: Rechte der betroffenen Person 

§ 71  Allgemeine Informationspflicht 

§ 72  Unterrichtung betroffener Personen 

§ 73  Auskunftsrecht 

§ 74 Rechte auf Berichtigung und Löschung sowie Einschränkung der 

Verarbeitung 

§ 75  Verfahren für die Ausübung der Rechte der betroffenen Person 

4.  Unterabschnitt: Pflichten der Polizei und Auftragsverarbeiter 

§ 76 Pflichten der Polizei 

§ 77 Gemeinsame Verantwortlichkeit 

§ 78  Auftragsverarbeitung 

§ 79  Verarbeitung auf Weisung; Datengeheimnis 

§ 80  Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

§ 81  Protokollierung 

§ 82  Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschätzung 
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5.  Unterabschnitt: Die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz 

und Informationsfreiheit 

§ 83  Aufsichtsbehörde 

§ 84  Aufgaben 

§ 85  Befugnisse 

§ 86  Anhörung 

§ 87  Anrufung 

§ 88  Rechtsschutz gegen Entscheidungen der oder des 

Landesbeauftragten oder bei deren oder dessen Untätigkeit 

§ 89  (weggefallen) 

§ 90  Tätigkeitsbericht und parlamentarische Ersuchen 

§ 91  Gegenseitige Amtshilfe 

6.  Unterabschnitt: Datenschutzbeauftragte der Polizei 

§ 92  Benennung 

§ 93  Stellung 

§ 94  Aufgaben 

7.  Unterabschnitt: Haftung und Sanktionen 

§ 95  Schadensausgleich bei Datenschutzverletzungen 

§ 96  Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften 

5.  Abschnitt: Vollzugshilfe 

§ 97  Vollzugshilfe 

§ 98  Verfahren 

§ 99  Vollzugshilfe bei Freiheitsentziehungen 

6.  Abschnitt: Zwang 

§ 100 Allgemeines 

§ 101 Unmittelbarer Zwang 

5.  Unterabschnitt: Die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz 

und Informationsfreiheit 

§ 83  Aufsichtsbehörde 

§ 84  Aufgaben 

§ 85  Befugnisse 

§ 86  Anhörung 

§ 87  Anrufung 

§ 88  Rechtsschutz gegen Entscheidungen der oder des 

Landesbeauftragten oder bei deren oder dessen Untätigkeit 

§ 89  (weggefallen) 

§ 90  Tätigkeitsbericht und parlamentarische Ersuchen 

§ 91  Gegenseitige Amtshilfe 

6.  Unterabschnitt: Datenschutzbeauftragte der Polizei 

§ 92  Benennung 

§ 93  Stellung 

§ 94  Aufgaben 

7.  Unterabschnitt: Haftung und Sanktionen 

§ 95  Schadensausgleich bei Datenschutzverletzungen 

§ 96  Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften 

5.  Abschnitt: Vollzugshilfe 

§ 97  Vollzugshilfe 

§ 98  Verfahren 

§ 99  Vollzugshilfe bei Freiheitsentziehungen 

6.  Abschnitt: Zwang 

§ 100 Allgemeines 

§ 101 Unmittelbarer Zwang 
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§ 102 Handeln auf Anordnung 

§ 103 Hilfeleistung für Verletzte 

§ 104 Androhung unmittelbaren Zwangs 

§ 105 Fesselung von Personen 

§ 106 Fixierung von Personen 

§ 107 Allgemeine Vorschriften für den Schusswaffengebrauch 

§ 108 Schusswaffengebrauch gegen Personen 

7.  Abschnitt: Polizeiverordnungen 

§ 109 Begriff 

§ 110 Zuständigkeit 

§ 111 Vorlagepflicht -Zustimmungserfordernis 

§ 112 Selbsteintrittsrecht der Fachaufsichtsbehörde 

§ 113 Inhaltliche Grenzen 

§ 114 Formerfordernisse 

§ 115 Bußgeldvorschrift 

§ 116 Geltungsdauer von Polizeiverordnungen 

8.  Abschnitt: Schadensausgleich, Erstattungs- und Ersatzansprüche 

§ 117 Zum Schadensausgleich verpflichtende Tatbestände 

§ 118 Schadensausgleich bei Vermögensschäden und bei 

Freiheitsentziehung 

§ 119 Schadensausgleich bei Gesundheitsschäden 

§ 120 Verjährung des Ausgleichsanspruchs 

§ 121 Ausgleichspflichtiger; Erstattungsansprüche 

§ 122 Rückgriff gegen den Verantwortlichen 

§ 123 Rechtsweg 

2. Teil: Organisation der Polizei 

§ 102 Handeln auf Anordnung 

§ 103 Hilfeleistung für Verletzte 

§ 104 Androhung unmittelbaren Zwangs 

§ 105 Fesselung von Personen 

§ 106 Fixierung von Personen 

§ 107 Allgemeine Vorschriften für den Schusswaffengebrauch 

§ 108 Schusswaffengebrauch gegen Personen 

7.  Abschnitt: Polizeiverordnungen 

§ 109 Begriff 

§ 110 Zuständigkeit 

§ 111 Vorlagepflicht - Zustimmungserfordernis 

§ 112 Selbsteintrittsrecht der Fachaufsichtsbehörde 

§ 113 Inhaltliche Grenzen 

§ 114 Formerfordernisse 

§ 115 Bußgeldvorschrift 

§ 116 Geltungsdauer von Polizeiverordnungen 

8.  Abschnitt: Schadensausgleich, Erstattungs- und Ersatzansprüche 

§ 117 Zum Schadensausgleich verpflichtende Tatbestände 

§ 118 Schadensausgleich bei Vermögensschäden und bei 

Freiheitsentziehung 

§ 119 Schadensausgleich bei Gesundheitsschäden 

§ 120 Verjährung des Ausgleichsanspruchs 

§ 121 Ausgleichspflichtiger; Erstattungsansprüche 

§ 122 Rückgriff gegen den Verantwortlichen 

§ 123 Rechtsweg 

2. Teil: Organisation der Polizei 
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1.  Abschnitt: Polizeihoheit und Aufgabenverteilung 

§ 124 Träger der Polizeihoheit 

§ 125 Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben 

2.  Abschnitt: Polizeibehörden 

§ 126 Allgemeine Polizeibehörden 

§ 127 Sonderpolizeibehörden 

§ 128 Gliederung der allgemeinen Polizeibehörden 

§ 129 Kommunaler Ordnungsdienst 

§ 130 Aufsicht über die Polizeibehörden 

3. Abschnitt: Polizeivollzugsdienst 

§ 131 Weisungsrecht, Selbsteintritt, Unterrichtungspflicht 

§ 132 Polizeivollzugsdienst des Landes 

§ 133 Aufgaben der Polizei Bremen 

§ 134 Aufgaben des Landeskriminalamts 

§ 135 Vollzugspolizeiliche Aufgaben des Senators für Inneres 

§ 136 Polizeivollzugsdienst der Stadtgemeinde Bremerhaven 

§ 137 Unterstützung und gemeinsamer Einsatz 

§ 138 Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeamte 

§ 139 Aufsicht über den Polizeivollzugsdienst 

4.  Abschnitt: Zuständigkeiten 

§ 140 Örtliche Zuständigkeit 

§ 141 Sachliche Zuständigkeit 

§ 142 Außerordentliche sachliche Zuständigkeit 

§ 143 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und 

Polizeivollzugsbeamten anderer Länder und des Bundes 

1.  Abschnitt: Polizeihoheit und Aufgabenverteilung 

§ 124 Träger der Polizeihoheit 

§ 125 Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben 

2.  Abschnitt: Polizeibehörden 

§ 126 Allgemeine Polizeibehörden 

§ 127 Sonderpolizeibehörden 

§ 128 Gliederung der allgemeinen Polizeibehörden 

§ 129 Kommunaler Ordnungsdienst 

§ 130 Aufsicht über die Polizeibehörden 

3. Abschnitt: Polizeivollzugsdienst 

§ 131 Weisungsrecht, Selbsteintritt, Unterrichtungspflicht 

§ 132 Polizeivollzugsdienst des Landes 

§ 133 Aufgaben der Polizei Bremen 

§ 134 Aufgaben des Landeskriminalamts 

§ 135 Vollzugspolizeiliche Aufgaben des Senators für Inneres 

§ 136 Polizeivollzugsdienst der Stadtgemeinde Bremerhaven 

§ 137 Unterstützung und gemeinsamer Einsatz 

§ 138 Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeamte 

§ 139 Aufsicht über den Polizeivollzugsdienst 

4.  Abschnitt: Zuständigkeiten 

§ 140 Örtliche Zuständigkeit 

§ 141 Sachliche Zuständigkeit 

§ 142 Außerordentliche sachliche Zuständigkeit 

§ 143 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und 

Polizeivollzugsbeamten anderer Länder und des Bundes 
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§ 144 Amtshandlungen von bremischen Polizeivollzugsbeamtinnen und 

Polizeivollzugsbeamten außerhalb des Zuständigkeitsbereichs 

des Landes Bremen 

5.  Abschnitt: Zuverlässigkeitsüberprüfung 

§ 145  Zuverlässigkeitsüberprüfungen bei Behörden des 

Polizeivollzugsdienstes 

Dritter Teil:Die Kosten der Polizei 

§ 146 Kosten 

Vierter Teil:Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 147 Überleitung der Zuständigkeiten 

§ 148 Weitergeltung von Polizeiverordnungen und anderen 

Rechtsvorschriften 

§ 149 Anwendung unmittelbaren Zwanges durch Nichtpolizeibehörden 

§ 150 Evaluation 

§ 151 Einschränkung von Grundrechten 

§ 152 Inkrafttreten; Außerkrafttreten 

§ 144 Amtshandlungen von bremischen Polizeivollzugsbeamtinnen und 

Polizeivollzugsbeamten außerhalb des Zuständigkeitsbereichs 

des Landes Bremen 

5.  Abschnitt: Zuverlässigkeitsüberprüfung 

§ 145  Zuverlässigkeitsüberprüfungen bei Behörden des 

Polizeivollzugsdienstes 

Dritter Teil: Die Kosten der Polizei 

§ 146 Kosten 

Vierter Teil: Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 147 Überleitung der Zuständigkeiten 

§ 148 Weitergeltung von Polizeiverordnungen und anderen 

Rechtsvorschriften 

§ 149 Anwendung unmittelbaren Zwanges durch Nichtpolizeibehörden 

§ 150 Evaluation 

§ 151 Einschränkung von Grundrechten 

§ 152 Inkrafttreten; Außerkrafttreten 

Erster Teil: Das Recht der Polizei Erster Teil: Das Recht der Polizei 

1. Abschnitt: Aufgaben und allgemeine Vorschriften 1. Abschnitt: Aufgaben und allgemeine Vorschriften 

§ 2 Begriffsbestimmungen § 2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist beziehungsweise sind  

1.  Polizei:  

Im Sinne dieses Gesetzes ist beziehungsweise sind  

1.  Polizei:  
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 die Verwaltungsbehörden, soweit ihnen Aufgaben der 

Gefahrenabwehr übertragen worden sind (Polizeibehörden), sowie 

Behörden (§ 132), Dienststellen (§ 125 Absatz 2) und Beamtinnen 

oder Beamte der Vollzugspolizei (Polizeivollzugsdienst), ferner 

Hilfspolizeibeamtinnen oder Hilfspolizeibeamte (§ 138);  

2.  Öffentliche Sicherheit:  

 die Unverletzlichkeit der Rechtsordnung, der subjektiven Rechte und 

Rechtsgüter des einzelnen sowie der Einrichtungen und 

Veranstaltungen des Staates oder sonstiger Träger der 

Hoheitsgewalt; 

3.  Gefahr:  

a)  eine Sachlage, bei der im einzelnen Falle die hinreichende 

Wahrscheinlichkeit besteht, dass in absehbarer Zeit ein Schaden für 

die öffentliche Sicherheit eintreten wird;  

b)  gegenwärtige Gefahr:  

 eine Sachlage, bei der die Einwirkung des schädigenden Ereignisses 

bereits begonnen hat oder bei der diese Einwirkung unmittelbar oder 

in allernächster Zeit mit einer an Sicherheit grenzenden 

Wahrscheinlichkeit bevorsteht;  

c)  erhebliche Gefahr:  

 eine Gefahr für ein bedeutsames Rechtsgut, wie Bestand des 

Staates, Leben, Gesundheit, Freiheit oder nicht unwesentliche 

Vermögens werte; 

d)  Gefahr für Leib oder Leben:  

 eine Sachlage, bei der eine nicht nur leichte Körperverletzung oder 

der Tod einzutreten droht;  

e)  dringende Gefahr:  

 die Verwaltungsbehörden, soweit ihnen Aufgaben der 

Gefahrenabwehr übertragen worden sind (Polizeibehörden), sowie 

Behörden (§ 132), Dienststellen (§ 125 Absatz 2) und Beamtinnen 

oder Beamte der Vollzugspolizei (Polizeivollzugsdienst), ferner 

Hilfspolizeibeamtinnen oder Hilfspolizeibeamte (§ 138);  

2.  Öffentliche Sicherheit:  

 die Unverletzlichkeit der Rechtsordnung, der subjektiven Rechte und 

Rechtsgüter des einzelnen sowie der Einrichtungen und 

Veranstaltungen des Staates oder sonstiger Träger der 

Hoheitsgewalt; 

3.  Gefahr:  

a)  eine Sachlage, bei der im einzelnen Falle die hinreichende 

Wahrscheinlichkeit besteht, dass in absehbarer Zeit ein Schaden für 

die öffentliche Sicherheit eintreten wird;  

b)  gegenwärtige Gefahr:  

 eine Sachlage, bei der die Einwirkung des schädigenden Ereignisses 

bereits begonnen hat oder bei der diese Einwirkung unmittelbar oder 

in allernächster Zeit mit einer an Sicherheit grenzenden 

Wahrscheinlichkeit bevorsteht;  

c)  erhebliche Gefahr:  

 eine Gefahr für ein bedeutsames Rechtsgut, wie Bestand des 

Staates, Leben, Gesundheit, Freiheit oder nicht unwesentliche 

Vermögenswerte; 

d)  Gefahr für Leib oder Leben:  

 eine Sachlage, bei der eine nicht nur leichte Körperverletzung oder 

der Tod einzutreten droht;  

e)  dringende Gefahr:  
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 eine erhebliche Gefahr, die im Hinblick auf das Ausmaß des zu 

erwartenden Schadens und die Wahrscheinlichkeit des 

Schadenseintritts erhöht ist; 

4. Straftat:  

 eine rechtswidrige Tat, die den objektiven Tatbestand eines 

Strafgesetzes verwirklicht;  

5.  Straftat von erheblicher Bedeutung:  

a)  ein Verbrechen, mit Ausnahme einer Straftat nach den §§ 154 und 

155 des Strafgesetzbuchs,  

b)  die in § 138 des Strafgesetzbuches genannten Vergehen, sowie 

Vergehen nach den §§ 85 bis 89, 98, 99, 129, 130, 174 bis 176 des 

Strafgesetzbuchs und  

c)  gewerbs- oder bandenmäßig begangene Vergehen nach  

aa) den §§ 243, 244, 253, 260, 263, 263a, 266, 291 des 

Strafgesetzbuchs,  

bb) § 52 Absatz 1 und 3 des Waffengesetzes,  

cc) § 29 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 des Betäubungsmittelgesetzes,  

dd) § 96 des Aufenthaltsgesetzes; 

6. Straftaten erheblichen Umfanges:  

am selben Ort und innerhalb eines engen zeitlichen Zusammenhangs 

von mehreren Personen, nicht notwendiger Weise gemeinschaftlich, 

begangene Straftaten nach  

a) den §§ 177 und 178 des Strafgesetzbuches,  

b) den §§ 223, 224, 226, 231 des Strafgesetzbuches,  

c) den §§ 244 Absatz 1 Nummer 1, 249, 250, 251, 252, 253, 255 des 

Strafgesetzbuches oder  

d) den §§ 125 und 125a des Strafgesetzbuches. 

7. terroristische Straftat: 

 eine erhebliche Gefahr, die im Hinblick auf das Ausmaß des zu 

erwartenden Schadens und die Wahrscheinlichkeit des 

Schadenseintritts erhöht ist; 

4. Straftat:  

 eine rechtswidrige Tat, die den objektiven Tatbestand eines 

Strafgesetzes verwirklicht;  

5.  Straftat von erheblicher Bedeutung:  

a)  ein Verbrechen, mit Ausnahme einer Straftat nach den §§ 154 und 

155 des Strafgesetzbuchs,  

b)  die in § 138 des Strafgesetzbuches genannten Vergehen, sowie 

Vergehen nach den §§ 85 bis 89, 98, 99, 129, 130, 174 bis 176 des 

Strafgesetzbuchs und  

c)  gewerbs- oder bandenmäßig begangene Vergehen nach  

aa) den §§ 243, 244, 253, 260, 263, 263a, 266, 291 des 

Strafgesetzbuchs,  

bb) § 52 Absatz 1 und 3 des Waffengesetzes,  

cc) § 29 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 des Betäubungsmittelgesetzes,  

dd) § 96 des Aufenthaltsgesetzes; 

6. Straftaten erheblichen Umfanges:  

am selben Ort und innerhalb eines engen zeitlichen Zusammenhangs 

von mehreren Personen, nicht notwendiger Weise gemeinschaftlich, 

begangene Straftaten nach  

a) den §§ 177 und 178 des Strafgesetzbuches,  

b) den §§ 223, 224, 226, 231 des Strafgesetzbuches,  

c) den §§ 244 Absatz 1 Nummer 1, 249, 250, 251, 252, 253, 255 des 

Strafgesetzbuches oder  

d) den §§ 125 und 125a des Strafgesetzbuches. 

7. terroristische Straftat: 
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 eine Straftat nach 

a) den §§ 211 oder 212 des Strafgesetzbuches oder §§ 6,7, 8, 9, 10, 11 

oder 12 des Völkerstrafgesetzbuches, 

b) § 226 des Strafgesetzbuches, 

c) § 239a oder des § 239b des Strafgesetzbuches, 

d) den §§ 303b, 305, 305a, 306, § 308 Absatz 1 bis 4, § 309 Absatz 1 

bis 5, 313, 314, 315 Absatz 1, 3 oder 4, § 316b Absatz 1 oder 3, § 

316c Absatz 1 bis 3 oder § 317 Absatz 1 des Strafgesetzbuches, 

e) § 330a Absatz 1 bis 3 des Strafgesetzbuches, 

f) § 19 Absatz 1 bis 3, § 20 Absatz 1 oder 2, § 20a Absatz 1 bis 3, § 19 

Absatz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 Nummer 2, § 20 Absatz 1 oder 2 

oder § 20a Absatz 1 bis 3, jeweils auch in Verbindung mit § 21, oder 

nach § 22a Absatz 1 bis 3 des Gesetzes über die Kontrolle von 

Kriegswaffen oder nach 

g) § 51 Absatz 1 bis 3 des Waffengesetzes 

 bei Begehung im In- oder Ausland, wenn der Versuch oder die 

Begehung der Straftat dazu bestimmt ist, 

a) die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern, 

b) eine Behörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit 

Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder 

c) die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen 

Grundstrukturen der Freien Hansestadt Bremen, der Bundesrepublik 

Deutschland, eines anderen Landes oder Staates oder einer 

internationalen Organisation zu beseitigen oder erheblich zu 

beeinträchtigen, 

 und die Straftat durch die Art ihrer Begehung oder durch ihre 

Auswirkungen die Freie Hansestadt Bremen, die Bundesrepublik 

Deutschland, ein anderes Land, einen anderen Staat oder eine 

internationale Organisation erheblich schädigen kann;  

 eine Straftat nach 

a) den §§ 211 oder 212 des Strafgesetzbuches oder §§ 6, 7, 8, 9, 10, 11 

oder 12 des Völkerstrafgesetzbuches, 

b) § 226 des Strafgesetzbuches, 

c) § 239a oder des § 239b des Strafgesetzbuches, 

d) den §§ 303b, 305, 305a, 306, § 308 Absatz 1 bis 4, § 309 Absatz 1 

bis 5, 313, 314, 315 Absatz 1, 3 oder 4, § 316b Absatz 1 oder 3, § 

316c Absatz 1 bis 3 oder § 317 Absatz 1 des Strafgesetzbuches, 

e) § 330a Absatz 1 bis 3 des Strafgesetzbuches, 

f) § 19 Absatz 1 bis 3, § 20 Absatz 1 oder 2, § 20a Absatz 1 bis 3, § 19 

Absatz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 Nummer 2, § 20 Absatz 1 oder 2 

oder § 20a Absatz 1 bis 3, jeweils auch in Verbindung mit § 21, oder 

nach § 22a Absatz 1 bis 3 des Gesetzes über die Kontrolle von 

Kriegswaffen oder nach 

g) § 51 Absatz 1 bis 3 des Waffengesetzes 

 bei Begehung im In- oder Ausland, wenn der Versuch oder die 

Begehung der Straftat dazu bestimmt ist, 

a) die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern, 

b) eine Behörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit 

Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder 

c) die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen 

Grundstrukturen der Freien Hansestadt Bremen, der Bundesrepublik 

Deutschland, eines anderen Landes oder Staates oder einer 

internationalen Organisation zu beseitigen oder erheblich zu 

beeinträchtigen, 

 und die Straftat durch die Art ihrer Begehung oder durch ihre 

Auswirkungen die Freie Hansestadt Bremen, die Bundesrepublik 

Deutschland, ein anderes Land, einen anderen Staat oder eine 

internationale Organisation erheblich schädigen kann;  
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8. Kontakt- oder Begleitperson: 

 eine Person, die mit einer anderen Person, von der Tatsachen die 

Annahme rechtfertigen, dass von ihr eine Gefahr ausgeht oder dass 

sie Straftaten von erheblicher Bedeutung begehen wird, in einer 

Weise in Verbindung steht, welche die Erhebung ihrer 

personenbezogenen Daten zur Abwehr dieser angenommenen 

Gefahr oder zur Verhütung dieser angenommenen Straftaten 

erfordert; vorausgesetzt sind konkrete Tatsachen für eine individuelle 

Nähe zur Gefahrenlage oder zu den Straftaten; 

9. personenbezogene Daten: 

 alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare 

natürliche Person (betroffene Person) beziehen. Als identifizierbar 

wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, 

insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, 

zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung 

oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen, die Ausdruck 

der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, 

wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen 

Person sind, identifiziert werden kann; 

10. Verarbeitung: 

 jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführte 

Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit 

personenbezogenen Daten, wie das Erheben, das Erfassen, die 

Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder 

Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die 

Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form 

der Bereitstellung, der Abgleich oder die Verknüpfung, die 

Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung, jeweils auch 

durch Angestellte der Behörden des Polizeivollzugsdienstes; 

11. Einschränkung der Verarbeitung: 

8. Kontakt- oder Begleitperson: 

 eine Person, die mit einer anderen Person, von der Tatsachen die 

Annahme rechtfertigen, dass von ihr eine Gefahr ausgeht oder dass 

sie Straftaten von erheblicher Bedeutung begehen wird, in einer 

Weise in Verbindung steht, welche die Erhebung ihrer 

personenbezogenen Daten zur Abwehr dieser angenommenen 

Gefahr oder zur Verhütung dieser angenommenen Straftaten 

erfordert; vorausgesetzt sind konkrete Tatsachen für eine individuelle 

Nähe zur Gefahrenlage oder zu den Straftaten; 

9. personenbezogene Daten: 

 alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare 

natürliche Person (betroffene Person) beziehen. Als identifizierbar 

wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, 

insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, 

zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung 

oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen, die Ausdruck 

der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, 

wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen 

Person sind, identifiziert werden kann; 

10. Verarbeitung: 

 jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführte 

Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit 

personenbezogenen Daten, wie das Erheben, das Erfassen, die 

Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder 

Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die 

Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form 

der Bereitstellung, der Abgleich oder die Verknüpfung, die 

Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung, jeweils auch 

durch Angestellte der Behörden des Polizeivollzugsdienstes; 

11. Einschränkung der Verarbeitung: 
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 die Markierung gespeicherter personenbezogener Daten mit dem 

Ziel, ihre künftige Verarbeitung einzuschränken; 

12. Profiling: 

 jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, 

die darin besteht, dass diese personenbezogenen Daten verwendet 

werden, um bestimmte persönliche Aspekte, die sich auf eine 

natürliche Person beziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte 

bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, 

persönliche Vorlieben, Interessen, Zuverlässigkeit, Verhalten, 

Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser natürlichen Person zu 

analysieren oder vorherzusagen; 

13. Pseudonymisierung: 

 Die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass die 

personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung zusätzlicher 

Informationen nicht mehr einer spezifischen betroffenen Person 

zugeordnet werden können, sofern diese zusätzlichen Informationen 

gesondert aufbewahrt werden und technischen und organisatorischen 

Maßnahmen unterliegen, die gewährleisten, dass die 

personenbezogenen Daten nicht einer identifizierten oder 

identifizierbaren natürlichen Person zugewiesen werden; 

14. Dateisystem: 

 jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach 

bestimmten Kriterien zugänglich sind, unabhängig davon, ob diese 

Sammlung zentral, dezentral oder nach funktionalen oder 

geografischen Gesichtspunkten geordnet geführt wird; 

15. Auftragsverarbeiter: 

 eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder 

andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag der Polizei 

verarbeitet; 

 die Markierung gespeicherter personenbezogener Daten mit dem 

Ziel, ihre künftige Verarbeitung einzuschränken; 

12. Profiling: 

 jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, 

die darin besteht, dass diese personenbezogenen Daten verwendet 

werden, um bestimmte persönliche Aspekte, die sich auf eine 

natürliche Person beziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte 

bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, 

persönliche Vorlieben, Interessen, Zuverlässigkeit, Verhalten, 

Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser natürlichen Person zu 

analysieren oder vorherzusagen; 

13. Pseudonymisierung: 

 Die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass die 

personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung zusätzlicher 

Informationen nicht mehr einer spezifischen betroffenen Person 

zugeordnet werden können, sofern diese zusätzlichen Informationen 

gesondert aufbewahrt werden und technischen und organisatorischen 

Maßnahmen unterliegen, die gewährleisten, dass die 

personenbezogenen Daten nicht einer identifizierten oder 

identifizierbaren natürlichen Person zugewiesen werden; 

14. Dateisystem: 

 jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach 

bestimmten Kriterien zugänglich sind, unabhängig davon, ob diese 

Sammlung zentral, dezentral oder nach funktionalen oder 

geografischen Gesichtspunkten geordnet geführt wird; 

15. Auftragsverarbeiter: 

 eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder 

andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag der Polizei 

verarbeitet; 
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16. empfangende Stelle: 

 eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder 

andere Stelle, der personenbezogene Daten offengelegt werden, 

unabhängig davon, ob es sich bei ihr um einen Dritten handelt oder 

nicht. Behörden, die im Rahmen eines bestimmten 

Untersuchungsauftrags nach dem Unionsrecht oder anderen 

Rechtsvorschriften möglicherweise personenbezogene Daten 

erhalten, gelten jedoch nicht als empfangende Stelle. Die 

Verarbeitung dieser Daten durch die genannten Behörden erfolgt im 

Einklang mit den geltenden Datenschutzvorschriften gemäß den 

Zwecken der Verarbeitung; 

17. Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten: 

 eine Verletzung der Sicherheit, die zur Vernichtung, zum Verlust oder 

zur Veränderung, ob unbeabsichtigt oder unrechtmäßig, oder zur 

unbefugten Offenlegung von bzw. zum unbefugten Zugang zu 

personenbezogenen Daten oder zum unbefugten Zugriff auf diese 

führt, die übermittelt, gespeichert oder auf sonstige Weise verarbeitet 

wurden; 

18. genetische Daten: 

 personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen 

genetischen Eigenschaften einer natürlichen Person, die eindeutige 

Informationen über die Physiologie oder die Gesundheit dieser 

natürlichen Person liefern und insbesondere aus der Analyse einer 

biologischen Probe der betreffenden natürlichen Person gewonnen 

wurden; 

19. biometrische Daten: 

 mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezogene 

Daten zu den physischen, physiologischen oder verhaltenstypischen 

Merkmalen einer natürlichen Person, die die eindeutige Identifizierung 

16. empfangende Stelle: 

 eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder 

andere Stelle, der personenbezogene Daten offengelegt werden, 

unabhängig davon, ob es sich bei ihr um einen Dritten handelt oder 

nicht. Behörden, die im Rahmen eines bestimmten 

Untersuchungsauftrags nach dem Unionsrecht oder anderen 

Rechtsvorschriften möglicherweise personenbezogene Daten 

erhalten, gelten jedoch nicht als empfangende Stelle. Die 

Verarbeitung dieser Daten durch die genannten Behörden erfolgt im 

Einklang mit den geltenden Datenschutzvorschriften gemäß den 

Zwecken der Verarbeitung; 

17. Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten: 

 eine Verletzung der Sicherheit, die zur Vernichtung, zum Verlust oder 

zur Veränderung, ob unbeabsichtigt oder unrechtmäßig, oder zur 

unbefugten Offenlegung von bzw. zum unbefugten Zugang zu 

personenbezogenen Daten oder zum unbefugten Zugriff auf diese 

führt, die übermittelt, gespeichert oder auf sonstige Weise verarbeitet 

wurden; 

18. genetische Daten: 

 personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen 

genetischen Eigenschaften einer natürlichen Person, die eindeutige 

Informationen über die Physiologie oder die Gesundheit dieser 

natürlichen Person liefern und insbesondere aus der Analyse einer 

biologischen Probe der betreffenden natürlichen Person gewonnen 

wurden; 

19. biometrische Daten: 

 mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezogene 

Daten zu den physischen, physiologischen oder verhaltenstypischen 

Merkmalen einer natürlichen Person, die die eindeutige Identifizierung 
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 dieser natürlichen Person ermöglichen oder bestätigen, wie 

Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten; 

20. Gesundheitsdaten: 

 personenbezogene Daten, die sich auf die körperliche oder geistige 

Gesundheit einer natürlichen Person, einschließlich der Erbringung 

von Gesundheitsdienstleistungen, beziehen und aus denen 

Informationen über deren Gesundheitszustand hervorgehen; 

21. besondere Kategorien personenbezogener Daten: 

 Daten, aus denen die ethnische oder eine zugeschriebene rassische 

Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche 

Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen 

sowie genetische Daten, biometrische Daten zur eindeutigen 

Identifizierung einer natürlichen Person, Gesundheitsdaten und Daten 

zum Sexualleben oder zur sexuellen Orientierung; 

22. Aufsichtsbehörde: 

 eine von einem Mitgliedstaat der Europäischen Union nach Artikel 41 

der Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen 

Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 

Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum 

freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 

2008/977/JI des Rates (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 89) eingerichtete 

unabhängige staatliche Stelle; 

23. internationale Organisation: 

 eine völkerrechtliche Organisation und ihre nachgeordneten Stellen 

oder jede sonstige Einrichtung, die durch eine zwischen zwei oder 

mehr Staaten geschlossene Übereinkunft oder auf der Grundlage 

einer solchen Übereinkunft geschaffen wurde; 

 dieser natürlichen Person ermöglichen oder bestätigen, wie 

Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten; 

20. Gesundheitsdaten: 

 personenbezogene Daten, die sich auf die körperliche oder geistige 

Gesundheit einer natürlichen Person, einschließlich der Erbringung 

von Gesundheitsdienstleistungen, beziehen und aus denen 

Informationen über deren Gesundheitszustand hervorgehen; 

21. besondere Kategorien personenbezogener Daten: 

 Daten, aus denen die ethnische oder eine zugeschriebene rassische 

Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche 

Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen 

sowie genetische Daten, biometrische Daten zur eindeutigen 

Identifizierung einer natürlichen Person, Gesundheitsdaten und Daten 

zum Sexualleben oder zur sexuellen Orientierung; 

22. Aufsichtsbehörde: 

 eine von einem Mitgliedstaat der Europäischen Union nach Artikel 41 

der Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen 

Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 

Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum 

freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 

2008/977/JI des Rates (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 89) eingerichtete 

unabhängige staatliche Stelle; 

23. internationale Organisation: 

 eine völkerrechtliche Organisation und ihre nachgeordneten Stellen 

oder jede sonstige Einrichtung, die durch eine zwischen zwei oder 

mehr Staaten geschlossene Übereinkunft oder auf der Grundlage 

einer solchen Übereinkunft geschaffen wurde; 
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24 Handlungen häuslicher Gewalt: 

 alle Handlungen körperlicher, sexueller, psychischer oder 

wirtschaftlicher Gewalt, die innerhalb der Familie oder des Haushalts 

oder zwischen früheren oder derzeitigen Eheleuten oder Partnerinnen 

beziehungsweise Partnern vorkommen, unabhängig davon, ob der 

Täter beziehungsweise die Täterin denselben Wohnsitz wie das 

Opfer hat oder hatte; 

25. Vitalfunktionen: 

 die Atmung, die Körpertemperatur, arterieller Puls und arterieller 

Blutdruck. 

24 Handlungen häuslicher Gewalt: 

 alle Handlungen körperlicher, sexueller, psychischer oder 

wirtschaftlicher Gewalt, die innerhalb der Familie oder des Haushalts 

oder zwischen früheren oder derzeitigen Eheleuten oder Partnerinnen 

beziehungsweise Partnern vorkommen, unabhängig davon, ob der 

Täter beziehungsweise die Täterin denselben Wohnsitz wie das 

Opfer hat oder hatte; 

25. Vitalfunktionen: 

 die Atmung, die Körpertemperatur, arterieller Puls und arterieller 

Blutdruck. 

§ 5 Verantwortlichkeit für das Verhalten von Personen   § 5 Verantwortlichkeit für das Verhalten von Personen   

(1) Verursacht eine Person eine Gefahr, so sind die Maßnahmen gegen 

sie zu richten.  

(1) Verursacht eine Person eine Gefahr, so sind die Maßnahmen gegen 

sie zu richten.  

(2) Ist die Person noch nicht 14 Jahr alt oder ist für sie ein Betreuer 

bestellt, so dürfen Maßnahmen auch gegen die Person gerichtet werden, 

die zur Aufsicht über sie verpflichtet ist.  

(2) Ist die Person noch nicht 14 Jahre alt oder ist für sie eine Betreuerin 

oder ein Betreuer bestellt, so dürfen Maßnahmen auch gegen die Person 

gerichtet werden, die zur Aufsicht über sie verpflichtet ist.  

(3) Verursacht eine Person, die zu einer Verrichtung bestellt ist, die 

Gefahr in Ausführung der Verrichtung, so dürfen Maßnahmen auch 

gegen die Personen gerichtet werden, welche die andere zu der 

Verrichtung bestellt hat. 

(3) Verursacht eine Person, die zu einer Verrichtung bestellt ist, die 

Gefahr in Ausführung der Verrichtung, so dürfen Maßnahmen auch 

gegen die Personen gerichtet werden, welche die andere zu der 

Verrichtung bestellt hat. 

§ 13 Gewahrsam § 13 Gewahrsam 

(1) Die Polizei darf eine Person in Gewahrsam nehmen, wenn dies 

unerläßlich ist 

(1) Die Polizei darf eine Person in Gewahrsam nehmen, wenn dies 

unerlässlich ist 
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1. zum Schutz der Person gegen eine ihr drohende Gefahr für Leib oder 

Leben, weil die Person sich erkennbar in einem die freie 

Willensbestimmung ausschließenden Zustand oder sonst in hilfloser 

Lage befindet oder sich töten will, 

2. zur Verhinderung der unmittelbar bevorstehenden Begehung oder 

Fortsetzung einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit von 

erheblicher Gefahr, 

3. zur Durchsetzung einer Platzverweisung oder eines Betretens- und 

Aufenthaltsverbotes, 

4. zur Durchsetzung einer Wohnungsverweisung oder eines 

Rückkehrverbots nach § 12. 

Die Ingewahrsamnahme ist weiterhin zulässig zum Zwecke der 

Vorführung gemäß den §§ 229, 230 Absatz 3 des Bürgerlichen 

Gesetzbuches.  

1. zum Schutz der Person gegen eine ihr drohende Gefahr für Leib oder 

Leben, weil die Person sich erkennbar in einem die freie 

Willensbestimmung ausschließenden Zustand oder sonst in hilfloser 

Lage befindet oder sich töten will, 

2. zur Verhinderung der unmittelbar bevorstehenden Begehung oder 

Fortsetzung einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit von 

erheblicher Gefahr, 

3. zur Durchsetzung einer Platzverweisung oder eines Betretens- und 

Aufenthaltsverbotes, 

4. zur Durchsetzung einer Wohnungsverweisung oder eines 

Rückkehrverbots nach § 12. 

Die Ingewahrsamnahme ist weiterhin zulässig zum Zwecke der 

Vorführung gemäß den §§ 229, 230 Absatz 3 des Bürgerlichen 

Gesetzbuches.  

(3) Die Polizei darf eine Person, die aus dem Vollzug einer durch 

richterliche Entscheidung verhängten Maßnahme einer 

Freiheitsentziehung entwichen ist oder die sich sonst ohne Erlaubnis 

außerhalb der Einrichtung aufhält, in der diese Maßnahme vollzogen 

wird, in Gewahrsam nehmen und in die Einrichtung zurückbringen. 

(3) Die Polizei darf eine Person, die aus dem Vollzug einer durch 

richterliche Entscheidung verhängten Maßnahme einer 

Freiheitsentziehung entwichen ist oder die sich sonst ohne Erlaubnis 

außerhalb der Einrichtung aufhält, in der diese Maßnahme vollzogen 

wird, in Gewahrsam nehmen und in die Einrichtung zurückbringen. 

(4) Die in Gewahrsam genommene Person ist, soweit möglich, von 

anderen gesondert und nicht in demselben Raum mit Straf- oder 

Untersuchungsgefangenen unterzubringen. Ihr dürfen nur solche 

Beschränkungen auferlegt werden, die der Zweck der 

Freiheitsentziehung oder die Ordnung im Gewahrsam erfordert. 

(4) Die in Gewahrsam genommene Person ist, soweit möglich, von 

anderen gesondert und nicht in demselben Raum mit Straf- oder 

Untersuchungsgefangenen unterzubringen. Ihr dürfen nur solche 

Beschränkungen auferlegt werden, die der Zweck der 

Freiheitsentziehung oder die Ordnung im Gewahrsam erfordert. 

§ 26 Allgemeine Befugnisse § 26 Allgemeine Befugnisse 

(1) Die Polizei darf über die in §§ 5, 6 oder 7 genannten Personen 

personenbezogene Daten erheben, soweit 

(1) Die Polizei darf über die in §§ 5, 6 oder 7 genannten Personen 

personenbezogene Daten erheben, soweit 
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1. dies zur Erfüllung einer ihr durch dieses Gesetz oder andere 

Rechtsvorschriften übertragenen Aufgabe erforderlich ist und 

2. dieses Gesetz oder andere Gesetze die Erhebung nicht besonders 

regeln. 

1. dies zur Erfüllung einer ihr durch dieses Gesetz oder andere 

Rechtsvorschriften übertragenen Aufgabe erforderlich ist und 

2. dieses Gesetz oder andere Gesetze die Erhebung nicht besonders 

regeln. 

(2) Der Polizeivollzugsdienst darf, wenn dies zur Verhütung von 

Straftaten erforderlich ist, über Absatz 1 hinaus Daten erheben über 

1. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie 

in naher Zukunft eine Straftat begehen werden, 

2. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie 

Opfer einer Straftat werden, 

3. Personen, die sich im engen räumlichen Umfeld einer Person 

aufhalten, die auf Grund ihrer beruflichen Tätigkeit oder ihrer Stellung 

in der Öffentlichkeit besonders gefährdet erscheint, soweit dies zum 

Schutz von Leib, Leben oder Freiheit der gefährdeten Person 

erforderlich ist, und 

4. Hinweisgeber oder sonstige Auskunftspersonen, die dazu beitragen 

können, einen bestimmten Sachverhalt aufzuklären. 

(2) Der Polizeivollzugsdienst darf, wenn dies zur Verhütung von 

Straftaten erforderlich ist, über Absatz 1 hinaus Daten erheben über 

1. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie 

in naher Zukunft eine Straftat begehen werden, 

2. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie 

Opfer einer Straftat werden, 

3. Personen, die sich im engen räumlichen Umfeld einer Person 

aufhalten, die auf Grund ihrer beruflichen Tätigkeit oder ihrer Stellung 

in der Öffentlichkeit besonders gefährdet erscheint, soweit dies zum 

Schutz von Leib, Leben oder Freiheit der gefährdeten Person 

erforderlich ist, und 

4. Hinweisgeber oder sonstige Auskunftspersonen, die dazu 

beitragen können, einen bestimmten Sachverhalt aufzuklären. 

(3) Die Polizei darf personenbezogene Daten zur Vorbereitung für die 

Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit über folgende 

Personen erheben: 

1. Personen, deren Kenntnisse oder Fähigkeiten zur Gefahrenabwehr 

benötigt werden, 

2. Verantwortliche für Anlagen oder Einrichtungen, von denen eine 

erhebliche Gefahr ausgehen kann, 

3. Verantwortliche für gefährdete Anlagen oder Einrichtungen, 

4. Verantwortliche für Veranstaltungen in der Öffentlichkeit. 

(3) Die Polizei darf personenbezogene Daten zur Vorbereitung für die 

Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit über folgende 

Personen erheben: 

1. Personen, deren Kenntnisse oder Fähigkeiten zur Gefahrenabwehr 

benötigt werden, 

2. Verantwortliche für Anlagen oder Einrichtungen, von denen eine 

erhebliche Gefahr ausgehen kann, 

3. Verantwortliche für gefährdete Anlagen oder Einrichtungen, 

4. Verantwortliche für Veranstaltungen in der Öffentlichkeit. 
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Sie darf hierzu Namen, Vornamen, akademische Grade, Anschriften, 

Telefonnummern und andere personenbezogene Daten über die 

Erreichbarkeit sowie nähere Angaben über die Zugehörigkeit zu einer der 

genannten Personengruppen erheben, soweit dies zur Vorbereitung für 

die Hilfeleistung in Gefahrenfällen erforderlich ist. Im Falle des Satzes 1 

Nummer 4 sind die personenbezogenen Daten, die in einer Datei 

gespeichert worden sind, unverzüglich nach Beendigung des Anlasses 

zu löschen. Dies gilt nicht, wenn es sich um regelmäßig wiederkehrende 

Veranstaltungen handelt oder wenn die personenbezogenen Daten zur 

Verfolgung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit benötigt werden, die 

im Zusammenhang mit der Veranstaltung begangen worden ist. 

Sie darf hierzu Namen, Vornamen, akademische Grade, Anschriften, 

Telefonnummern und andere personenbezogene Daten über die 

Erreichbarkeit sowie nähere Angaben über die Zugehörigkeit zu einer der 

genannten Personengruppen erheben, soweit dies zur Vorbereitung für 

die Hilfeleistung in Gefahrenfällen erforderlich ist. Im Falle des Satzes 1 

Nummer 4 sind die personenbezogenen Daten, die in einer Datei 

gespeichert worden sind, unverzüglich nach Beendigung des Anlasses 

zu löschen. Dies gilt nicht, wenn es sich um regelmäßig wiederkehrende 

Veranstaltungen handelt oder wenn die personenbezogenen Daten zur 

Verfolgung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit benötigt werden, die 

im Zusammenhang mit der Veranstaltung begangen worden ist. 

(4) Die Polizei darf besondere Kategorien personenbezogener Daten nur 

erheben, soweit dies zu den in Absatz 1 bis 3 genannten Zwecken 

unerlässlich ist. 

(4) Die Polizei darf besondere Kategorien personenbezogener Daten nur 

erheben, soweit dies zu den in Absatz 1 bis 3 genannten Zwecken 

unerlässlich ist. 

(5) Die Polizei darf personenbezogene Daten, denen keine Erhebung 

vorausgegangen ist, speichern, soweit die Voraussetzungen für eine 

Erhebung nach Absatz 1 bis 4 vorliegen. 

(5) Die Polizei darf personenbezogene Daten, denen keine Erhebung 

vorausgegangen ist, speichern, soweit die Voraussetzungen für eine 

Erhebung nach Absatz 1 bis 4 vorliegen. 

(6) Werden personenbezogene Daten über Minderjährige oder Betreute 

ohne Kenntnis ihrer gesetzlichen Vertretung erhoben, ist die gesetzliche 

Vertretung zu unterrichten, sobald die Aufgabenerfüllung hierdurch nicht 

mehr gefährdet wird. Von der Unterrichtung kann abgesehen werden, 

solange zu besorgen ist, dass die Unterrichtung zu erheblichen 

Nachteilen für die betroffene Person führt oder wenn die Unterrichtung 

aufgrund des bestellten Aufgabenkreises der Betreuerin oder des 

Betreuers nicht erforderlich ist. Für die Fälle einer Betreuung besteht die 

Unterrichtungspflicht nur, soweit die Polizei von der Betreuung Kenntnis 

erlangt. 

(6) Werden personenbezogene Daten über Minderjährige oder Betreute 

gespeichert, die ohne Kenntnis ihrer gesetzlichen Vertretung erhoben 

worden sind, ist die gesetzliche Vertretung zu unterrichten, sobald die 

Aufgabenerfüllung hierdurch nicht mehr gefährdet wird. Von der 

Unterrichtung kann abgesehen werden, solange zu besorgen ist, dass 

die Unterrichtung zu erheblichen Nachteilen für die betroffene Person 

führt oder wenn die Unterrichtung aufgrund des bestellten 

Aufgabenkreises der Betreuerin oder des Betreuers nicht erforderlich ist. 

Für die Fälle einer Betreuung besteht die Unterrichtungspflicht nur, 

soweit die Polizei von der Betreuung Kenntnis erlangt. 
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§ 32 Datenerhebung bei öffentlichen Veranstaltungen und 

Ansammlungen sowie an besonders gefährdeten Objekten, Orten 

und Anlagen 

§ 32 Datenerhebung bei öffentlichen Veranstaltungen und 

Ansammlungen sowie an besonders gefährdeten Objekten, Orten 

und Anlagen 

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf bei oder unmittelbar im 

Zusammenhang mit öffentlichen Veranstaltungen oder Ansammlungen, 

die nicht dem Versammlungsgesetz unterliegen, offene Bildaufnahmen 

sowie Bild- und Tonaufzeichnungen (Aufzeichnungen) über solche 

Personen anfertigen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 

dass sie nicht geringfügige Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten 

begehen werden und zu erwarten ist, dass ohne diese Maßnahme die 

Erfüllung polizeilicher Aufgaben nicht möglich wäre oder wesentlich 

erschwert würde. Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn 

Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf bei oder unmittelbar im 

Zusammenhang mit öffentlichen Veranstaltungen oder Ansammlungen, 

die nicht dem Versammlungsgesetz unterliegen, offene Bildaufnahmen 

sowie Bild- und Tonaufzeichnungen (Aufzeichnungen) über solche 

Personen anfertigen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 

dass sie nicht geringfügige Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten 

begehen werden und zu erwarten ist, dass ohne diese Maßnahme die 

Erfüllung polizeilicher Aufgaben nicht möglich wäre oder wesentlich 

erschwert würde. Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn 

Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

(2) Der Polizeivollzugsdienst darf Aufzeichnungen von einer Person 

anfertigen, wenn sie sich in einem Objekt im Sinne des § 27 Absatz 1 

Nummer 4 oder in dessen unmittelbarer Nähe aufhält und die weiteren 

Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt sind. 

(2) Der Polizeivollzugsdienst darf Aufzeichnungen von einer Person 

anfertigen, wenn sie sich in einem Objekt im Sinne des § 27 Absatz 1 

Nummer 4 oder in dessen unmittelbarer Nähe aufhält und die weiteren 

Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt sind. 

(3) Der Polizeivollzugsdienst darf mittels Bildübertragung und -

aufzeichnung offen und erkennbar folgende Orte und Anlagen 

beobachten: 

1. öffentlich zugängliche Orte, an denen vermehrt Straftaten begangen 

werden oder bei denen aufgrund der örtlichen Verhältnisse die 

Begehung von Straftaten besonders zu erwarten ist, wenn dies zur 

Erfüllung von Aufgaben nach § 1 Absatz 1 erforderlich ist, 

(3) Der Polizeivollzugsdienst darf mittels Bildübertragung und -

aufzeichnung offen und erkennbar folgende Orte und Anlagen 

beobachten: 

1. öffentlich zugängliche Orte, an denen vermehrt Straftaten begangen 

werden oder bei denen aufgrund der örtlichen Verhältnisse die 

Begehung von Straftaten besonders zu erwarten ist, wenn dies zur 

Erfüllung von Aufgaben nach § 1 Absatz 1 erforderlich ist, 
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2. zeitlich auf den Anlass begrenzt öffentlich zugängliche Anlagen und 

Flächen, an oder in denen sich anlassbezogen viele Personen 

gleichzeitig aufhalten, wie insbesondere bei Jahrmärkten und 

anderen Großveranstaltungen, und an denen alleine die Vielzahl von 

Personen gleichzeitig vor Ort die Begehung von Straftaten 

erheblichen Umfangs oder von terroristischen Straftaten begünstigt, 

3. für die öffentliche Versorgung wesentliche Infrastruktureinrichtungen 

sowie die unmittelbar im Zusammenhang mit dem Objekt stehenden 

Grün- oder Straßenflächen, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte die 

Annahme rechtfertigen, dass an oder in ihnen eine Gefahr für den 

Bestand oder die Sicherheit des Landes oder für Leib und Leben 

einer Person vorliegt. 

Die Anordnung nach Satz 1 darf nicht gegen den Willen der Eigentümerin 

oder des Eigentümers dieser Objekte oder öffentlich zugänglichen 

Räume erfolgen. Die Anordnung der Bildübertragung und -aufzeichnung 

darf nur durch die Behördenleitung erfolgen. Im Übrigen gilt § 28 Absatz 

2 entsprechend. Spätestens nach Ablauf von jeweils zwei Jahren ist zu 

prüfen, ob die Voraussetzungen für die Anordnung weiter vorliegen. Die 

oder der Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit ist 

bei der Prüfung nach Satz 4 anzuhören. Die Orte sind nach Zustimmung 

des Senators für Inneres festzulegen. Der Senat berichtet der Deputation 

für Inneres vor Erlass der Anordnung. In geeigneter Weise ist vor Ort auf 

die Überwachung und die verantwortliche Stelle hinzuweisen. Die Orte 

der Videobeobachtung nach Satz 1 sind in geeigneter Weise der 

Öffentlichkeit bekannt zu geben. 

2. zeitlich auf den Anlass begrenzt öffentlich zugängliche Anlagen und 

Flächen, an oder in denen sich anlassbezogen viele Personen 

gleichzeitig aufhalten, wie insbesondere bei Jahrmärkten und 

anderen Großveranstaltungen, und an denen alleine die Vielzahl von 

Personen gleichzeitig vor Ort die Begehung von Straftaten 

erheblichen Umfangs oder von terroristischen Straftaten begünstigt, 

3. für die öffentliche Versorgung wesentliche Infrastruktureinrichtungen 

sowie die unmittelbar im Zusammenhang mit dem Objekt stehenden 

Grün- oder Straßenflächen, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte die 

Annahme rechtfertigen, dass an oder in ihnen eine Gefahr für den 

Bestand oder die Sicherheit des Landes oder für Leib und Leben 

einer Person vorliegt. 

Die Anordnung nach Satz 1 darf nicht gegen den Willen der Eigentümerin 

oder des Eigentümers dieser Objekte oder öffentlich zugänglichen 

Räume erfolgen. Die Anordnung der Bildübertragung und -aufzeichnung 

darf nur durch die Behördenleitung erfolgen. Im Übrigen gilt § 28 Absatz 

2 entsprechend. Spätestens nach Ablauf von jeweils zwei Jahren ist zu 

prüfen, ob die Voraussetzungen für die Anordnung weiter vorliegen. Die 

oder der Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit ist 

bei der Prüfung nach Satz 5 anzuhören. Die Orte sind nach Zustimmung 

des Senators für Inneres festzulegen. Der Senat berichtet der Deputation 

für Inneres vor Erlass der Anordnung. In geeigneter Weise ist vor Ort auf 

die Überwachung und die verantwortliche Stelle hinzuweisen. Die Orte 

der Videobeobachtung nach Satz 1 sind in geeigneter Weise der 

Öffentlichkeit bekannt zu geben. 

(4) Die Aufzeichnungen und daraus gefertigte Unterlagen sind im Falle 

von Absatz 1 und 2 spätestens zwei Monate, im Falle von Absatz 3 

spätestens einen Monat nach dem Zeitpunkt der Aufzeichnung zu 

löschen oder zu vernichten, soweit nicht die Aufbewahrung im Einzelfall 

zur Verfolgung von Straftaten oder von Ordnungswidrigkeiten weiterhin 

erforderlich ist. Die Löschung ist zu protokollieren. 

(4) Die Aufzeichnungen und daraus gefertigte Unterlagen sind im Falle 

von Absatz 1 und 2 spätestens zwei Monate, im Falle von Absatz 3 

spätestens einen Monat nach dem Zeitpunkt der Aufzeichnung zu 

löschen oder zu vernichten, soweit nicht die Aufbewahrung im Einzelfall 

zur Verfolgung von Straftaten oder von Ordnungswidrigkeiten weiterhin 

erforderlich ist. Die Löschung ist zu protokollieren. 
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§ 33 Datenverarbeitung durch den Einsatz körpernah getragener 

oder an polizeilich genutzten Fahrzeugen befestigter 

Aufnahmegeräte 

§ 33 Datenverarbeitung durch den Einsatz körpernah getragener 

oder an polizeilich genutzten Fahrzeugen befestigter 

Aufnahmegeräte 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann an öffentlich zugänglichen Orten bei 

der Durchführung von Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zur 

Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten personenbezogene 

Daten durch Anfertigen von Bild- und Tonaufzeichnungen offen mittels 

körpernah getragener Aufnahmegeräte oder mittels in oder an polizeilich 

genutzten Fahrzeugen fest installierter Aufnahmegeräte für die Dauer 

von bis zu 60 Sekunden im Zwischenspeicher verarbeiten. Es ist mit 

geeigneten technischen Maßnahmen sicherzustellen, dass die im 

Zwischenspeicher verarbeiteten personenbezogene Daten spätestens 

nach Ablauf von 60 Sekunden automatisch gelöscht werden, soweit nicht 

eine dauerhafte Verarbeitung nach Absatz 2 oder 3 vorgenommen wird. 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann an öffentlich zugänglichen Orten bei 

der Durchführung von Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zur 

Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten personenbezogene 

Daten durch Anfertigen von Bild- und Tonaufzeichnungen offen mittels 

körpernah getragener Aufnahmegeräte oder mittels in oder an polizeilich 

genutzten Fahrzeugen fest installierter Aufnahmegeräte für die Dauer 

von bis zu 60 Sekunden im Zwischenspeicher verarbeiten. Es ist mit 

geeigneten technischen Maßnahmen sicherzustellen, dass die im 

Zwischenspeicher verarbeiteten personenbezogene Daten spätestens 

nach Ablauf von 60 Sekunden automatisch gelöscht werden, soweit nicht 

eine dauerhafte Verarbeitung nach Absatz 2 oder 3 vorgenommen wird. 

(2) Der Polizeivollzugsdienst kann unter den Voraussetzungen von 

Absatz 1 Satz 1 personenbezogene Daten auf einem dauerhaften 

Speichermedium verarbeiten, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für 

Leib oder Leben von Polizeivollzugsbeamtinnen oder 

Polizeivollzugsbeamten oder von Dritten erforderlich ist. Die Maßnahme 

nach Satz 1 ist auch zulässig in Arbeits-, Betriebs- und 

Geschäftsräumen, sowie in anderen Räumen und auf Grundstücken, die 

öffentlich zugänglich sind oder waren und den Anwesenden zum 

weiteren Aufenthalt zur Verfügung stehen. 

(2) Der Polizeivollzugsdienst kann unter den Voraussetzungen von 

Absatz 1 Satz 1 personenbezogene Daten auf einem dauerhaften 

Speichermedium verarbeiten, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für die 

körperliche Unversehrtheit oder die persönliche Ehre von 

Polizeivollzugsbeamtinnen oder Polizeivollzugsbeamten oder von Dritten 

erforderlich ist. Die Maßnahme nach Satz 1 ist auch zulässig in Arbeits-, 

Betriebs- und Geschäftsräumen, sowie in anderen Räumen und auf 

Grundstücken, die öffentlich zugänglich sind oder waren und den 

Anwesenden zum weiteren Aufenthalt zur Verfügung stehen.  

(3) Sofern die technischen Mittel in der Einsatzsituation verfügbar sind 

und die Umstände dies zulassen, sind Bild- und Tonaufzeichnungen 

nach Absatz 2 ferner anzufertigen, wenn eine von der Maßnahme 

betroffene Person dies verlangt oder unmittelbarer Zwang angedroht 

oder angewandt wird. 

(3) Sofern die technischen Mittel in der Einsatzsituation verfügbar sind 

und die Umstände dies zulassen, sind Bild- und Tonaufzeichnungen 

nach Absatz 2 ferner anzufertigen, wenn eine von der Maßnahme 

betroffene Person dies verlangt oder unmittelbarer Zwang angedroht 

oder angewandt wird. 
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(4) In Wohnungen kann der Polizeivollzugsdienst unter den übrigen 

Voraussetzungen von Absatz 1 Satz 1 personenbezogene Daten auf 

einem dauerhaften Speichermedium verarbeiten, wenn dies zur Abwehr 

einer Gefahr für Leib oder Leben von Polizeivollzugsbeamtinnen und 

Polizeivollzugsbeamten erforderlich ist oder wenn eine von der 

Maßnahme betroffene Person, welche die Wohnung innehat, dies 

verlangt. Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt. Über die Verarbeitung nach 

Satz 1 entscheidet, außer bei Gefahr im Verzug, die Einsatzleitung. Die 

weitere Verwendung einer Aufzeichnung nach Satz 1 bedarf der 

richterlichen Zustimmung. Bei einer Übermittlung der 

personenbezogenen Daten ist zu vermerken, dass sie aus einer 

Maßnahme nach Satz 1 herrühren. Nach einer Übermittlung an eine 

andere Stelle ist die Kennzeichnung durch diese Stelle 

aufrechtzuerhalten. Die Regelungen der Strafprozessordnung bleiben 

unberührt.  

(4) In Wohnungen kann der Polizeivollzugsdienst unter den übrigen 

Voraussetzungen von Absatz 1 Satz 1 personenbezogene Daten auf 

einem dauerhaften Speichermedium verarbeiten, wenn dies zur Abwehr 

einer Gefahr für Leib oder Leben von Polizeivollzugsbeamtinnen und 

Polizeivollzugsbeamten erforderlich ist oder wenn eine von der 

Maßnahme betroffene Person, welche die Wohnung innehat, dies 

verlangt. Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt. Über die Verarbeitung nach 

Satz 1 entscheidet, außer bei Gefahr im Verzug, die Einsatzleitung. Die 

weitere Verwendung einer Aufzeichnung nach Satz 1 bedarf der 

richterlichen Zustimmung. Bei einer Übermittlung der 

personenbezogenen Daten ist zu vermerken, dass sie aus einer 

Maßnahme nach Satz 1 herrühren. Nach einer Übermittlung an eine 

andere Stelle ist die Kennzeichnung durch diese Stelle 

aufrechtzuerhalten. Die Regelungen der Strafprozessordnung bleiben 

unberührt.  

(5) Die Erhebung personenbezogener Daten nach Absatz 1 bis 4 kann 

auch dann erfolgen, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. § 36 gilt 

entsprechend. Der Einsatz der Aufnahmegeräte ist durch geeignete 

Maßnahmen erkennbar zu machen und den betroffenen Personen 

mitzuteilen. Bei Gefahr im Verzug kann die Mitteilung unterbleiben; die 

Mitteilung ist dann unverzüglich nachzuholen. Aufzeichnungen sind 

unzulässig in Bereichen, die der Ausübung von Tätigkeiten von 

Berufsgeheimnisträgern nach § 37 oder nach §§ 53 und 53a der 

Strafprozessordnung dienen. Durch geeignete technische und 

organisatorische Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die 

personenbezogenen Daten verschlüsselt sowie manipulationssicher 

gefertigt und aufbewahrt werden. Näheres regelt der Senator für Inneres 

durch Verwaltungsvorschrift. 

(5) Die Erhebung personenbezogener Daten nach Absatz 1 bis 4 kann 

auch dann erfolgen, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. § 36 gilt 

entsprechend. Der Einsatz der Aufnahmegeräte ist durch geeignete 

Maßnahmen erkennbar zu machen und den betroffenen Personen 

mitzuteilen. Bei Gefahr im Verzug kann die Mitteilung unterbleiben; die 

Mitteilung ist dann unverzüglich nachzuholen. Aufzeichnungen sind 

unzulässig in Bereichen, die der Ausübung von Tätigkeiten von 

Berufsgeheimnisträgern nach § 37 oder nach §§ 53 und 53a der 

Strafprozessordnung dienen. Durch geeignete technische und 

organisatorische Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die 

personenbezogenen Daten verschlüsselt sowie manipulationssicher 

gefertigt und aufbewahrt werden. Näheres regelt der Senator für Inneres 

durch Verwaltungsvorschrift. 

(6) Die nach Absatz 2 bis 4 verarbeiteten personenbezogenen Daten 

sind frühestens zwei Monate nach ihrer Anfertigung zu löschen. Dies gilt 

nicht, wenn die Aufzeichnungen 

(6) Die nach Absatz 2 bis 4 verarbeiteten personenbezogenen Daten 

sind frühestens zwei Monate nach ihrer Anfertigung zu löschen. Dies gilt 

nicht, wenn die Aufzeichnungen 
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1. zur Gefahrenabwehr, 

2. zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten oder 

3. auf Verlangen der betroffenen Person oder der oder des 

unabhängigen Polizeibeauftragten für die Freie Hansestadt Bremen zur 

Überprüfung der Rechtmäßigkeit von aufgezeichneten polizeilichen 

Maßnahmen 

benötigt werden. § 35 Absatz 7 Sätze 2 bis 5 gilt entsprechend. § 51 

Absatz 1 und 2 bleiben unberührt. 

1. zur Gefahrenabwehr, 

2. zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten oder 

3. auf Verlangen der betroffenen Person oder der oder des 

unabhängigen Polizeibeauftragten für die Freie Hansestadt Bremen zur 

Überprüfung der Rechtmäßigkeit von aufgezeichneten polizeilichen 

Maßnahmen 

benötigt werden. § 35 Absatz 7 Sätze 2 bis 5 gilt entsprechend. § 51 

Absatz 1 und 2 bleiben unberührt. 

§ 34 Datenerhebung innerhalb von polizeilich genutzten Räumen 

und Fahrzeugen 

§ 34 Datenerhebung innerhalb von polizeilich genutzten Räumen 

und Fahrzeugen 

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf Personen, die sich in Gewahrsam 

befinden, mittels Bildübertragung und -aufzeichnung offen und erkennbar 

beobachten, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für Leib oder Leben der 

betroffenen Personen oder der Beschäftigten oder zur Verhütung von 

Straftaten in polizeilich genutzten Räumen erforderlich ist. Satz 1 gilt 

entsprechend für die Beförderung von Personen in Fahrzeugen der 

Polizei. Sofern die technischen Mittel im polizeilich genutzten Raum oder 

Fahrzeug verfügbar sind und die Umstände dies zulassen, ist die 

Bildübertragung und -aufzeichnung ferner anzufertigen, wenn eine sich in 

Gewahrsam befindliche Person dies verlangt oder gegen sie 

unmittelbarer Zwang angedroht oder angewandt wird. Die 

Datenerhebung ist durch geeignete Maßnahmen kenntlich zu machen. 

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf Personen, die sich in Gewahrsam 

befinden, mittels Bildübertragung und -aufzeichnung offen und erkennbar 

beobachten, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für Leib oder Leben der 

betroffenen Personen oder der Beschäftigten oder zur Verhütung von 

Straftaten in polizeilich genutzten Räumen erforderlich ist. Satz 1 gilt 

entsprechend für die Beförderung von Personen in Fahrzeugen der 

Polizei. Sofern die technischen Mittel im polizeilich genutzten Raum oder 

Fahrzeug verfügbar sind und die Umstände dies zulassen, ist die 

Bildübertragung und -aufzeichnung ferner anzufertigen, wenn eine sich in 

Gewahrsam befindliche Person dies verlangt oder gegen sie 

unmittelbarer Zwang angedroht oder angewandt wird. Die 

Datenerhebung ist durch geeignete Maßnahmen kenntlich zu machen. 
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(2) Eine offene und erkennbare Bildübertragung und -aufzeichnung nach 

Absatz 1 darf in Gewahrsamszellen nur erfolgen, wenn dies von den 

betroffenen Personen verlangt wird, die ständige Überwachung der 

Vitalfunktionen einer betroffenen Person erforderlich ist, die Gefahr der 

Selbsttötung oder -verletzung besteht oder aus Anlass und für die Dauer 

des Betretens der Gewahrsamszelle durch Beschäftigte. Die 

Datenerhebung ist durch geeignete Maßnahmen kenntlich zu machen. 

(2) Eine Bildübertragung und -aufzeichnung nach Absatz 1 Satz 1 darf in 

Gewahrsamszellen nur erfolgen, wenn die ständige Überwachung der 

Vitalfunktionen einer betroffenen Person erforderlich ist, die Gefahr der 

Selbsttötung oder –verletzung besteht oder aus Anlass und für die Dauer 

des Betretens der Gewahrsamszelle durch Beschäftigte. Absatz 1 Satz 3 

und 4 bleibt unberührt. 

(3) Bei der Datenverarbeitung nach Absatz 1 und 2 ist auf die 

elementaren Rechte der sich in Gewahrsam befindlichen Personen nach 

Wahrung ihrer Intimsphäre angemessen Rücksicht zu nehmen, 

insbesondere sollen sanitäre Einrichtungen von der Beobachtung durch 

bauliche oder, soweit dies nicht möglich ist, durch technische 

Maßnahmen ausgenommen werden. Bei akuter Selbstverletzungs- oder 

Selbsttötungsgefahr kann im Einzelfall eine uneingeschränkte 

Beobachtung zulässig sein. Die Entscheidung über die uneingeschränkte 

Beobachtung nach Satz 2 ist zu dokumentieren und zu begründen. Die 

Beobachtung soll durch Bedienstete des gleichen Geschlechts erfolgen. 

Bei berechtigtem Interesse soll dem Wunsch, die Beobachtung einer 

Person bestimmten Geschlechts zu übertragen, entsprochen werden. 

Eine offene Bildübertragung und -aufzeichnung darf auch durchgeführt 

werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

(3) Bei der Datenverarbeitung nach Absatz 1 und 2 ist auf die 

elementaren Rechte der sich in Gewahrsam befindlichen Personen nach 

Wahrung ihrer Intimsphäre angemessen Rücksicht zu nehmen, 

insbesondere sollen sanitäre Einrichtungen von der Beobachtung durch 

bauliche oder, soweit dies nicht möglich ist, durch technische 

Maßnahmen ausgenommen werden. Bei akuter Selbstverletzungs- oder 

Selbsttötungsgefahr kann im Einzelfall eine uneingeschränkte 

Beobachtung zulässig sein. Die Entscheidung über die uneingeschränkte 

Beobachtung nach Satz 2 ist zu dokumentieren und zu begründen. Die 

uneingeschränkte Beobachtung soll durch Bedienstete des gleichen 

Geschlechts erfolgen. Bei berechtigtem Interesse soll dem Wunsch, die 

uneingeschränkte Beobachtung einer Person bestimmten Geschlechts 

zu übertragen, entsprochen werden. Eine offene Bildübertragung und -

aufzeichnung darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar 

betroffen werden. 

(4) Ist die ständige Überwachung der Vitalfunktionen einer betroffenen 

Person erforderlich, besteht die Gefahr der Selbsttötung oder -verletzung 

oder wurde eine Maßnahme nach § 106 angeordnet, darf der 

Polizeivollzugsdienst mittels technischer Einrichtungen die Daten zur 

Überprüfung der Vitalfunktionen der betroffenen Person verarbeiten. 

(4) Ist die ständige Überwachung der Vitalfunktionen einer betroffenen 

Person erforderlich, besteht die Gefahr der Selbsttötung oder -verletzung 

oder wurde eine Maßnahme nach § 106 angeordnet, darf der 

Polizeivollzugsdienst mittels technischer Einrichtungen die Daten zur 

Überprüfung der Vitalfunktionen der betroffenen Person verarbeiten. 
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(5) § 36 gilt entsprechend. Die Datenverarbeitung nach Absatz 1, Absatz 

2 oder Absatz 4 ist zu unterbrechen, wenn sie im Einzelfall 

vorübergehend nicht erforderlich oder gesetzlich ausgeschlossen ist. 

Wird erkennbar, dass die Datenverarbeitung den Kernbereich privater 

Lebensgestaltung zuzurechnen ist, ist sie unverzüglich zu unterbrechen 

und diese Aufzeichnungen unverzüglich zu löschen. Soweit möglich, ist 

durch organisatorische und technische Maßnahmen sicherzustellen, 

dass Daten, die Sachverhalte nach Satz 2 betreffen, nicht erhoben 

werden. Die Tatsachen der Erfassung der Daten und ihrer Löschung sind 

zu dokumentieren. Die Dokumentation ist einen Monat nach Beendigung 

der Maßnahme zu löschen. Die Löschung unterbleibt, soweit die Daten 

für eine Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 oder für eine 

gerichtliche Nachprüfung der Rechtmäßigkeit einer Maßnahme von 

Bedeutung sein können. 

(5) § 36 gilt entsprechend. Die Datenverarbeitung nach Absatz 1, Absatz 

2 oder Absatz 4 ist zu unterbrechen, wenn sie im Einzelfall 

vorübergehend nicht erforderlich oder gesetzlich ausgeschlossen ist. 

Wird erkennbar, dass die Datenverarbeitung den Kernbereich privater 

Lebensgestaltung zuzurechnen ist, ist sie unverzüglich zu unterbrechen 

und diese Aufzeichnungen unverzüglich zu löschen. Soweit möglich, ist 

durch organisatorische und technische Maßnahmen sicherzustellen, 

dass Daten, die Sachverhalte nach Satz 3 betreffen, nicht erhoben 

werden. Die Tatsachen der Erfassung der Daten und ihrer Löschung sind 

zu dokumentieren. Die Dokumentation ist einen Monat nach Beendigung 

der Maßnahme zu löschen. Die Löschung unterbleibt, soweit die Daten 

für eine Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 oder für eine 

gerichtliche Nachprüfung der Rechtmäßigkeit einer Maßnahme von 

Bedeutung sein können. 
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§ 36 Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung § 36 Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung 

(1) Verdeckte Maßnahmen der Datenerhebung, die in den Kernbereich 

privater Lebensgestaltung eingreifen, sind unzulässig. Die 

Datenerhebung nach § 41 Absatz 2 darf nur angeordnet werden, soweit 

auf Grund tatsächlicher Anhaltspunkte, insbesondere zu der Art der zu 

überwachenden Räumlichkeiten und dem Verhältnis der zu 

überwachenden Personen zueinander, anzunehmen ist, dass durch die 

Überwachung Äußerungen, die dem Kernbereich privater 

Lebensgestaltung zuzurechnen sind, nicht erfasst werden. Abzustellen ist 

dabei insbesondere auf die Art der zu überwachenden Räumlichkeiten 

und das Verhältnis der dort anwesenden Personen zueinander. Die 

Datenerhebung nach § 33, § 40, § 41 Absatz 1, §§ 46 oder 47 darf nur 

angeordnet werden, falls nicht tatsächliche Anhaltspunkte für die 

Annahme vorliegen, dass auch Erkenntnisse aus dem Kernbereich 

privater Lebensgestaltung erlangt werden. Durch organisatorische und 

technische Maßnahmen ist soweit möglich sicherzustellen, dass Daten, 

die den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, nicht erhoben 

werden. 

(1) Verdeckte Maßnahmen der Datenerhebung, die in den Kernbereich 

privater Lebensgestaltung eingreifen, sind unzulässig. Die 

Datenerhebung nach § 41 Absatz 2 darf nur angeordnet werden, soweit 

auf Grund tatsächlicher Anhaltspunkte, insbesondere zu der Art der zu 

überwachenden Räumlichkeiten und dem Verhältnis der zu 

überwachenden Personen zueinander, anzunehmen ist, dass durch die 

Überwachung Äußerungen, die dem Kernbereich privater 

Lebensgestaltung zuzurechnen sind, nicht erfasst werden. Abzustellen ist 

dabei insbesondere auf die Art der zu überwachenden Räumlichkeiten 

und das Verhältnis der dort anwesenden Personen zueinander. Die 

Datenerhebung nach § 33, § 40, § 41 Absatz 1, §§ 46 oder 47 darf nur 

angeordnet werden, falls nicht tatsächliche Anhaltspunkte für die 

Annahme vorliegen, dass auch Erkenntnisse aus dem Kernbereich 

privater Lebensgestaltung erlangt werden. Durch organisatorische und 

technische Maßnahmen ist soweit möglich sicherzustellen, dass Daten, 

die den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, nicht erhoben 

werden. 
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(2) Wird bei einer Maßnahme erkennbar, dass Gespräche geführt oder 

Nachrichten formuliert werden, die dem Kernbereich privater 

Lebensgestaltung zuzurechnen sind, ist die Maßnahme unverzüglich zu 

unterbrechen. Bestehen insoweit Zweifel, darf nur eine automatische 

Aufzeichnung fortgesetzt und deren Inhalt, zwecks Überprüfung durch 

das anordnende Gericht, gespeichert werden. Automatische 

Aufzeichnungen nach Satz 2 sind unverzüglich dem anordnenden 

Gericht zur Entscheidung über die Verwertbarkeit oder Löschung der 

Daten vorzulegen. Die Vorgaben des § 41 Absatz 2 Satz 4 und 5 bleiben 

unberührt. Bis zur richterlichen Entscheidung dürfen die automatischen 

Aufzeichnungen nicht verwendet werden. Ist eine Maßnahme 

unterbrochen worden, darf sie nur unter den in Absatz 1 Satz 2 und 3 

genannten Voraussetzungen fortgeführt werden. 

(2) Wird bei einer Maßnahme erkennbar, dass Gespräche geführt oder 

Nachrichten formuliert werden, die dem Kernbereich privater 

Lebensgestaltung zuzurechnen sind, ist die Maßnahme unverzüglich zu 

unterbrechen. Bestehen insoweit Zweifel, darf nur eine automatische 

Aufzeichnung fortgesetzt und deren Inhalt, zwecks Überprüfung durch 

das anordnende Gericht, gespeichert werden. Automatische 

Aufzeichnungen nach Satz 2 sind unverzüglich dem anordnenden 

Gericht zur Entscheidung über die Verwertbarkeit oder Löschung der 

Daten vorzulegen. Die Vorgaben des § 41 Absatz 2 Satz 4 und 5 bleiben 

unberührt. Bis zur richterlichen Entscheidung dürfen die automatischen 

Aufzeichnungen nicht verwendet werden. Ist eine Maßnahme 

unterbrochen worden, darf sie nur unter den in Absatz 1 Satz 2 und 3 

genannten Voraussetzungen fortgeführt werden. 

(3) Bei Gefahr im Verzug kann die Behördenleitung oder ihre Vertretung 

im Benehmen mit der oder dem nach § 92 benannten 

Datenschutzbeauftragten über die Verwertung der Erkenntnisse 

entscheiden. Die Entscheidung der Behördenleitung über die Sichtung ist 

zu dokumentieren. Bei der Sichtung der erhobenen Daten kann sich die 

Behördenleitung der Unterstützung von zwei weiteren Beschäftigten 

bedienen, von denen eine oder einer die Befähigung zum Richteramt 

haben muss. Die Beschäftigten nach Satz 2 sind zur Verschwiegenheit 

über die ihnen bekanntwerdenden Erkenntnisse, die nicht verwertet 

werden dürfen, verpflichtet. Die richterliche Entscheidung nach Absatz 2 

Satz 3 ist unverzüglich nachzuholen. 

(3) Bei Gefahr im Verzug kann die Behördenleitung oder ihre Vertretung 

im Benehmen mit der oder dem nach § 92 benannten 

Datenschutzbeauftragten über die Verwertung der Erkenntnisse 

entscheiden. Die Entscheidung der Behördenleitung über die Sichtung ist 

zu dokumentieren. Bei der Sichtung der erhobenen Daten kann sich die 

Behördenleitung der Unterstützung von zwei weiteren Beschäftigten 

bedienen, von denen eine oder einer die Befähigung zum Richteramt 

haben muss. Die Beschäftigten nach Satz 2 sind zur Verschwiegenheit 

über die ihnen bekanntwerdenden Erkenntnisse, die nicht verwertet 

werden dürfen, verpflichtet. Die richterliche Entscheidung nach Absatz 2 

Satz 3 ist unverzüglich nachzuholen. 
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(4) Daten, die den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, 

dürfen nicht verwertet werden und sind unverzüglich zu löschen. Die 

Tatsachen der Erfassung der Daten und ihrer Löschung sind zu 

dokumentieren. Die in der Dokumentation enthaltenen Daten dürfen 

ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 

verwendet werden. Sie sind zu löschen, wenn seit einer Unterrichtung 

nach § 34 Absatz 8 Satz 1 oder der richterlichen Entscheidung über das 

endgültige Absehen von der Unterrichtung gemäß § 34 Absatz 8 Satz 6 

drei Monate vergangen sind. Ist die Datenschutzkontrolle nach § 38 

Absatz 6 noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu deren 

Abschluss aufzubewahren. 

(4) Daten, die den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, 

dürfen nicht verwertet werden und sind unverzüglich zu löschen. Die 

Tatsachen der Erfassung der Daten und ihrer Löschung sind zu 

dokumentieren. Die in der Dokumentation enthaltenen Daten dürfen 

ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 

verwendet werden. Sie sind zu löschen, wenn seit einer Unterrichtung 

nach § 35 Absatz 8 Satz 1 oder der richterlichen Entscheidung über das 

endgültige Absehen von der Unterrichtung gemäß § 35 Absatz 8 Satz 6 

drei Monate vergangen sind. Ist die Datenschutzkontrolle nach § 38 

Absatz 6 noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu deren 

Abschluss aufzubewahren. 

§ 38 Parlamentarische Kontrolle; Berichtspflicht § 38 Parlamentarische Kontrolle; Berichtspflicht 

(1) Die Bürgerschaft bildet zur Kontrolle der nach den §§ 39, 40 Absatz 1, 

41 bis 43, 46, 47 und 49 durchgeführten Maßnahmen sowie über 

Datenübermittlungen nach den §§ 55, 70 und 71 einen Ausschuss. Der 

Ausschuss hat drei Mitglieder und drei stellvertretende Mitglieder. Aus 

dem Kreis der hiernach nicht vertretenen Fraktionen wählt die 

Bürgerschaft jeweils eine Abgeordnete oder einen Abgeordneten pro 

Fraktion als ständigen Gast. Die stellvertretenden Mitglieder und 

ständigen Gäste können an den Sitzungen mit beratender Stimme 

teilnehmen.  

(1) Die Bürgerschaft bildet zur Kontrolle der nach den §§ 39, 40 Absatz 1, 

41 bis 43, 46, 47 und 49 durchgeführten Maßnahmen sowie über 

Datenübermittlungen nach den §§ 55, 70 und 71 einen Ausschuss. Der 

Ausschuss hat drei Mitglieder und drei stellvertretende Mitglieder. Aus 

dem Kreis der hiernach nicht vertretenen Fraktionen wählt die 

Bürgerschaft jeweils eine Abgeordnete oder einen Abgeordneten pro 

Fraktion als ständigen Gast. Die stellvertretenden Mitglieder und 

ständigen Gäste können an den Sitzungen mit beratender Stimme 

teilnehmen.  

(2) Der Senator für Inneres unterrichtet den Ausschuss in Abständen von 

höchstens sechs Monaten über Anlass und Dauer der Datenerhebungen 

nach Absatz 1.  

(2) Der Senator für Inneres unterrichtet den Ausschuss in Abständen von 

höchstens sechs Monaten über Anlass und Dauer der Datenerhebungen 

nach Absatz 1.  
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(3) Der Senator für Inneres ist verpflichtet, den Ausschuss umfassend 

über die im Zusammenhang mit den in Absatz 1 genannten Maßnahmen 

im Allgemeinen sowie über damit im Zusammenhang stehende Vorgänge 

von besonderer Bedeutung und über Vorgänge im Geltungsbereich 

dieses Gesetzes von besonderer Bedeutung, die als VS „Geheim“ oder 

höher eingestuft sind, zu unterrichten. Im Übrigen haben der Ausschuss 

und seine Mitglieder die Rechte nach Artikel 105 Absatz 4 der 

Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen. Der Ausschuss hat 

auch das Recht, Einsicht in Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft zu 

nehmen, die im Zusammenhang mit seinen Kontrollaufgaben stehen. Er 

kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder diese Rechte auch einem 

ständigen Gast übertragen.  

(3) Der Senator für Inneres ist verpflichtet, den Ausschuss umfassend 

über die im Zusammenhang mit den in Absatz 1 genannten Maßnahmen 

im Allgemeinen sowie über damit im Zusammenhang stehende Vorgänge 

von besonderer Bedeutung und über Vorgänge im Geltungsbereich 

dieses Gesetzes von besonderer Bedeutung, die als VS „Geheim“ oder 

höher eingestuft sind, zu unterrichten. Im Übrigen haben der Ausschuss 

und seine Mitglieder die Rechte nach Artikel 105 Absatz 4 der 

Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen. Der Ausschuss hat 

auch das Recht, Einsicht in Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft zu 

nehmen, die im Zusammenhang mit seinen Kontrollaufgaben stehen. Er 

kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder diese Rechte auch einem 

ständigen Gast übertragen.  

(4) Die Verhandlungen des Ausschusses sind vertraulich.  (4) Die Verhandlungen des Ausschusses sind vertraulich.  

(5) Scheidet ein Mitglied oder stellvertretendes Mitglied aus der 

Bürgerschaft oder aus seiner Fraktion aus, verliert es seine 

Mitgliedschaft im Ausschuss; es ist unverzüglich ein neues Mitglied oder 

stellvertretendes Mitglied zu wählen. Scheidet ein ständiger Gast aus der 

Bürgerschaft oder aus seiner Fraktion aus, erlischt sein Gaststatus im 

Ausschuss; die Bürgerschaft wählt eine andere Abgeordnete oder einen 

anderen Abgeordneten aus der betreffenden Fraktion als ständigen Gast. 

Das Gleiche gilt jeweils, wenn ein Mitglied oder ständiger Gast aus 

anderen Gründen aus dem Ausschuss ausscheidet. 

(5) Scheidet ein Mitglied oder stellvertretendes Mitglied aus der 

Bürgerschaft oder aus seiner Fraktion aus, verliert es seine 

Mitgliedschaft im Ausschuss; es ist unverzüglich ein neues Mitglied oder 

stellvertretendes Mitglied zu wählen. Scheidet ein ständiger Gast aus der 

Bürgerschaft oder aus seiner Fraktion aus, erlischt sein Gaststatus im 

Ausschuss; die Bürgerschaft wählt eine andere Abgeordnete oder einen 

anderen Abgeordneten aus der betreffenden Fraktion als ständigen Gast. 

Das Gleiche gilt jeweils, wenn ein Mitglied oder ständiger Gast aus 

anderen Gründen aus dem Ausschuss ausscheidet. 
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(6) Der Ausschuss kontrolliert im Abstand von höchstens zwei Jahren die 

Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften über die Verarbeitung von 

personenbezogenen Daten, die mit besonderen Mitteln oder Methoden 

oder durch eine Maßnahme nach § 49 erhoben wurden. Zu diesem 

Zweck sind dem Ausschuss die Protokolle der durchgeführten 

Maßnahmen sowie die Dokumentation von Datenlöschungen und 

Vernichtungen von Unterlagen in auswertbarerer Weise zur Verfügung zu 

stellen. Der Ausschuss kann sich zur Unterstützung der Aufgabe nach 

Satz 1 weiterer öffentlicher Stellen bedienen. 

(6) Der Ausschuss kontrolliert im Abstand von höchstens zwei Jahren die 

Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften über die Verarbeitung von 

personenbezogenen Daten, die mit besonderen Mitteln oder Methoden 

oder durch eine Maßnahme nach § 49 erhoben wurden. Zu diesem 

Zweck sind dem Ausschuss die Protokolle der durchgeführten 

Maßnahmen sowie die Dokumentation von Datenlöschungen und 

Vernichtungen von Unterlagen in auswertbarerer Weise zur Verfügung zu 

stellen. Der Ausschuss kann sich zur Unterstützung der Aufgabe nach 

Satz 1 weiterer öffentlicher Stellen bedienen. 

(7) Der Polizeivollzugsdienst berichtet dem Senator für Inneres 

kalenderjährlich jeweils bis zum 30. Juni des dem Berichtsjahr folgenden 

Jahres über in seinem Zuständigkeitsbereich angeordnete Maßnahmen 

und Datenübermittlungen nach Absatz 1 Satz 1. Der Senat berichtet der 

Bürgerschaft innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt des Berichts nach 

Satz 1 über diese Maßnahmen. 

(7) Der Polizeivollzugsdienst berichtet dem Senator für Inneres 

kalenderjährlich jeweils bis zum 30. Juni des dem Berichtsjahr folgenden 

Jahres über in seinem Zuständigkeitsbereich angeordnete Maßnahmen 

und Datenübermittlungen nach Absatz 1 Satz 1. Der Senat berichtet der 

Bürgerschaft innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt des Berichts nach 

Satz 1 über diese Maßnahmen. 

(8) In dem Bericht wird dargestellt,  

1. in welchem Umfang von welchen Befugnissen aus Anlass welcher Art 

von Verdachts- und Gefahrenlagen Gebrauch gemacht wurde,  

2. in wie vielen Fällen bei welchen Befugnissen die richterliche 

Entscheidung nicht getroffen wurde, 

3. in wie vielen Fällen welche Maßnahmen in den Anwendungsbereich 

von § 35 Absatz 2 Satz 4 gefallen sind, 

4. in wie vielen Fällen welche Maßnahmen in den Anwendungsbereich 

von § 36 Absatz 2 gefallen sind, 

5. in wie vielen Fällen welche Maßnahmen in den Anwendungsbereich 

von § 37 Absatz 1 gefallen sind, 

6. inwieweit den Löschpflichten nach § 35 Absatz 7 und den 

Unterrichtungspflichten nach § 35 Absatz 8 nachgekommen wurde 

und  

(8) In dem Bericht wird dargestellt,  

1. in welchem Umfang von welchen Befugnissen aus Anlass welcher Art 

von Verdachts- und Gefahrenlagen Gebrauch gemacht wurde,  

2. in wie vielen Fällen bei welchen Befugnissen die richterliche 

Entscheidung nicht getroffen wurde, 

3. in wie vielen Fällen welche Maßnahmen in den Anwendungsbereich 

von § 35 Absatz Absatz 2 Satz 5 gefallen sind, 

4. in wie vielen Fällen welche Maßnahmen in den Anwendungsbereich 

von § 36 Absatz 2 gefallen sind, 

5. in wie vielen Fällen welche Maßnahmen in den Anwendungsbereich 

von § 37 Absatz 1 gefallen sind, 

6. inwieweit den Löschpflichten nach § 35 Absatz 7 und den 

Unterrichtungspflichten nach § 35 Absatz 8 nachgekommen wurde 

und  
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7. in welchem Umfang Datenübermittlungen nach den §§ 55 Absatz 5, § 

70 und § 71 vorgenommen wurden. 

7. in welchem Umfang Datenübermittlungen nach den §§ 55 Absatz 5, § 

70 und § 71 vorgenommen wurden. 

§ 42 Telekommunikationsüberwachung und Eingriff in die 

Telekommunikation 

§ 42 Telekommunikationsüberwachung und Eingriff in die 

Telekommunikation 

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf, wenn dies zur Abwehr einer 

gegenwärtigen Gefahr für das Leben einer Person, einer gegenwärtigen 

Gefahr der Begehung einer besonders schwerwiegenden Straftat oder 

einer gegenwärtigen Gefahr für Infrastruktureinrichtungen, die für die 

öffentliche Versorgung wesentlich sind, erforderlich ist, durch die 

Überwachung und Aufzeichnung von Telekommunikation verdeckt 

personenbezogene Daten erheben 

1. über die für eine Gefahr Verantwortlichen  

2. über Personen, soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 

a) sie für Personen nach Nummer 1 bestimmte oder von diesen 

herrührende Mitteilungen entgegennehmen oder weitergeben oder 

b) die unter Nummer 1 genannten Personen ihre 

Kommunikationseinrichtungen benutzen werden und sie in 

Zusammenhang mit der Gefahrenlage stehen. 

Besonders schwerwiegende Straftaten nach Satz 1 sind: 

1. Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach den §§ 176 bis 

177 des Strafgesetzbuches, 

2. Mord und Totschlag nach den §§ 211 und 212 des 

Strafgesetzbuches, 

3. Menschenhandel nach § 232 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a 

des Strafgesetzbuches sowie Zwangsprostitution und Zwangsarbeit 

nach den §§ 232a Absatz 3 und 4, 232b Absatz 3 und 4 des 

Strafgesetzbuches,  

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf, wenn dies zur Abwehr einer 

gegenwärtigen Gefahr für das Leben einer Person, einer gegenwärtigen 

Gefahr der Begehung einer besonders schwerwiegenden Straftat oder 

einer gegenwärtigen Gefahr für Infrastruktureinrichtungen, die für die 

öffentliche Versorgung wesentlich sind, erforderlich ist, durch die 

Überwachung und Aufzeichnung von Telekommunikation verdeckt 

personenbezogene Daten erheben 

1. über die für eine Gefahr Verantwortlichen  

2. über Personen, soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 

a) sie für Personen nach Nummer 1 bestimmte oder von diesen 

herrührende Mitteilungen entgegennehmen oder weitergeben oder 

b) die unter Nummer 1 genannten Personen ihre 

Kommunikationseinrichtungen benutzen werden und sie in 

Zusammenhang mit der Gefahrenlage stehen. 

Besonders schwerwiegende Straftaten nach Satz 1 sind: 

1. Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach den §§ 176 bis 

177 des Strafgesetzbuches, 

2. Mord und Totschlag nach den §§ 211 und 212 des 

Strafgesetzbuches, 

3. Menschenhandel nach § 232 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a 

des Strafgesetzbuches sowie Zwangsprostitution und Zwangsarbeit 

nach den §§ 232a Absatz 3 und 4, 232b Absatz 3 und 4 des 

Strafgesetzbuches,  
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4. erpresserischer Menschenraub und Geiselnahme nach den §§ 239a, 

239b des Strafgesetzbuches, 

5. gemeingefährliche Straftaten und Straftaten gegen die Umwelt in den 

Fällen der schweren Brandstiftung, der besonders schweren 

Brandstiftung, des Herbeiführens einer Explosion durch Kernenergie, 

des Herbeiführens einer Sprengstoffexplosion, des Freisetzens 

ionisierender Strahlen, der gemeingefährlichen Vergiftung und der 

schweren Gefährdung durch Freisetzen von Giften nach den §§ 306a, 

306b, 307, 308, 311, 314, 330a des Strafgesetzbuches, 

6. Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen 

und Verbrechen der Aggression nach den §§ 6 bis 13 des 

Völkerstrafgesetzbuches, 

7. Straftaten nach den §§ 51 Absatz 1 und 2, 52 Absatz 5 des 

Waffengesetzes, 

8. Straftaten nach den §§ 19 Absatz 1 und 2, 20 Absatz 1, 20a Absatz 1 

und 2, jeweils auch in Verbindung mit § 21, oder § 22a Absatz 1 und 

2 des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen. 

Datenerhebungen nach Satz 1 dürfen nur durchgeführt werden, wenn die 

polizeiliche Aufgabenerfüllung auf andere Weise aussichtslos oder 

wesentlich erschwert wäre. Die Datenerhebung darf auch durchgeführt 

werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

4. erpresserischer Menschenraub und Geiselnahme nach den §§ 239a, 

239b des Strafgesetzbuches, 

5. gemeingefährliche Straftaten und Straftaten gegen die Umwelt in den 

Fällen der schweren Brandstiftung, der besonders schweren 

Brandstiftung, des Herbeiführens einer Explosion durch Kernenergie, 

des Herbeiführens einer Sprengstoffexplosion, des Freisetzens 

ionisierender Strahlen, der gemeingefährlichen Vergiftung und der 

schweren Gefährdung durch Freisetzen von Giften nach den §§ 306a, 

306b, 307, 308, 311, 314, 330a des Strafgesetzbuches, 

6. Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen 

und Verbrechen der Aggression nach den §§ 6 bis 13 des 

Völkerstrafgesetzbuches, 

7. Straftaten nach den §§ 51 Absatz 1 und 2, 52 Absatz 5 des 

Waffengesetzes, 

8. Straftaten nach den §§ 19 Absatz 1 und 2, 20 Absatz 1, 20a Absatz 1 

und 2, jeweils auch in Verbindung mit § 21, oder § 22a Absatz 1 und 

2 des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen. 

Datenerhebungen nach Satz 1 dürfen nur durchgeführt werden, wenn die 

polizeiliche Aufgabenerfüllung auf andere Weise aussichtslos oder 

wesentlich erschwert wäre. Die Datenerhebung darf auch durchgeführt 

werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 
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(2) Durch den Einsatz technischer Mittel dürfen unter den 

Voraussetzungen des Absatzes 1 Telekommunikationsverbindungen 

unterbrochen oder verhindert werden. Telekommunikationsverbindungen 

Dritter dürfen nur unterbrochen oder verhindert werden, wenn dies zur 

Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit 

des Bundes oder eines Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit einer 

Person erforderlich ist. § 35 Absatz 2 gilt entsprechend. Bei Gefahr im 

Verzug können die Maßnahmen nach Satz 1 oder Satz 2 vorläufig durch 

die Behördenleitung angeordnet werden. Diese kann die Befugnis auf 

besonders beauftragte Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 2 

ab dem zweiten Einstiegsamt mit der Befähigung zum Richteramt 

übertragen. 

(2) Durch den Einsatz technischer Mittel dürfen unter den 

Voraussetzungen des Absatzes 1 Telekommunikationsverbindungen 

unterbrochen oder verhindert werden. Telekommunikationsverbindungen 

Dritter dürfen nur unterbrochen oder verhindert werden, wenn dies zur 

Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit 

des Bundes oder eines Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit einer 

Person erforderlich ist. § 35 Absatz 2 gilt entsprechend. Bei Gefahr im 

Verzug können die Maßnahmen nach Satz 1 oder Satz 2 vorläufig durch 

die Behördenleitung angeordnet werden. Diese kann die Befugnis auf 

besonders beauftragte Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 2 

ab dem zweiten Einstiegsamt mit der Befähigung zum Richteramt 

übertragen. 

(3) Aufgrund der Anordnung einer Datenerhebung nach Absatz 1 oder 

einer Maßnahme nach Absatz 2 hat, wer geschäftsmäßig 

Telekommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt 

(Diensteanbieter), nach Maßgabe der Regelungen des 

Telekommunikationsgesetzes und der darauf beruhenden 

Rechtsverordnungen zur technischen und organisatorischen Umsetzung 

von Überwachungsmaßnahmen der Polizei unverzüglich oder innerhalb 

der in der Anordnung bestimmten Zeitspanne die Überwachung, 

Aufzeichnung, Unterbrechung oder Verhinderung von 

Telekommunikationsdienstleistungen zu ermöglichen und die 

erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Für die Entschädigung der 

Diensteanbieter gilt § 23 des Justizvergütungs- und 

Entschädigungsgesetzes entsprechend. 

(3) Aufgrund der Anordnung einer Datenerhebung nach Absatz 1 oder 

einer Maßnahme nach Absatz 2 hat, wer geschäftsmäßig 

Telekommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt 

(Diensteanbieter), nach Maßgabe der Regelungen des 

Telekommunikationsgesetzes und der darauf beruhenden 

Rechtsverordnungen zur technischen und organisatorischen Umsetzung 

von Überwachungsmaßnahmen der Polizei unverzüglich oder innerhalb 

der in der Anordnung bestimmten Zeitspanne die Überwachung, 

Aufzeichnung, Unterbrechung oder Verhinderung von 

Telekommunikationsdienstleistungen zu ermöglichen und die 

erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Für die Entschädigung der 

Diensteanbieter gilt § 23 Absatz 1 des Justizvergütungs- und 

Entschädigungsgesetzes entsprechend. 
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§ 43 (aufgehoben) (Bis zum 31.12.2021 geltende Fassung: 

§ 43 Verkehrsdatenerhebung, Nutzungsdatenerhebung und 

Standortermittlung) 

§ 43 Verkehrsdatenerhebung, Nutzungsdatenerhebung und 

Standortermittlung 

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf zur Abwehr einer gegenwärtigen 

Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines 

Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit einer Person Verkehrsdaten 

oder Nutzungsdaten über die in § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 

genannten Personen erheben. Verkehrsdaten im Sinne des Satzes 1 

sind die nach § 96 Absatz 1 des Telekommunikationsgesetzes 

erhobenen Daten. Nutzungsdaten im Sinne des Satzes 1 sind die nach § 

15 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3 des Telemediengesetzes 

erhobenen Daten. 

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf zur Abwehr einer gegenwärtigen 

Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines 

Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit einer Person Verkehrsdaten 

oder Nutzungsdaten über die in § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 

genannten Personen erheben. Verkehrsdaten im Sinne des Satzes 1 

sind die nach in § 9 Absatz 1 des Telekommunikation-Telemedien-

Datenschutz-Gesetzes und § 172 Absatz 1 Satz 1 und 2 des 

Telekommunikationsgesetzes erhobenen genannten Daten. 

Nutzungsdaten im Sinne des Satzes 1 sind die nach in § 2 Absatz 2 

Nummer 3 des Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes  

erhobenengenannten Daten. 

(2) Durch den Einsatz technischer Mittel darf der Polizeivollzugsdienst 

unter den Voraussetzungen des § 42 Absatz 1 die Geräte- und 

Anschlusskennung ermitteln, wenn die Durchführung der 

Überwachungsmaßnahmen ohne die Geräte- und Anschlusskennung 

nicht möglich oder wesentlich erschwert wäre. Die Maßnahme darf auch 

durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. Über 

den erforderlichen Datenabgleich zur Ermittlung der gesuchten Geräte- 

und Anschlusskennung hinaus dürfen sie nicht verwendet werden und 

sind nach Beendigung der Maßnahme unverzüglich zu löschen. 

(2) Durch den Einsatz technischer Mittel darf der Polizeivollzugsdienst 

unter den Voraussetzungen des § 42 Absatz 1 die Geräte- und 

Anschlusskennung ermitteln, wenn die Durchführung der 

Überwachungsmaßnahmen ohne die Geräte- und Anschlusskennung 

nicht möglich oder wesentlich erschwert wäre. Die Maßnahme darf auch 

durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. Über 

den erforderlichen Datenabgleich zur Ermittlung der gesuchten Geräte- 

und Anschlusskennung hinaus dürfen sie nicht verwendet werden und 

sind nach Beendigung der Maßnahme unverzüglich zu löschen. 

Formatiert: Durchgestrichen
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(3) Durch den Einsatz technischer Mittel oder mittels Auskunft beim 

Diensteanbieter darf der Polizeivollzugsdienst zur Abwehr einer 

gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person den 

Standort eines aktiv geschalteten Mobilfunkendgerätes ermitteln, wenn 

die Ermittlung des Aufenthaltsortes auf andere Weise weniger 

erfolgversprechend oder erschwert wäre. Die Maßnahme darf auch 

durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

Besteht die Gefahr für die Person nicht mehr, sind die für diese 

Maßnahme erhobenen personenbezogenen Daten unverzüglich zu 

löschen. 

(3) Durch den Einsatz technischer Mittel oder mittels Auskunft beim 

Diensteanbieter darf der Polizeivollzugsdienst zur Abwehr einer 

gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person den 

Standort eines aktiv geschalteten Mobilfunkendgerätes ermitteln, wenn 

die Ermittlung des Aufenthaltsortes auf andere Weise weniger 

erfolgversprechend oder erschwert wäre. Die Maßnahme darf auch 

durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

Besteht die Gefahr für die Person nicht mehr, sind die für diese 

Maßnahme erhobenen personenbezogenen Daten unverzüglich zu 

löschen. 

(4) Jeder Diensteanbieter ist verpflichtet, der Polizei aufgrund der 

Anordnung einer Datenerhebung nach Absatz 1 oder 3 

1. vorhandene Verkehrsdaten oder Nutzungsdaten zu übermitteln, 

2. Daten über zukünftige Telekommunikationsverbindungen oder 

zukünftige Nutzungen von Telemediendiensten, die innerhalb des in 

der Anordnung festgelegten Zeitraums anfallen, zu übermitteln und 

3. die für die Ermittlung nach Absatz 3 erforderlichen spezifischen 

Kennungen, insbesondere die Geräte- und Anschlusskennung 

mitzuteilen. 

Diensteanbieter in diesem Sinne ist, wer geschäftsmäßig 

Telekommunikations- oder Telemediendienste erbringt oder daran 

mitwirkt. Die Daten sind dem Polizeivollzugsdienst unverzüglich oder 

innerhalb der in der Anordnung bestimmten Zeitspanne sowie auf dem 

darin bestimmten Übermittlungsweg zu übermitteln. Für die 

Entschädigung gilt § 23 des Justizvergütungs- und 

Entschädigungsgesetzes entsprechend. 

(4) Jeder Diensteanbieter ist verpflichtet, der Polizei aufgrund der 

Anordnung einer Datenerhebung nach Absatz 1 oder Absatz 3 

1. vorhandene Verkehrsdaten oder Nutzungsdaten zu übermitteln, 

2. Daten über zukünftige Telekommunikationsverbindungen oder 

zukünftige Nutzungen von Telemediendiensten, die innerhalb des in 

der Anordnung festgelegten Zeitraums anfallen, zu übermitteln und 

3. die für die Ermittlung nach Absatz 3 erforderlichen spezifischen 

Kennungen, insbesondere die Geräte- und Anschlusskennung 

mitzuteilen. 

Diensteanbieter in diesem Sinne ist, wer geschäftsmäßig 

Telekommunikations- oder Telemediendienste erbringt oder daran 

mitwirkt. Die Daten sind dem Polizeivollzugsdienst unverzüglich oder 

innerhalb der in der Anordnung bestimmten Zeitspanne sowie auf dem 

darin bestimmten Übermittlungsweg zu übermitteln. Für die 

Entschädigung gilt § 23 Absatz 1 des Justizvergütungs- und 

Entschädigungsgesetzes entsprechend. 
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§ 44 Bestandsdatenerhebung § 44 Bestandsdatenerhebung 

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf von demjenigen, der geschäftsmäßig 

Telekommunikationsdienste oder Telemediendienste erbringt oder daran 

mitwirkt, Auskunft über Bestandsdaten über die für eine Gefahr 

Verantwortlichen und unter den Voraussetzungen des § 7 über die dort 

genannten Personen verlangen, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für 

die öffentliche Sicherheit erforderlich ist. Bezieht sich das 

Auskunftsverlangen nach Satz 1 auf Daten, mittels derer der Zugriff auf 

Endgeräte oder auf Speichereinrichtungen, die in diesen Endgeräten 

oder hiervon räumlich getrennt eingesetzt werden, geschützt wird, darf 

die Auskunft nur verlangt werden, wenn die gesetzlichen 

Voraussetzungen für die Nutzung der Daten vorliegen. Bestandsdaten im 

Sinne des Satzes 1 sind die nach §§ 95 und 111 des 

Telekommunikationsgesetzes oder die nach § 14 Absatz 1 des 

Telemediengesetzes erhobenen Daten. 

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf Auskunft verlangen über  

1. Bestandsdaten gemäß § 3 Nummer 6 des 

Telekommunikationsgesetzes und über die nach § 172 des 

Telekommunikationsgesetzes erhobenen Daten von demjenigen, der 

geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, 

und 

2.  Bestandsdaten gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 2 des 

Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes von demjenigen, 

der geschäftsmäßig eigene oder fremde Telemedien zur Nutzung 

bereithält oder den Zugang zur Nutzung vermittelt. 

Die Auskunft nach Satz 1 darf nur verlangt werden, soweit die zu 

erhebenden Daten zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit 

im Einzelfall erforderlich sind. 

(2) Die Auskunft nach Absatz 1 darf auch anhand einer zu einem 

bestimmten Zeitpunkt zugewiesenen Internet-Protokoll-Adresse sowie 

weiterer zur Individualisierung erforderlicher technischer Daten verlangt 

werden, sofern dies zur Abwehr einer Gefahr für den Bestand oder die 

Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für Leib, Leben oder 

Freiheit einer Person erforderlich ist. Die Entscheidungsgrundlagen für 

das Auskunftsbegehren sind zu dokumentieren. 

(2) Bezieht sich das Auskunftsverlangen nach Absatz 1 auf Daten, mittels 

derer der Zugriff auf Endgeräte oder auf Speichereinrichtungen, die in 

diesen Endgeräten oder hiervon räumlich getrennt eingesetzt werden, 

geschützt wird, darf die Auskunft nur verlangt werden, wenn die 

gesetzlichen Voraussetzungen für die Nutzung der Daten vorliegen. Die 

Auskunft über Passwörter oder sonstige Daten im Sinne von Satz 1, die 

als Bestandsdaten gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 2 des 

Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz erhoben wurden, 

darf darüber hinaus nur nach einer richterlichen Anordnung verlangt 

werden, wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für den 

Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für Leib, 

Leben oder Freiheit einer Person erforderlich ist; für die richterliche 

Anordnung gilt § 35 Absatz 2 entsprechend. 



– 39/66 – 

(3) Auf Grund eines Auskunftsverlangens nach Absatz 1 oder 2 hat, wer 

geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste oder Telemediendienste 

erbringt oder daran mitwirkt (Diensteanbieter), die zur Auskunftserteilung 

erforderlichen Daten unverzüglich zu übermitteln. Für die Entschädigung 

der Diensteanbieter gilt § 23 des Justizvergütungs- und 

Entschädigungsgesetzes entsprechend. 

(3) Die Auskunft nach Absatz 1 darf auch anhand einer zu einem 

bestimmten Zeitpunkt zugewiesenen Internet-Protokoll-Adresse verlangt 

werden, sofern dies zur Abwehr einer Gefahr für den Bestand oder die 

Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für Leib, Leben oder 

Freiheit einer Person erforderlich ist. Die Auskunft gemäß Satz 1 über 

Daten nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Telekommunikation-

Telemedien-Datenschutz-Gesetz darf darüber hinaus nur verlangt 

werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die 

betroffene Person Nutzer oder Nutzerin des Telemediendienstes ist, bei 

dem die Daten erhoben werden sollen. 

 (4) Die rechtlichen und tatsächlichen Grundlagen für das 

Auskunftsbegehren sind zu dokumentieren. 

 (5) Auf Grund eines Auskunftsverlangens nach Absatz 1 bis 3 haben 

Diensteanbieter die zur Auskunftserteilung erforderlichen Daten 

unverzüglich zu übermitteln. Für die Entschädigung der Diensteanbieter 

gilt § 23 Absatz 1 des Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetzes 

entsprechend. 

§ 47 Datenerhebung durch den Einsatz verdeckt ermittelnder 

Personen   

§ 47 Datenerhebung durch den Einsatz verdeckt ermittelnder 

Personen   

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf durch den Einsatz von Beamtinnen 

oder Beamten, die unter einer ihnen verliehenen, auf Dauer angelegten 

veränderten Identität (Legende) eingesetzt werden (verdeckt ermittelnde 

Person), personenbezogene Daten erheben  

1. über die in § 40 Absatz 1 Nummer 1 genannten Personen unter den 

dort genannten Voraussetzungen,  

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf durch den Einsatz von Beamtinnen 

oder Beamten, die unter einer ihnen verliehenen, auf Dauer angelegten 

veränderten Identität (Legende) eingesetzt werden (verdeckt ermittelnde 

Person), personenbezogene Daten erheben  

1. über die in § 40 Absatz 1 Nummer 1 genannten Personen unter den 

dort genannten Voraussetzungen,  
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2. über Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 

dass sie innerhalb eines übersehbaren Zeitraums auf eine zumindest 

ihrer Art nach konkretisierte Weise Straftaten nach § 100b Absatz 2 

der Strafprozessordnung begehen werden, wenn die Verhütung 

dieser Straftaten auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich 

erschwert wäre,  

3. über Personen, die ein Verbrechen begangen haben und bei denen 

Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Gefahr der 

Wiederholung besteht, 

4. über Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 

dass sie ein Verbrechen begehen werden, die besondere Bedeutung 

der Tat den Einsatz gebietet und andere Maßnahmen aussichtslos 

wären, sowie 

5. über Kontakt- oder Begleitpersonen der in Nummer 2 bis 4 genannten 

Personen, wenn dies zur Verhütung einer Straftat nach Nummer 2 bis 

4 unerlässlich ist. 

Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte 

unvermeidbar betroffen werden. 

2. über Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 

dass sie innerhalb eines übersehbaren Zeitraums auf eine zumindest 

ihrer Art nach konkretisierte Weise Straftaten nach § 100b Absatz 2 

der Strafprozessordnung begehen werden, wenn die Verhütung 

dieser Straftaten auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich 

erschwert wäre,  

3. über Personen, die ein Verbrechen begangen haben und bei denen 

Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Gefahr der 

Wiederholung besteht, 

4. über Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 

dass sie ein Verbrechen begehen werden, die besondere Bedeutung 

der Tat den Einsatz gebietet und andere Maßnahmen aussichtslos 

wären, sowie 

5. über Kontakt- oder Begleitpersonen der in Nummer 2 bis 4 genannten 

Personen, wenn dies zur Verhütung einer Straftat nach Nummer 2 bis 

4 unerlässlich ist. 

Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte 

unvermeidbar betroffen werden. 

(2) Eine verdeckt ermittelnde Person darf zur Erfüllung seines Auftrags 

unter der Legende am Rechtsverkehr teilnehmen. Er darf unter der 

Legende mit Einwilligung des Berechtigten dessen Wohnung betreten. 

Die Einwilligung darf nicht durch ein über die Nutzung der Legende 

hinausgehendes Vortäuschen eines Zutrittsrechts herbeigeführt werden. 

Eine verdeckte ermittelnde Person darf unter der Legende keine 

sexuellen Handlungen vornehmen oder an sich vornehmen lassen und 

keine Liebesverhältnisse eingehen. 

(2) Eine verdeckt ermittelnde Person darf zur Erfüllung seines Auftrags 

unter der Legende am Rechtsverkehr teilnehmen. Er darf unter der 

Legende mit Einwilligung des Berechtigten dessen Wohnung betreten. 

Die Einwilligung darf nicht durch ein über die Nutzung der Legende 

hinausgehendes Vortäuschen eines Zutrittsrechts herbeigeführt werden. 

Eine verdeckte ermittelnde Person darf unter der Legende keine 

sexuellen Handlungen vornehmen oder an sich vornehmen lassen und 

keine Liebesverhältnisse eingehen. 

(3) Soweit es für den Aufbau oder die Aufrechterhaltung der Legende 

unerlässlich ist, dürfen entsprechende Urkunden hergestellt, verändert 

und gebraucht werden. 

(3) Soweit es für den Aufbau oder die Aufrechterhaltung der Legende 

unerlässlich ist, dürfen entsprechende Urkunden hergestellt, verändert 

und gebraucht werden. 
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3. Unterabschnitt Weiterverarbeitung 3. Unterabschnitt Weiterverarbeitung 

§ 50 Datenweiterverarbeitung; Zweckbindung; Zweckänderung § 50 Datenweiterverarbeitung; Zweckbindung; Zweckänderung 

(1) Die Polizei kann rechtmäßig erhobene personenbezogene Daten 

unter Berücksichtigung der jeweiligen Datenerhebungsvorschrift 

weiterverarbeiten, soweit dies 

1. zur Erfüllung derselben Aufgabe und 

2. zum Schutz derselben Rechtsgüter oder zur Verhütung derselben 

Straftaten, 

erforderlich ist. Satz 1 gilt entsprechend für personenbezogene Daten, 

denen keine Erhebung vorausgegangen ist, mit der Maßgabe, dass für 

die Weiterverarbeitung der Zweck der Speicherung zu berücksichtigen 

ist. Für die Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten, die aus 

Maßnahmen nach § 41 Absatz 2 erlangt wurden, muss im Einzelfall eine 

gegenwärtige Gefahr für dieselben Rechtsgüter vorliegen. 

(1) Von der Polizei nach diesem Gesetz rechtmäßig erhobene 

personenbezogene Daten können von derselben Behörde 

weiterverarbeitet werden, soweit dies gemessen an der 

Datenerhebungsvorschrift erforderlich ist 

1. zur Erfüllung derselben Aufgabe und 

2. zum Schutz derselben Rechtsgüter oder zur Verhütung derselben 

Straftaten, 

erforderlich ist, wie es die Vorschrift erlaubt, nach der die Daten erhoben 

wurden. Satz 1 gilt entsprechend für personenbezogene Daten, denen 

keine Erhebung vorausgegangen ist, mit der Maßgabe, dass für die 

Weiterverarbeitung der Zweck der Speicherung zu berücksichtigen ist. 

Für die Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten, die aus 

Maßnahmen nach § 41 Absatz 2 erlangt wurden, muss im Einzelfall eine 

gegenwärtige Gefahr für dieselben Rechtsgüter vorliegen. 

(2) Die Polizei kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben personenbezogene 

Daten zu anderen Zwecken als denjenigen, zu denen sie erhoben 

worden sind, weiterverarbeiten, soweit unter Berücksichtigung der 

jeweiligen Datenerhebungsvorschrift 

1. mindestens 

a) vergleichbar gewichtige Straftaten verhütet oder 

b) vergleichbar bedeutsame Rechtsgüter oder sonstige Rechte 

geschützt werden sollen  

und 

2. sich im Einzelfall konkrete Anhaltspunkte 

(2) Die Polizei kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben personenbezogene 

Daten zu anderen Zwecken als denjenigen, zu denen sie erhoben 

worden sind, weiterverarbeiten, soweit 

1. gemessen an der Datenerhebungsvorschrift mindestens 

a) vergleichbar gewichtige Straftaten verhütet oder 

b) vergleichbar bedeutsame Rechtsgüter oder sonstige Rechte 

geschützt werden sollen und 

wie es eine Vorschrift erlaubt, nach der diese Daten mit mindestens 

vergleichbar schwerwiegenden Mitteln erhoben werden dürften, und 
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a) zur Verhütung solcher Straftaten ergeben oder 

b) zur Abwehr von innerhalb absehbarer Zeit drohender Gefahren für 

mindestens vergleichbar bedeutsame Rechtsgüter oder sonstige 

Rechte erkennen lassen. 

Satz 1 gilt entsprechend für personenbezogene Daten, denen keine 

Erhebung vorausgegangen ist, mit der Maßgabe, dass für die 

Weiterverarbeitung der Zweck der Speicherung zu berücksichtigen ist. 

Für die zweckändernde Weiterverarbeitung von personenbezogenen 

Daten, die aus Maßnahmen nach § 35 Absatz 1 erlangt wurden, muss im 

Einzelfall eine gegenwärtige Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit 

des Bundes oder eines Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit einer 

Person vorliegen. Personenbezogene Daten, die rechtmäßig zu den in 

§ 60 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 oder 6 genannten Personen erhoben 

wurden, dürfen nicht zu anderen Zwecken genutzt werden. 

Personenbezogene Daten, die rechtmäßig zu Kontakt- oder 

Begleitpersonen erhoben wurden, dürfen nur dann zu anderen Zwecken 

genutzt werden, wenn diese Daten zu Personen nach § 60 Absatz 2 Satz 

2 Nummer 1 bis 3 verarbeitet werden. § 51 bleibt unberührt. 

2. sich aus diesen Daten, auch in Verbindung mit weiteren Kenntnissen 

der Polizei, im Einzelfall konkrete Anhaltspunkte 

a) zur Verhütung oder Verfolgung solcher Straftaten oder 

Ordnungswidrigkeiten ergeben oder 

b) zur Abwehr von innerhalb absehbarer Zeit drohender Gefahren für 

mindestens vergleichbar bedeutsame Rechtsgüter oder sonstige 

Rechte erkennen lassen. 

Satz 1 gilt entsprechend für personenbezogene Daten, denen keine 

Erhebung vorausgegangen ist, mit der Maßgabe, dass für die 

Weiterverarbeitung der Zweck der Speicherung zu berücksichtigen ist. 

Für die zweckändernde Weiterverarbeitung von personenbezogenen 

Daten, die aus Maßnahmen nach § 35 Absatz 1 mit Ausnahme von Nr. 9 

erlangt wurden, muss im Einzelfall eine gegenwärtige Gefahr für den 

Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für Leib, 

Leben oder Freiheit einer Person vorliegen. Personenbezogene Daten, 

die rechtmäßig zu den in § 60 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 oder 6 

genannten Personen erhoben wurden, dürfen nicht zu anderen Zwecken 

genutzt werden. Personenbezogene Daten, die rechtmäßig zu Kontakt- 

oder Begleitpersonen erhoben wurden, dürfen nur dann zu anderen 

Zwecken genutzt werden, wenn diese Daten zu Personen nach § 60 

Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 3 verarbeitet werden. § 51 bleibt 

unberührt. 

(3) Es ist durch organisatorische und technische Vorkehrungen 

sicherzustellen, dass bei der Weiterverarbeitung von 

personenbezogenen Daten Absatz 1 und 2 beachtet werden. 

(3) Es ist durch organisatorische und technische Vorkehrungen 

sicherzustellen, dass bei der Weiterverarbeitung von 

personenbezogenen Daten Absatz 1 und 2 beachtet werden. 
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(4) Die Polizei darf, soweit Bestimmungen der Strafprozessordnung oder 

andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, personenbezogene 

Daten, die sie im Rahmen der Verfolgung von Straftaten über eine 

tatverdächtige Person und in Zusammenhang damit über Dritte 

rechtmäßig erhoben hat, zur Abwehr einer Gefahr oder zur Verhütung 

von Straftaten von erheblicher Bedeutung nach Maßgabe von Absatz 2 

weiterverarbeiten. Die Weiterverarbeitung nach Satz 1 zur Verhütung von 

Straftaten darf nur erfolgen, wenn wegen der Art oder Ausführung der 

Tat, der Persönlichkeit der betroffenen Person oder sonstiger 

Erkenntnisse Grund zu der Annahme besteht, dass sie zukünftig 

Straftaten begehen wird. Die Verarbeitung von Daten nach den Sätzen 1 

oder 2 setzt voraus, dass sie zu dem geänderten Zweck auch nach 

diesem Gesetz mit dem Mittel oder der Methode hätten erhoben werden 

dürfen, mit denen sie nach der Strafprozessordnung erhoben worden 

sind. Die Speicherung der nach Satz 1 über Dritte erhobenen Daten in 

Dateien ist nur zulässig über die in § 60 Absatz 2 Nummer 4 bis 6 

genannten Personen. Die personenbezogenen Daten sind unverzüglich 

zu löschen, sobald der Verdacht entfällt; dies gilt insbesondere bei einer 

unanfechtbaren Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens oder 

eines rechtskräftigen Freispruchs. Erhält die Polizei Kenntnis über eine 

nicht nur vorläufige Einstellung des Ermittlungsverfahrens, prüft sie 

unverzüglich, ob die Daten zu löschen sind. Unterbleibt die Löschung, 

hat die Polizei den Ausgang des Verfahrens sowie die Gründe für die 

fortdauernde Speicherung zu dokumentieren und die betroffene Person 

zu unterrichten.  

(4) Die Polizei darf, soweit Bestimmungen der Strafprozessordnung oder 

andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, personenbezogene 

Daten, die sie im Rahmen der Verfolgung von Straftaten über eine 

tatverdächtige Person und in Zusammenhang damit über Dritte 

rechtmäßig erhoben hat, zur Abwehr einer Gefahr oder zur Verhütung 

von Straftaten von erheblicher Bedeutung nach Maßgabe von Absatz 2 

weiterverarbeiten. Die Weiterverarbeitung nach Satz 1 zur Verhütung von 

Straftaten darf nur erfolgen, wenn wegen der Art oder Ausführung der 

Tat, der Persönlichkeit der betroffenen Person oder sonstiger 

Erkenntnisse Grund zu der Annahme besteht, dass sie zukünftig 

Straftaten begehen wird. Die Verarbeitung von Daten nach den Sätzen 1 

oder 2 setzt voraus, dass sie zu dem geänderten Zweck auch nach 

diesem Gesetz mit dem Mittel oder der Methode hätten erhoben werden 

dürfen, mit denen sie nach der Strafprozessordnung erhoben worden 

sind. Die Speicherung der nach Satz 1 über Dritte erhobenen Daten in 

Dateien ist nur zulässig über die in § 60 Absatz 2 Nummer 4 bis 6 

genannten Personen. Die personenbezogenen Daten sind unverzüglich 

zu löschen, sobald der Verdacht entfällt; dies gilt insbesondere bei einer 

unanfechtbaren Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens oder 

eines rechtskräftigen Freispruchs. Erhält die Polizei Kenntnis über eine 

nicht nur vorläufige Einstellung des Ermittlungsverfahrens, prüft sie 

unverzüglich, ob die Daten zu löschen sind. Unterbleibt die Löschung, 

hat die Polizei den Ausgang des Verfahrens sowie die Gründe für die 

fortdauernde Speicherung zu dokumentieren und die betroffene Person 

zu unterrichten.  

(5) Abweichend von Absatz 2 können rechtmäßig erlangte 

personenbezogene Daten allein zur Vorgangsverwaltung, zur befristeten 

Dokumentation behördlichen Handelns, zu Zwecken der 

Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 oder zur Sicherstellung des 

ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage 

weiterverarbeitet werden. § 51 Absatz 2 bleibt unberührt.  

(5) Abweichend von Absatz 2 können rechtmäßig erlangte 

personenbezogene Daten allein zur Vorgangsverwaltung, zur befristeten 

Dokumentation behördlichen Handelns, zu Zwecken der 

Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 oder zur Sicherstellung des 

ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage oder zu 

besonderen Zwecken nach § 51 weiterverarbeitet werden. 
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§ 51 Weiterverarbeitung zu besonderen Zwecken § 51 Weiterverarbeitung zu besonderen Zwecken 

(1) Die Polizei kann rechtmäßig erhobene Grunddaten einer Person, wie 

insbesondere Name, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Staatsangehörigkeit und Anschrift, abweichend von § 50 Absatz 2 auch 

zur Identifizierung dieser Person weiterverarbeiten, um 

Identitätsverwechselungen auszuschließen. 

(1) Die Polizei kann rechtmäßig erhobene Grunddaten einer Person, wie 

insbesondere Name, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Staatsangehörigkeit und Anschrift, abweichend von § 50 Absatz 2 auch 

zur Identifizierung dieser Person weiterverarbeiten, um 

Identitätsverwechselungen auszuschließen. 

(2) Die Polizei, der Fachbereich Polizeivollzugsdienst der Hochschule für 

Öffentliche Verwaltung Bremen, das Institut für Polizei- und 

Sicherheitsforschung und das Fortbildungsinstitut für die Polizeien im 

Lande Bremen sowie Forschungs- und Fortbildungsinstitute des Bundes 

und der Länder können gespeicherte personenbezogene Daten zur 

polizeilichen Aus- oder Fortbildung, zu wissenschaftlichen Zwecken, 

historischen Forschungszwecken, zur Evaluation oder zu statistischen 

Zwecken weiterverarbeiten, soweit hieran ein öffentliches Interesse 

besteht und geeignete Garantien für die Rechtsgüter der betroffenen 

Personen vorgesehen werden. Die Daten sind zum frühestmöglichen 

Zeitpunkt zu anonymisieren und gegen ihre unbefugte Kenntnisnahme 

durch Dritte zu sichern. Die Polizei hat die Daten getrennt von ihren 

polizeilichen Aufgaben zu verarbeiten. Eine Weiterverarbeitung von 

personenbezogenen Daten, die mit besonderen Mitteln oder Methoden 

erlangt wurden, ist ausgeschlossen; dies gilt nicht, soweit die 

Weiterverarbeitung dieser Daten für die Zwecke nach Satz 1 unerlässlich 

ist. 

(2) Die Polizei, der Fachbereich Polizeivollzugsdienst der Hochschule für 

Öffentliche Verwaltung Bremen, das Institut für Polizei- und 

Sicherheitsforschung und das Fortbildungsinstitut für die Polizeien im 

Lande Bremen sowie Forschungs- und Fortbildungsinstitute des Bundes 

und der Länder können gespeicherte personenbezogene Daten zur 

polizeilichen Aus- oder Fortbildung, zu wissenschaftlichen Zwecken, 

historischen Forschungszwecken, zur Evaluation oder zu statistischen 

Zwecken weiterverarbeiten, soweit hieran ein öffentliches Interesse 

besteht und geeignete Garantien für die Rechtsgüter der betroffenen 

Personen vorgesehen werden. Die Daten sind zum frühestmöglichen 

Zeitpunkt zu anonymisieren und gegen ihre unbefugte Kenntnisnahme 

durch Dritte zu sichern. Die Polizei hat die Daten getrennt von ihren 

polizeilichen Aufgaben zu verarbeiten. Eine Weiterverarbeitung von 

personenbezogenen Daten, die mit besonderen Mitteln oder Methoden 

erlangt wurden, ist ausgeschlossen; dies gilt nicht, soweit die 

Weiterverarbeitung dieser Daten für die Zwecke nach Satz 1 unerlässlich 

ist. 
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(3) Die Polizei kann vorhandene personenbezogene Daten über 

Vermisstenfälle, auswertungsrelevante Straftaten und verdächtige 

Wahrnehmungen zur Erstellung eines Kriminalitätslagebildes 

weiterverarbeiten, soweit dies für die Planung von Maßnahmen der 

Kriminalitätsbekämpfung erforderlich ist. Die automatisiert verarbeiteten 

personenbezogenen Daten von Geschädigten, Zeuginnen und Zeugen 

sowie anderen nicht tatverdächtigen Personen sind spätestens nach drei 

Monaten und in den übrigen Fällen am Ende des der Speicherung 

folgenden Jahres zu löschen. 

(3) Die Polizei kann vorhandene personenbezogene Daten über 

Vermisstenfälle, auswertungsrelevante Straftaten und verdächtige 

Wahrnehmungen zur Erstellung eines Kriminalitätslagebildes 

weiterverarbeiten, soweit dies für die Planung von Maßnahmen der 

Kriminalitätsbekämpfung erforderlich ist. Die automatisiert verarbeiteten 

personenbezogenen Daten von Geschädigten, Zeuginnen und Zeugen 

sowie anderen nicht tatverdächtigen Personen sind spätestens nach drei 

Monaten und in den übrigen Fällen am Ende des der Speicherung 

folgenden Jahres zu löschen. 

(4) Die Polizei darf Notrufe und Meldungen über sonstige 

Notrufeinrichtungen sowie den Funkverkehr ihrer Leitstellen aufzeichnen. 

Die Polizei kann sonstige bei ihr eingehende Telekommunikation 

aufzeichnen, wenn dies für ihre Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Auf die 

Aufzeichnung soll hingewiesen werden, soweit dadurch die 

Aufgabenerfüllung nicht gefährdet wird. Soweit erforderlich, können die 

Aufzeichnungen 

1. zur Abwehr einer erheblichen Gefahr, 

2. zur Verhütung einer Straftat von erheblicher Bedeutung, 

weiterverarbeitet werden. Aufzeichnungen sind spätestens nach drei 

Monaten zu löschen, sobald ihre Kenntnis für die Aufgabenerfüllung nach 

Satz 4 nicht mehr erforderlich ist. Die betroffene Person ist über die 

erstmalige Speicherung eines Hinweises nach Satz 1 zu unterrichten. 

(4) Die Polizei darf Notrufe und Meldungen über sonstige 

Notrufeinrichtungen sowie den Funkverkehr ihrer Leitstellen aufzeichnen. 

Die Polizei kann sonstige bei ihr eingehende Telekommunikation 

aufzeichnen, wenn dies für ihre Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Auf die 

Aufzeichnung soll hingewiesen werden, soweit dadurch die 

Aufgabenerfüllung nicht gefährdet wird. Soweit erforderlich, können die 

Aufzeichnungen 

1. zur Abwehr einer erheblichen Gefahr, 

2. zur Verhütung einer Straftat von erheblicher Bedeutung, 

weiterverarbeitet werden. Aufzeichnungen sind spätestens nach drei 

Monaten zu löschen, sobald ihre Kenntnis für die Aufgabenerfüllung nach 

Satz 4 nicht mehr erforderlich ist.  

(5) Die Polizei kann in den Fällen, in denen bereits Daten zu einer 

Person vorhanden sind, zu dieser Person  

1. personengebundene Hinweise, die zum Schutz dieser Person oder 

zum Schutz der Bediensteten der Polizei erforderlich sind, oder 

2. weitere Hinweise, die geeignet sind, dem Schutz Dritter oder der 

Gewinnung von Ermittlungsansätzen zu dienen,  

hinzufügen. Die Speicherung dieser Hinweise ist alle drei Jahre zu 

überprüfen.  

(5) Die Polizei kann in den Fällen, in denen bereits Daten zu einer 

Person vorhanden sind, zu dieser Person  

1. personengebundene Hinweise, die zum Schutz dieser Person oder 

zum Schutz der Bediensteten der Polizei erforderlich sind, oder 

2. weitere Hinweise, die geeignet sind, dem Schutz Dritter oder der 

Gewinnung von Ermittlungsansätzen zu dienen,  



– 46/66 – 

hinzufügen. Die Speicherung dieser Hinweise ist alle drei Jahre zu 

überprüfen. Die betroffene Person ist über die erstmalige Speicherung 

eines Hinweises nach Satz 1 zu unterrichten  

 (6) Personenbezogene Daten, die durch Maßnahmen nach diesem 

Gesetz erhoben worden sind, dürfen zur Verfolgung solcher Straftaten 

und Ordnungswidrigkeiten weiterverarbeitet werden, zu deren Verfolgung 

sie mit mindestens vergleichbar schwerwiegenden Mitteln auch nach der 

Strafprozessordnung hätten erhoben werden dürfen. 

§ 55 Datenübermittlung im Inland und innerhalb der Europäischen 

Union 

§ 55 Datenübermittlung im Inland und innerhalb der Europäischen 

Union 

(1) Zwischen Polizeibehörden in der Freien Hansestadt Bremen, eines 

anderen Landes oder des Bundes können rechtmäßig erhobene 

personenbezogene Daten übermittelt werden, soweit die 

Datenübermittlung zur Aufgabenerfüllung der übermittelnden oder 

empfangenden Polizeibehörde erforderlich ist. An andere für die 

Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder Strafvollstreckung zuständigen 

öffentlichen Stellen kann die Polizei personenbezogene Daten 

übermitteln, soweit die Kenntnis dieser Daten zur Erfüllung der Aufgaben 

der empfangenden Stelle erforderlich ist. Werden Daten zu einer Person 

an den polizeilichen Informationsverbund nach § 29 des 

Bundeskriminalamtgesetzes übermittelt, ist die betroffene Person über 

die erstmalige Übermittlung ihrer personenbezogenen Daten zu 

unterrichten. Die Datenübermittlung kann auch im Rahmen von 

Fallkonferenzen vorgenommen werden, sofern die punktuelle 

Datenübermittlung nicht zweckdienlich erscheint. Die wesentlichen 

Ergebnisse der Fallkonferenzen sind ebenso wie die Begründung für 

diese Form der Datenübermittlung und die teilnehmenden Stellen zu 

dokumentieren. 

(1) Zwischen Polizeibehörden in der Freien Hansestadt Bremen, eines 

anderen Landes oder des Bundes können rechtmäßig erhobene 

personenbezogene Daten übermittelt werden, soweit die 

Datenübermittlung zur Aufgabenerfüllung der übermittelnden oder 

empfangenden Polizeibehörde erforderlich ist. An andere für die 

Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder Strafvollstreckung zuständigen 

öffentlichen Stellen kann die Polizei personenbezogene Daten 

übermitteln, soweit die Kenntnis dieser Daten zur Erfüllung der Aufgaben 

der empfangenden Stelle erforderlich ist. Werden Daten zu einer Person 

an den polizeilichen Informationsverbund nach § 29 des 

Bundeskriminalamtgesetzes übermittelt, ist die betroffene Person über 

die erstmalige Übermittlung ihrer personenbezogenen Daten zu 

unterrichten. Die Datenübermittlung kann auch im Rahmen von 

Fallkonferenzen vorgenommen werden, sofern die punktuelle 

Datenübermittlung nicht zweckdienlich erscheint. Die wesentlichen 

Ergebnisse der Fallkonferenzen sind ebenso wie die Begründung für 

diese Form der Datenübermittlung und die teilnehmenden Stellen zu 

dokumentieren. 
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(2) Die Polizei kann auch an andere Behörden und sonstige öffentliche 

Stellen in der Freien Hansestadt Bremen, eines anderen Landes oder 

des Bundes personenbezogene Daten übermitteln, soweit dies in 

anderen Rechtsvorschriften vorgesehen ist oder 

1. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben, 

2. zur Abwehr einer Gefahr durch die empfangende Stelle, 

3. aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte zur Wahrnehmung einer 

sonstigen Gefahrenabwehraufgabe durch die empfangende Stelle, 

4. zur Verhütung oder Beseitigung erheblicher Nachteile für das 

Gemeinwesen oder  

5. zur Verhütung oder Beseitigung einer schwer wiegenden 

Beeinträchtigung der Rechte einer Person 

erforderlich ist. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 5 ist die Person, 

deren Daten übermittelt worden sind, zu unterrichten. Absatz 1 Sätze 4 

und 5 gelten entsprechend, sofern die beteiligte Polizeibehörde die 

Durchführung der Fallkonferenz veranlasst.  

(2) Die Polizei kann auch an andere Behörden und sonstige öffentliche 

Stellen in der Freien Hansestadt Bremen, eines anderen Landes oder 

des Bundes personenbezogene Daten übermitteln, soweit dies in 

anderen Rechtsvorschriften vorgesehen ist oder 

1. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben, 

2. zur Abwehr einer Gefahr durch die empfangende Stelle, 

3. aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte zur Wahrnehmung einer 

sonstigen Gefahrenabwehraufgabe durch die empfangende Stelle, 

4. zur Verhütung oder Beseitigung erheblicher Nachteile für das 

Gemeinwesen oder  

5. zur Verhütung oder Beseitigung einer schwer wiegenden 

Beeinträchtigung der Rechte einer Person 

erforderlich ist. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 5 ist die Person, 

deren Daten übermittelt worden sind, zu unterrichten. Absatz 1 Sätze 4 

und 5 gelten entsprechend, sofern die beteiligte Polizeibehörde die 

Durchführung der Fallkonferenz veranlasst.  
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(3) Die Polizei kann in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1, 2, 4 

und 5 personenbezogene Daten an nicht öffentliche Stellen übermitteln, 

sofern diese ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu 

übermittelnden Daten glaubhaft machen. Absatz 2 Satz 2 gilt 

entsprechend. Besteht Grund zur Annahme, dass die Übermittlung 

schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigen würde, 

ist die Person vor der Übermittlung in angemessener Frist anzuhören; 

dies gilt nicht, soweit die sofortige Übermittlung dieser Daten für die 

Zwecke nach Satz 1 unerlässlich ist. Über die Übermittlungen ist ein 

Nachweis zu führen, aus dem der Anlass, der Inhalt, die empfangende 

Stelle, das Datum der Übermittlung sowie die Aktenfundstelle 

hervorgehen. Der Nachweis ist am Ende des Kalenderjahres, das dem 

Jahr seiner Erstellung folgt, zu löschen oder zu vernichten. Die Löschung 

oder Vernichtung unterbleibt, solange der Nachweis für Zwecke einer 

bereits eingeleiteten Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 oder zur 

Verhinderung einer Straftat von erheblicher Bedeutung benötigt wird oder 

Grund zu der Annahme besteht, dass im Falle einer Löschung 

schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt würden. 

Besteht Grund zu der Annahme, dass durch die Übermittlung der der 

Erhebung der Daten zugrundeliegende Zweck gefährdet würde, ist vor 

der Übermittlung die Genehmigung der Stelle einzuholen, von der die 

Daten übermittelt wurden; die übermittelnde Stelle kann bestimmte von 

ihr übermittelte Daten so kennzeichnen oder mit einem Hinweis 

versehen, dass vor einer Übermittlung ihre Genehmigung einzuholen ist. 

Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.  

(3) Die Polizei kann in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1, 2, 4 

und 5 personenbezogene Daten an nicht öffentliche Stellen übermitteln, 

sofern diese ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu 

übermittelnden Daten glaubhaft machen. Absatz 2 Satz 2 gilt 

entsprechend. Besteht Grund zur Annahme, dass die Übermittlung 

schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigen würde, 

ist die Person vor der Übermittlung in angemessener Frist anzuhören; 

dies gilt nicht, soweit die sofortige Übermittlung dieser Daten für die 

Zwecke nach Satz 1 unerlässlich ist. Über die Übermittlungen ist ein 

Nachweis zu führen, aus dem der Anlass, der Inhalt, die empfangende 

Stelle, das Datum der Übermittlung sowie die Aktenfundstelle 

hervorgehen. Der Nachweis ist am Ende des Kalenderjahres, das dem 

Jahr seiner Erstellung folgt, zu löschen oder zu vernichten. Die Löschung 

oder Vernichtung unterbleibt, solange der Nachweis für Zwecke einer 

bereits eingeleiteten Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 oder zur 

Verhinderung einer Straftat von erheblicher Bedeutung benötigt wird oder 

Grund zu der Annahme besteht, dass im Falle einer Löschung 

schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt würden. 

Besteht Grund zu der Annahme, dass durch die Übermittlung der der 

Erhebung der Daten zugrundeliegende Zweck gefährdet würde, ist vor 

der Übermittlung die Genehmigung der Stelle einzuholen, von der die 

Daten übermittelt wurden; die übermittelnde Stelle kann bestimmte von 

ihr übermittelte Daten so kennzeichnen oder mit einem Hinweis 

versehen, dass vor einer Übermittlung ihre Genehmigung einzuholen ist. 

Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.  

(4) Der Polizeivollzugsdienst darf personenbezogene Daten 

einschließlich Abbildungen einer Person zum Zweck der Ermittlung der 

Identität oder des Aufenthaltsortes oder zur Warnung öffentlich bekannt 

geben (Öffentlichkeitsfahndung), wenn  

1. die Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit auf andere 

Weise nicht möglich erscheint oder 

(4) Der Polizeivollzugsdienst darf personenbezogene Daten 

einschließlich Abbildungen einer Person zum Zweck der Ermittlung der 

Identität oder des Aufenthaltsortes oder zur Warnung öffentlich bekannt 

geben (Öffentlichkeitsfahndung), wenn  

1. die Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit auf andere 

Weise nicht möglich erscheint oder 
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2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Person eine 

Straftat von erheblicher Bedeutung begehen wird, und die Vorsorge 

für die Verfolgung oder die Verhütung dieser Straftat auf andere 

Weise nicht möglich erscheint. 

Die Daten können mit einer wertenden Angabe über die Person 

verbunden werden, wenn dies zur Abwehr der in den Satz 1 Nummer 1 

oder 2 genannten Gefahren erforderlich ist. § 28 Absatz 2 gilt 

entsprechend. 

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Person eine 

Straftat von erheblicher Bedeutung begehen wird, und die Vorsorge 

für die Verfolgung oder die Verhütung dieser Straftat auf andere 

Weise nicht möglich erscheint. 

Die Daten können mit einer wertenden Angabe über die Person 

verbunden werden, wenn dies zur Abwehr der in den Satz 1 Nummer 1 

oder 2 genannten Gefahren erforderlich ist. § 28 Absatz 2 gilt 

entsprechend. 

(5) Erlangt der Polizeivollzugsdienst von Handlungen häuslicher Gewalt 

Kenntnis, übermittelt er die für eine Kontaktaufnahme erforderlichen 

personenbezogenen Daten der volljährigen Personen, von denen 

häusliche Gewalt ausgegangen oder gegen die häusliche Gewalt verübt 

worden ist (betroffene Personen), an eine von der Senatorin für 

Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz bestimmte Beratungsstelle. 

Der Polizeivollzugsdienst protokolliert die Datenübermittlung an die 

Beratungsstelle. Die Beratungsstelle darf die Daten ausschließlich und 

nur einmalig dazu nutzen, den betroffenen Personen unverzüglich 

Beratung zur Verhütung weiterer Handlungen häuslicher Gewalt 

anzubieten. Lehnt die betroffene Person die Beratung ab, hat die 

Beratungsstelle die zu dieser Person übermittelten Daten unverzüglich zu 

löschen und den Polizeivollzugsdienst sowie die betroffene Person über 

die Löschung sowie den Zeitpunkt der Löschung unverzüglich zu 

unterrichten. Ist die Beratungsstelle eine nicht öffentliche Stelle, finden 

die Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung und des 

Bundesdatenschutzgesetzes auch dann Anwendung, wenn die 

personenbezogenen Daten nicht automatisiert verarbeitet werden und 

nicht in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden. 

(5) Erlangt der Polizeivollzugsdienst von Handlungen häuslicher Gewalt 

Kenntnis, übermittelt er die für eine Kontaktaufnahme erforderlichen 

personenbezogenen Daten der volljährigen Personen, von denen 

häusliche Gewalt ausgegangen oder gegen die häusliche Gewalt verübt 

worden ist (betroffene Personen), an eine von der Senatorin für 

Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz bestimmte Beratungsstelle. 

Der Polizeivollzugsdienst protokolliert die Datenübermittlung an die 

Beratungsstelle. Die Beratungsstelle darf die Daten ausschließlich und 

nur einmalig dazu nutzen, den betroffenen Personen unverzüglich 

Beratung zur Verhütung weiterer Handlungen häuslicher Gewalt 

anzubieten. Lehnt die betroffene Person die Beratung ab, hat die 

Beratungsstelle die zu dieser Person übermittelten Daten unverzüglich zu 

löschen und den Polizeivollzugsdienst sowie die betroffene Person über 

die Löschung sowie den Zeitpunkt der Löschung unverzüglich zu 

unterrichten. Ist die Beratungsstelle eine nicht öffentliche Stelle, finden 

die Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung und des 

Bundesdatenschutzgesetzes auch dann Anwendung, wenn die 

personenbezogenen Daten nicht automatisiert verarbeitet werden und 

nicht in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden. 
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(6) Liegen der Polizei konkrete Anhaltspunkte dafür vor, dass bei einer 

betroffenen Person Unterstützungsbedarf besteht für die Distanzierung 

von Personen, welche die Begehung von Straftaten befürworten, fördern, 

unterstützen, vorbereiten, planen oder beabsichtigen, darf die Polizei die 

für eine Kontaktaufnahme erforderlichen personenbezogenen Daten der 

betroffenen Person an eine vom Senator für Inneres bestimmte 

Beratungsstelle übermitteln. Absatz 6 Satz 2 bis 5 gelten entsprechend.  

(6) Liegen der Polizei konkrete Anhaltspunkte dafür vor, dass bei einer 

betroffenen Person Unterstützungsbedarf besteht für die Distanzierung 

von Personen, welche die Begehung von Straftaten befürworten, fördern, 

unterstützen, vorbereiten, planen oder beabsichtigen, darf die Polizei die 

für eine Kontaktaufnahme erforderlichen personenbezogenen Daten der 

betroffenen Person an eine vom Senator für Inneres bestimmte 

Beratungsstelle übermitteln. Absatz 5 Satz 2 bis 5 gelten entsprechend.  

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für die Übermittlung von 

personenbezogenen Daten an  

1.  öffentliche und nicht öffentliche Stellen in Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union sowie an über- und zwischenstaatliche Stellen der 

Europäischen Union oder deren Mitgliedstaaten,  

2. Polizei-, weitere Gefahrenabwehr- oder Strafverfolgungsbehörden 

der am Schengen-Besitzstand teilhabenden assoziierten Staaten. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für die Übermittlung von 

personenbezogenen Daten an  

1.  öffentliche und nicht öffentliche Stellen in Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union sowie an über- und zwischenstaatliche Stellen der 

Europäischen Union oder deren Mitgliedstaaten,  

2. Polizei-, weitere Gefahrenabwehr- oder Strafverfolgungsbehörden 

der am Schengen-Besitzstand teilhabenden assoziierten Staaten. 

 (8) Der Polizeivollzugsdienst hat Gerichtsvollzieherinnen und 

Gerichtsvollziehern auf deren Ersuchen hin Auskunft darüber zu geben, 

ob nach polizeilicher Einschätzung bei einer durchzuführenden 

Vollstreckungshandlung eine Gefahr für Leib und Leben der 

Gerichtsvollzieherin oder des Gerichtsvollziehers oder einer weiteren an 

der Vollstreckungshandlung beteiligten Person besteht. Soweit 

erforderlich, darf er hierbei personenbezogene Daten der von der 

Vollstreckungshandlung betroffenen Personen sowie Dritter übermitteln.  
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5. Unterabschnitt: Berichtigung, Löschung und Einschränkung der 

Datenverarbeitung 

5. Unterabschnitt: Berichtigung, Löschung und Einschränkung der 

Datenverarbeitung 

§ 58 Berichtigung, Löschung und Einschränkung der 

Datenerarbeitung 

§ 58 Berichtigung, Löschung und Einschränkung der 

Datenerarbeitung 

(1) Die Polizei hat personenbezogene Daten zu berichtigen, wenn sie 

unrichtig sind. Soweit diese Daten zuvor an die Polizei übermittelt 

wurden, teilt sie der übermittelnden Stelle die Berichtigung mit. 

(1) Die Polizei hat personenbezogene Daten zu berichtigen, wenn sie 

unrichtig sind. Soweit diese Daten zuvor an die Polizei übermittelt 

wurden, teilt sie der übermittelnden Stelle die Berichtigung mit. 

(2) Die Polizei hat personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, 

wenn deren Verarbeitung unzulässig ist, sie zur Erfüllung einer 

rechtlichen Verpflichtung gelöscht werden müssen oder deren Kenntnis 

für ihre Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich ist. 

(2) Die Polizei hat personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, 

wenn deren Verarbeitung unzulässig ist, sie zur Erfüllung einer 

rechtlichen Verpflichtung gelöscht werden müssen oder deren Kenntnis 

für ihre Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich ist. 

(3) Anstatt die personenbezogenen Daten zu löschen, kann die Polizei 

deren Verarbeitung einschränken, wenn 

1. Grund zu der Annahme besteht, dass durch die Löschung 

schutzwürdige Interessen einer betroffenen Person beeinträchtigt 

würden, 

2. die personenbezogenen Daten für Zwecke eines gerichtlichen 

Verfahrens weiter aufbewahrt werden müssen, 

3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder 

nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist oder 

4. die betroffene Person die Richtigkeit der personenbezogenen Daten 

bestreitet und die Richtigkeit oder Unrichtigkeit nicht festgestellt 

werden kann. 

(3) Anstatt die personenbezogenen Daten zu löschen, kann die Polizei 

deren Verarbeitung einschränken, wenn 

1. Grund zu der Annahme besteht, dass durch die Löschung 

schutzwürdige Interessen einer betroffenen Person beeinträchtigt 

würden, 

2. die personenbezogenen Daten für Zwecke eines gerichtlichen 

Verfahrens weiter aufbewahrt werden müssen, 

3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder 

nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist oder 

4. die betroffene Person die Richtigkeit der personenbezogenen Daten 

bestreitet und die Richtigkeit oder Unrichtigkeit nicht festgestellt 

werden kann. 
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In ihrer Verarbeitung nach Satz 1 eingeschränkte Daten dürfen nur zu 

dem Zweck verarbeitet werden, der ihrer Löschung entgegenstand. Bei 

automatisierten Dateisystemen ist technisch sicherzustellen, dass eine 

Einschränkung der Verarbeitung eindeutig erkennbar ist. 

In ihrer Verarbeitung nach Satz 1 eingeschränkte Daten dürfen nur zu 

dem Zweck verarbeitet werden, der ihrer Löschung entgegenstand. Bei 

automatisierten Dateisystemen ist technisch sicherzustellen, dass eine 

Einschränkung der Verarbeitung eindeutig erkennbar ist. 

(4) In Fällen der Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der 

Verarbeitung nach den Absätzen 1 bis 3 hat die Polizei der 

empfangenden Stelle, der die Daten übermittelt wurden, diese 

Maßnahmen mitzuteilen. Die empfangende Stelle hat die Daten zu 

berichtigen, zu löschen oder deren Verarbeitung einzuschränken. 

(4) In Fällen der Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der 

Verarbeitung nach den Absätzen 1 bis 3 hat die Polizei der 

empfangenden Stelle, der die Daten übermittelt wurden, diese 

Maßnahmen mitzuteilen. Die empfangende Stelle hat die Daten zu 

berichtigen, zu löschen oder deren Verarbeitung einzuschränken. 

(5) Unbeschadet in Rechtsvorschriften festgesetzter Höchstspeicher- 

oder Löschfristen prüft die Polizei bei der Einzelfallbearbeitung und re-

gelmäßig nach festgesetzten Fristen, ob die Speicherung 

personenbezogener Daten für die Aufgabenerfüllung noch erforderlich ist 

oder die Daten zu löschen sind (Aussonderungsprüffrist). Es ist durch 

geeignete technische und organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, 

dass diese Fristen eingehalten werden. § 49 Absatz 5 bleibt hiervon 

unberührt. Eine Löschung der personenbezogenen Daten darf nicht 

vorgenommen werden, wenn diese aufgrund gesetzlicher Vorschriften 

noch nicht gelöscht werden dürfen.  

(5) Unbeschadet in Rechtsvorschriften festgesetzter Höchstspeicher- 

oder Löschfristen prüft die Polizei bei der Einzelfallbearbeitung und re-

gelmäßig nach festgesetzten Fristen, ob die Speicherung 

personenbezogener Daten für die Aufgabenerfüllung noch erforderlich ist 

oder die Daten zu löschen sind (Aussonderungsprüffristen). Es ist durch 

geeignete technische und organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, 

dass diese Fristen eingehalten werden. § 50 Absatz 5 bleibt hiervon 

unberührt. Eine Löschung der personenbezogenen Daten darf nicht 

vorgenommen werden, wenn diese aufgrund gesetzlicher Vorschriften 

noch nicht gelöscht werden dürfen.  

(6) Die Aussonderungsprüffristen werden vom Senator für Inneres durch 

Rechtsverordnung festgelegt. Sie dürfen bei personenbezogenen Daten 

von erwachsenen Personen fünf Jahre und von minderjährigen Personen 

zwei Jahre nicht überschreiten. Die Aussonderungsprüffrist für 

besondere Kategorien personenbezogener Daten darf zwei Jahre nicht 

überschreiten.  

(6) Die Aussonderungsprüffristen werden vom Senator für Inneres durch 

Rechtsverordnung festgelegt. Sie dürfen bei personenbezogenen Daten 

von erwachsenen Personen fünf Jahre und von minderjährigen Personen 

zwei Jahre nicht überschreiten. Die Aussonderungsprüffrist für 

besondere Kategorien personenbezogener Daten darf zwei Jahre nicht 

überschreiten.  

(7) Die Fristen beginnen mit dem Tag, an dem das letzte Ereignis 

eingetreten ist, das zur Speicherung der Daten geführt hat, jedoch nicht 

vor Entlassung der betroffenen Person aus einer Justizvollzugsanstalt 

oder Beendigung einer mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregel 

der Besserung und Sicherung. 

(7) Die Fristen beginnen mit dem Tag, an dem das letzte Ereignis 

eingetreten ist, das zur Speicherung der Daten geführt hat, jedoch nicht 

vor Entlassung der betroffenen Person aus einer Justizvollzugsanstalt 

oder Beendigung einer mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregel 

der Besserung und Sicherung. 
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(8) Ergibt die Prüfung, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten 

für die Aufgabenerfüllung oder die gerichtliche oder 

datenschutzrechtliche Überprüfung über die Aussonderungsprüffrist 

hinaus erforderlich ist, ist die betroffene Person über die fortdauernde 

Datenverarbeitung zu unterrichten. 

(8) Ergibt die Prüfung, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten 

für die Aufgabenerfüllung oder die gerichtliche oder 

datenschutzrechtliche Überprüfung über die Aussonderungsprüffrist 

hinaus erforderlich ist, ist die betroffene Person über die fortdauernde 

Datenverarbeitung zu unterrichten. 

4. Abschnitt: Besondere Bestimmungen für Verarbeitungen zu 

Zwecken gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680 

4. Abschnitt: Besondere Bestimmungen für Verarbeitungen zu 

Zwecken gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680 

1. Unterabschnitt: Anwendungsbereich, Grundsätze der 

Datenverarbeitung 

1. Unterabschnitt: Anwendungsbereich, Grundsätze der 

Datenverarbeitung 

§ 59 Anwendungsbereich § 59 Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts enthalten besondere 

Bestimmungen für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 

Polizei zum Zwecke 

1. der Verhütung von Straftaten, 

2. der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, die durch 

Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten hervorgerufen werden, oder 

3. der Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten 

oder Ordnungswidrigkeiten, soweit die Polizei die 

personenbezogenen Daten in einem nach Maßgabe dieses Gesetzes 

eingerichteten Informationssystem verarbeitet. 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts enthalten besondere 

Bestimmungen für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 

Polizei zum Zwecke 

1. der Verhütung von Straftaten, 

2. der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, die durch 

Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten hervorgerufen werden, oder 

3. der Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten 

oder Ordnungswidrigkeiten, soweit die Polizei die 

personenbezogenen Daten in einem nach Maßgabe dieses Gesetzes 

eingerichteten Informationssystem verarbeitet. 
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(2) Die Vorschriften des 5. und 6. Unterabschnitts gelten darüber hinaus 

auch für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Polizei 

zum Zwecke der Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von 

Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, soweit nicht in der 

Strafprozessordnung, im Gesetz über Ordnungswidrigkeiten, im 

Bundesdatenschutzgesetz oder in den hierzu erlassenen Vorschriften 

etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Die Vorschriften des 5. und 6. Unterabschnitts gelten darüber hinaus 

auch für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Polizei 

zum Zwecke der Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von 

Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, soweit nicht in der 

Strafprozessordnung, im Gesetz über Ordnungswidrigkeiten, im 

Bundesdatenschutzgesetz oder in den hierzu erlassenen Vorschriften 

etwas anderes bestimmt ist. 

(3) Für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch die Polizei 

außerhalb von Zwecken nach Absatz 1 und 2 im sachlichen 

Anwendungsbereich der Datenschutz-Grundverordnung gelten deren 

Bestimmungen und die hierzu erlassenen Vorschriften ergänzend zum 3. 

Abschnitt dieses Gesetzes. 

(3) Für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch die Polizei 

außerhalb von Zwecken nach Absatz 1 und 2 im sachlichen 

Anwendungsbereich der Datenschutz-Grundverordnung gelten deren 

Bestimmungen und die hierzu erlassenen Vorschriften ergänzend zum 3. 

Abschnitt des Ersten Teils dieses Gesetzes. 

§ 69 Datenübermittlung an für Gefahrenabwehr oder 

Strafvollstreckung zuständige Stellen in Drittstaaten 

§ 69 Datenübermittlung an für Gefahrenabwehr, Strafverfolgung 

oder Strafvollstreckung zuständige Stellen in Drittstaaten 

Die Polizei kann personenbezogene Daten zu Zwecken der 

Gefahrenabwehr oder Strafvollstreckung unter Beachtung der §§ 66 bis 

68 an die in § 66 Absatz 1 genannten Stellen übermitteln, soweit dies 

erforderlich ist zur  

1. Erfüllung einer Aufgabe der Polizei,  

2. zur Verfolgung von Straftaten oder zur Strafvollstreckung nach 

Maßgabe der Vorschriften über die internationale Rechtshilfe in 

strafrechtlichen Angelegenheiten oder der Vorschriften über die 

Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof oder 

3. Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit durch 

die empfangende Stelle. 

Die Polizei kann personenbezogene Daten zu Zwecken der 

Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder Strafvollstreckung unter 

Beachtung der §§ 66 bis 68 an die in § 66 Absatz 1 genannten Stellen 

übermitteln, soweit dies erforderlich ist zur  

1. Erfüllung einer Aufgabe der Polizei,  

2. zur Verfolgung von Straftaten oder zur Strafvollstreckung nach 

Maßgabe der Vorschriften über die internationale Rechtshilfe in 

strafrechtlichen Angelegenheiten oder der Vorschriften über die 

Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof oder 

3. Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit durch 

die empfangende Stelle. 
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Entsprechendes gilt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, 

dass Straftaten von erheblicher Bedeutung begangen werden sollen. Die 

Polizei hat die Übermittlung und ihren Anlass zu dokumentieren und der 

empfangenden Stelle den bei der übermittelnden Stelle vorgesehenen 

Löschungszeitpunkt mitzuteilen. 

Entsprechendes gilt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, 

dass Straftaten von erheblicher Bedeutung begangen werden sollen. Die 

Polizei hat die Übermittlung und ihren Anlass zu dokumentieren und der 

empfangenden Stelle den bei der übermittelnden Stelle vorgesehenen 

Löschungszeitpunkt mitzuteilen. 

§ 73 Auskunftsrecht § 73 Auskunftsrecht 

(1) Die Polizei hat betroffenen Personen auf Antrag Auskunft darüber zu 

erteilen, ob sie die Person betreffende Daten verarbeitet. Betroffene 

Personen haben darüber hinaus das Recht, Informationen zu erhalten 

über 

1. die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die Gegenstand der 

Verarbeitung sind, und die Kategorie, zu der sie gehören, 

2. die verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten, 

3. die Zwecke der Verarbeitung und deren Rechtsgrundlage, 

4. die empfangenden Stellen oder die Kategorien von empfangenden 

Stellen, gegenüber denen die sie betreffenden personenbezogenen 

Daten offengelegt worden sind, insbesondere bei empfangenden 

Stellen in Drittstaaten oder bei internationalen Organisationen, 

5. die für die Daten geltende Speicherdauer oder, falls dies nicht 

möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer, 

6. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung oder 

Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 

Polizei, 

7. das Recht nach § 87, die Landesbeauftragte oder den 

Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 

anzurufen, sowie 

8. Angaben zur Erreichbarkeit der oder des Landesbeauftragten für 

Datenschutz und Informationsfreiheit. 

(1) Die Polizei hat betroffenen Personen auf Antrag Auskunft darüber zu 

erteilen, ob sie die Person betreffende Daten verarbeitet. Betroffene 

Personen haben darüber hinaus das Recht, Informationen zu erhalten 

über 

1. die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die Gegenstand der 

Verarbeitung sind, und die Kategorie, zu der sie gehören, 

2. die verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten, 

3. die Zwecke der Verarbeitung und deren Rechtsgrundlage, 

4. die empfangenden Stellen oder die Kategorien von empfangenden 

Stellen, gegenüber denen die sie betreffenden personenbezogenen 

Daten offengelegt worden sind, insbesondere bei empfangenden 

Stellen in Drittstaaten oder bei internationalen Organisationen, 

5. die für die Daten geltende Speicherdauer oder, falls dies nicht 

möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer, 

6. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung oder 

Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 

Polizei, 

7. das Recht nach § 87, die Landesbeauftragte oder den 

Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 

anzurufen, sowie 

8. Angaben zur Erreichbarkeit der oder des Landesbeauftragten für 

Datenschutz und Informationsfreiheit. 
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Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Übermittlung 

personenbezogener Daten an Verfassungsschutzbehörden, den 

Bundesnachrichtendienst, den Militärischen Abschirmdienst oder, soweit 

die Sicherheit des Bundes berührt wird, andere Behörden des 

Geschäftsbereichs des für Verteidigung zuständigen 

Bundesministeriums, ist sie nur mit Genehmigung dieser Stellen zulässig. 

Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Übermittlung 

personenbezogener Daten an Verfassungsschutzbehörden, den 

Bundesnachrichtendienst, den Militärischen Abschirmdienst oder, soweit 

die Sicherheit des Bundes berührt wird, andere Behörden des 

Geschäftsbereichs des für Verteidigung zuständigen 

Bundesministeriums, ist sie nur mit Genehmigung dieser Stellen zulässig. 

(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, wenn die betroffene Person keine 

Angaben macht, die das Auffinden der Daten ermöglichen, und deshalb 

der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand außer Verhältnis 

zu dem von der betroffenen Person geltend gemachten Informa-

tionsinteresse steht. 

(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, wenn die betroffene Person keine 

Angaben macht, die das Auffinden der Daten ermöglichen, und deshalb 

der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand außer Verhältnis 

zu dem von der betroffenen Person geltend gemachten Informa-

tionsinteresse steht. 

(3) Die Polizei kann unter den Voraussetzungen des § 72 Absatz 3 von 

der Auskunft nach Absatz 1 Satz 1 absehen oder die Auskunftserteilung 

nach Absatz 1 Satz 3 teilweise oder vollständig einschränken. 

(3) Die Polizei kann unter den Voraussetzungen des § 72 Absatz 2 von 

der Auskunft nach Absatz 1 Satz 1 absehen oder die Auskunftserteilung 

nach Absatz 1 Satz 3 teilweise oder vollständig einschränken. 

(4) Die Polizei hat die betroffene Person unverzüglich über das Absehen 

von oder die Einschränkung einer Auskunft schriftlich zu unterrichten. 

Dies gilt nicht, wenn bereits die Erteilung dieser Informationen eine 

Gefährdung im Sinne des § 72 Absatz 3 mit sich bringen würde. Die 

Unterrichtung nach Satz 1 ist zu begründen, es sei denn, dass die 

Mitteilung der Gründe den mit dem Absehen von oder der Einschränkung 

der Auskunft verfolgten Zweck gefährden würde. 

(4) Die Polizei hat die betroffene Person unverzüglich über das Absehen 

von oder die Einschränkung einer Auskunft schriftlich zu unterrichten. 

Dies gilt nicht, wenn bereits die Erteilung dieser Informationen eine 

Gefährdung im Sinne des § 72 Absatz 2 mit sich bringen würde. Die 

Unterrichtung nach Satz 1 ist zu begründen, es sei denn, dass die 

Mitteilung der Gründe den mit dem Absehen von oder der Einschränkung 

der Auskunft verfolgten Zweck gefährden würde. 
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(5) Wird die betroffene Person nach Absatz 4 über die Verweigerung 

oder die Einschränkung der Auskunft unterrichtet, kann sie ihr 

Auskunftsrecht auch über die Landesbeauftragte oder den 

Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit ausüben. 

Die Polizei hat die betroffene Person über diese Möglichkeit zu 

unterrichten. Macht die betroffene Person von ihrem Recht nach Satz 1 

Gebrauch, ist die Auskunft auf ihr Verlangen der oder dem 

Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit zu erteilen. 

Die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 

hat die betroffene Person zumindest darüber zu unterrichten, dass alle 

erforderlichen Prüfungen oder eine Überprüfung durch sie oder ihn 

erfolgt sind. Diese Mitteilung kann die Information enthalten, ob 

datenschutzrechtliche Verstöße festgestellt wurden. Die Mitteilung der 

oder des Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit an 

die betroffene Person darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand 

der Polizei zulassen, sofern diese nicht einer weitergehenden Auskunft 

zustimmt. Die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz und 

Informationsfreiheit hat zudem die betroffene Person über ihr Recht auf 

einen gerichtlichen Rechtsbehelf über die Ausübung ihres Rechts nach 

Satz 1 zu unterrichten. 

(5) Wird die betroffene Person nach Absatz 4 über die Verweigerung 

oder die Einschränkung der Auskunft unterrichtet, kann sie ihr 

Auskunftsrecht auch über die Landesbeauftragte oder den 

Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit ausüben. 

Die Polizei hat die betroffene Person über diese Möglichkeit zu 

unterrichten. Macht die betroffene Person von ihrem Recht nach Satz 1 

Gebrauch, ist die Auskunft auf ihr Verlangen der oder dem 

Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit zu erteilen. 

Die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 

hat die betroffene Person zumindest darüber zu unterrichten, dass alle 

erforderlichen Prüfungen oder eine Überprüfung durch sie oder ihn 

erfolgt sind. Diese Mitteilung kann die Information enthalten, ob 

datenschutzrechtliche Verstöße festgestellt wurden. Die Mitteilung der 

oder des Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit an 

die betroffene Person darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand 

der Polizei zulassen, sofern diese nicht einer weitergehenden Auskunft 

zustimmt. Die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz und 

Informationsfreiheit hat zudem die betroffene Person über ihr Recht auf 

einen gerichtlichen Rechtsbehelf über die Ausübung ihres Rechts nach 

Satz 1 zu unterrichten. 

(6) Die Polizei hat die sachlichen oder rechtlichen Gründe für die 

Entscheidung zu dokumentieren. Diese Dokumentation ist der oder dem 

Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit auf 

Verlangen zur Verfügung zu stellen. 

(6) Die Polizei hat die sachlichen oder rechtlichen Gründe für die 

Entscheidung zu dokumentieren. Diese Dokumentation ist der oder dem 

Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit auf 

Verlangen zur Verfügung zu stellen. 
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5. Abschnitt – Zuverlässigkeitsüberprüfungen 5. Abschnitt – Zuverlässigkeitsüberprüfungen 

§ 145 Zuverlässigkeitsüberprüfungen bei Behörden des 

Polizeivollzugsdienstes 

§ 145 Zuverlässigkeitsüberprüfungen bei Behörden des 

Polizeivollzugsdienstes 

(1) Für Bewerberinnen und Bewerber sowie Angestellte oder Beamtinnen 

und Beamte bei Behörden nach § 132 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 

und § 136 Absatz 1 ist eine Zuverlässigkeitsüberprüfung durchzuführen. 

Die Zuverlässigkeitsüberprüfung dient der Feststellung der 

charakterlichen Eignung der Person für die Tätigkeit bei der Polizei sowie 

der Feststellung ihres jederzeitigen Eintretens für die freiheitliche 

demokratische Grundordnung (Zuverlässigkeit). Zu diesem Zweck 

ermittelt die Behörde nach Satz 1, ob Zweifel an der Zuverlässigkeit der 

Person bestehen. Die Beurteilung der Zuverlässigkeit obliegt der 

jeweiligen Behörde nach Satz 1. Sie ist aufgrund einer Würdigung der 

gesamten vorliegenden Informationen und Erkenntnisse durchzuführen. 

(1) Für Bewerberinnen und Bewerber sowie Angestellte oder Beamtinnen 

und Beamte bei Behörden nach § 132 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 

und § 136 Absatz 1 ist eine Zuverlässigkeitsüberprüfung durchzuführen. 

Die Zuverlässigkeitsüberprüfung dient der Feststellung der 

charakterlichen Eignung der Person für die Tätigkeit bei der Polizei sowie 

der Feststellung ihres jederzeitigen Eintretens für die freiheitliche 

demokratische Grundordnung (Zuverlässigkeit). Zu diesem Zweck 

ermittelt die Behörde nach Satz 1, ob Zweifel an der Zuverlässigkeit der 

Person bestehen. Die Beurteilung der Zuverlässigkeit obliegt der 

jeweiligen Behörde nach Satz 1. Sie ist aufgrund einer Würdigung der 

gesamten vorliegenden Informationen und Erkenntnisse durchzuführen. 

(2) Die Zuverlässigkeitsüberprüfung für Bewerberinnen und Bewerber ist 

vor deren Einstellung abzuschließen. Über das Ergebnis der 

Zuverlässigkeitsüberprüfung sind die Bewerberinnen und Bewerber zu 

unterrichten. Voraussetzung für die Zuverlässigkeitsüberprüfung von 

Bewerberinnen und Bewerbern, ist ihre Einwilligungserklärung in die 

Datenverarbeitung zum Zwecke der Zuverlässigkeitsüberprüfung nach 

Artikel 7 und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a der Datenschutz-

Grundverordnung. Kann die Zuverlässigkeitsüberprüfung aufgrund der 

fehlenden Einwilligung der Bewerberin oder des Bewerbers nicht 

erfolgen, ist das Bewerbungsverfahren für diese Personen zu beenden. 

(2) Die Zuverlässigkeitsüberprüfung für Bewerberinnen und Bewerber ist 

vor deren Einstellung abzuschließen. Über das Ergebnis der 

Zuverlässigkeitsüberprüfung sind die Bewerberinnen und Bewerber zu 

unterrichten. Voraussetzung für die Zuverlässigkeitsüberprüfung von 

Bewerberinnen und Bewerbern, ist ihre Einwilligungserklärung in die 

Datenverarbeitung zum Zwecke der Zuverlässigkeitsüberprüfung nach 

Artikel 7 und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a der Datenschutz-

Grundverordnung. Kann die Zuverlässigkeitsüberprüfung aufgrund der 

fehlenden Einwilligung der Bewerberin oder des Bewerbers nicht 

erfolgen, ist das Bewerbungsverfahren für diese Personen zu beenden. 
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(3) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte vor, die den Verdacht begründen, 

dass Angestellte oder Beamtinnen und Beamte von Behörden nach 

Absatz 1 nicht über die Zuverlässigkeit verfügen, ist eine 

Zuverlässigkeitsüberprüfung nach Absatz 1 durchzuführen. 

Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach Satz 1 werden unter der Maßgabe 

durchgeführt, dass die Datenverarbeitung zur 

Zuverlässigkeitsüberprüfung erforderlich ist und das schutzwürdige 

Interesse der zu überprüfenden Person an dem Ausschluss der 

Verarbeitung nicht überwiegt, insbesondere Art und Ausmaß im Hinblick 

auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind. Die von der 

Zuverlässigkeitsüberprüfung betroffene Person ist über die Durchführung 

der Zuverlässigkeitsüberprüfung sowie den Umfang der Abfragen und 

das Ergebnis zu unterrichten.  

(3) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte vor, die den Verdacht begründen, 

dass Angestellte oder Beamtinnen und Beamte von Behörden nach 

Absatz 1 nicht über die Zuverlässigkeit verfügen, ist eine 

Zuverlässigkeitsüberprüfung nach Absatz 1 durchzuführen. 

Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach Satz 1 werden unter der Maßgabe 

durchgeführt, dass die Datenverarbeitung zur 

Zuverlässigkeitsüberprüfung erforderlich ist und das schutzwürdige 

Interesse der zu überprüfenden Person an dem Ausschluss der 

Verarbeitung nicht überwiegt, insbesondere Art und Ausmaß im Hinblick 

auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind. Die von der 

Zuverlässigkeitsüberprüfung betroffene Person ist über die Durchführung 

der Zuverlässigkeitsüberprüfung sowie den Umfang der Abfragen und 

das Ergebnis zu unterrichten.  

(4) Die jeweilige Behörde nach Absatz 1 Satz 1 ist zum Zwecke der 

Zuverlässigkeitsüberprüfung berechtigt, soweit dies für die 

Zuverlässigkeitsüberprüfung erforderlich ist 

1. die Identität der zu überprüfenden Person festzustellen und zu diesem 

Zweck von ihr vorgelegte Ausweisdokumente zu verarbeiten oder diese 

anzufordern, 

2. innerhalb der Behörde personenbezogene Daten der zu 

überprüfenden Person zu verarbeiten, 

3. Anfragen unter Beteiligung der Landeskriminalämter an die 

Polizeidienststellen der Wohnsitze der zu überprüfenden Person zu 

stellen, 

4. das Landesamt für Verfassungsschutz um Übermittlung von 

personenbezogenen Daten zu ersuchen,  

5. eine unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister 

einzuholen und um eine Datenübermittlung aus dem 

staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister zu ersuchen, 

 

(4) Die jeweilige Behörde nach Absatz 1 Satz 1 ist zum Zwecke der 

Zuverlässigkeitsüberprüfung berechtigt, soweit dies für die 

Zuverlässigkeitsüberprüfung erforderlich ist 

1. die Identität der zu überprüfenden Person festzustellen und zu diesem 

Zweck von ihr vorgelegte Ausweisdokumente zu verarbeiten oder diese 

anzufordern, 

2. innerhalb der Behörde personenbezogene Daten der zu 

überprüfenden Person zu verarbeiten, 

3. Anfragen unter Beteiligung der Landeskriminalämter an die 

Polizeidienststellen der bisherigen Wohnsitze der zu überprüfenden 

Person zu stellen, 

4. das Landesamt für Verfassungsschutz um Übermittlung von 

personenbezogenen Daten zu ersuchen,  

5. eine unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister 

einzuholen und um eine Datenübermittlung aus dem 

staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister zu ersuchen, 
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6. Anfragen an das Bundeskriminalamt, das Zollkriminalamt, die in der 

Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes 

bestimmte Bundespolizeibehörde und die Nachrichtendienste des 

Bundes zu stellen, 

7. die betroffene Person selbst zu befragen. Eine solche Befragung kann 

persönlich oder schriftlich erfolgen, 

8. im erforderlichen Maße Einsicht in öffentlich zugängliche Internetseiten 

und öffentlich zugängliche Seiten sozialer Netzwerke zu nehmen 

und die Daten weiterzuverarbeiten. Die in infolge der Nummer 1 bis 8 

verarbeiteten Daten dürfen nur zum Zwecke der 

Zuverlässigkeitsüberprüfung nach Absatz1 und 3 verarbeitet werden. Die 

Vorschriften der Freien Hansestadt Bremen und des Bundes zur 

Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen bleiben unberührt. Die in 

Satz 1 genannten Behörden der Freien Hansestadt Bremen dürfen die 

abgefragten Daten zum Zwecke der Überprüfung der Daten nach Absatz 

1 Satz 1 übermitteln. 

6. Anfragen an das Bundeskriminalamt, das Zollkriminalamt, die in der 

Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes 

bestimmte Bundespolizeibehörde und die Nachrichtendienste des 

Bundes zu stellen, 

7. die betroffene Person selbst zu befragen. Eine solche Befragung kann 

persönlich oder schriftlich erfolgen, 

8. im erforderlichen Maße Einsicht in öffentlich zugängliche Internetseiten 

und öffentlich zugängliche Seiten sozialer Netzwerke zu nehmen 

und die Daten weiterzuverarbeiten. Die in infolge der Nummer 1 bis 8 

verarbeiteten Daten dürfen nur zum Zwecke der 

Zuverlässigkeitsüberprüfung nach Absatz1 und 3 verarbeitet werden. Die 

Vorschriften der Freien Hansestadt Bremen und des Bundes zur 

Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen bleiben unberührt. Die in 

Satz 1 genannten Behörden der Freien Hansestadt Bremen dürfen die 

abgefragten Daten zum Zwecke der Überprüfung der Daten nach Absatz 

1 Satz 1 übermitteln. 
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(5) Im Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfung nach Absatz 2 oder 3 

verarbeitete Daten sind bei den Behörden nach Absatz 1 Satz 1 in 

Teilakten zu führen. Zugriffe auf die für die Zuverlässigkeitsüberprüfung 

verarbeiteten Daten sind zu protokollieren; sie sind, mit Ausnahme des 

Ergebnisses der Zuverlässigkeitsüberprüfung, unverzüglich zu löschen. 

Die Löschung ist zu protokollieren. Sofern die 

Zuverlässigkeitsüberprüfung ergibt, dass die Zuverlässigkeit nicht 

vorliegt, sind die für die Zuverlässigkeitsüberprüfung verarbeiteten Daten 

vorzuhalten bis zum Abschluss etwaiger auf die Unzuverlässigkeit 

gestützter behördlicher Maßnahmen. Abweichend von Satz 3 sind Daten 

aus Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach Absatz 2, einschließlich der 

Protokolle nach Satz 2, zum Abschluss des Kalenderjahres zu löschen, 

das auf das Ende des Einstellungsverfahrens folgt. Sofern die 

Bewerberinnen und Bewerber nicht eingestellt werden, können ihre 

Daten aus der Zuverlässigkeitsüberprüfung für weitere 

Einstellungsverfahren der jeweiligen Behörde nach Absatz 1 Satz 1 nur 

verarbeitet werden, sofern sie in diese Datenverarbeitung zuvor 

eingewilligt haben. Satz 3 gilt nicht, sofern die Daten für die Überprüfung 

der rechtmäßigen Datenverarbeitung oder die gerichtliche Überprüfung 

des Einstellungsverfahrens erforderlich sind. 

(5) Im Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfung nach Absatz 2 oder 3 

verarbeitete Daten sind bei den Behörden nach Absatz 1 Satz 1 in 

Teilakten zu führen. Zugriffe auf die für die Zuverlässigkeitsüberprüfung 

verarbeiteten Daten sind zu protokollieren; sie sind, mit Ausnahme des 

Ergebnisses der Zuverlässigkeitsüberprüfung, unverzüglich zu löschen. 

Die Löschung ist zu protokollieren. Sofern die 

Zuverlässigkeitsüberprüfung ergibt, dass die Zuverlässigkeit nicht 

vorliegt, sind die für die Zuverlässigkeitsüberprüfung verarbeiteten Daten 

vorzuhalten bis zum Abschluss etwaiger auf die Unzuverlässigkeit 

gestützter behördlicher Maßnahmen. Abweichend von Satz 3 sind Daten 

aus Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach Absatz 2, einschließlich der 

Protokolle nach Satz 2, zum Abschluss des Kalenderjahres zu löschen, 

das auf das Ende des Einstellungsverfahrens folgt. Sofern die 

Bewerberinnen und Bewerber nicht eingestellt werden, können ihre 

Daten aus der Zuverlässigkeitsüberprüfung für weitere 

Einstellungsverfahren der jeweiligen Behörde nach Absatz 1 Satz 1 nur 

verarbeitet werden, sofern sie in diese Datenverarbeitung zuvor 

eingewilligt haben. Satz 3 gilt nicht, sofern die Daten für die Überprüfung 

der rechtmäßigen Datenverarbeitung oder die gerichtliche Überprüfung 

des Einstellungsverfahrens erforderlich sind. 
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(6) Werden den nach Absatz 4 benannten Landesbehörden im 

Nachhinein Informationen bekannt, die für die Beurteilung der 

Zuverlässigkeit einer der in Absatz 1 genannten Personen von 

Bedeutung sind, sind diese Stellen verpflichtet, die Behörde nach 

Absatz 1 Satz 1 über die vorliegenden Erkenntnisse unverzüglich zu 

informieren (Nachbericht). Zu diesem Zweck dürfen sie Name, Vorname, 

Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort, Wohnort und 

Staatsangehörigkeit der betroffenen Person sowie die Aktenfundstelle 

verarbeiten. Das Landesamt für Verfassungsschutz darf zu diesem 

Zweck die in Satz 2 genannten personenbezogenen Daten der 

betroffenen Person und ihre Aktenfundstelle in den gemeinsamen 

Dateien nach § 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes verarbeiten. 

Wird die betroffene Person nicht mit einer Aufgabe betraut, für die eine 

Zuverlässigkeitsüberprüfung erforderlich ist oder beendet sie diese 

Tätigkeit, so hat die Behörde nach Absatz 1 Satz 1 die zum Nachbericht 

verpflichteten Landesbehörden hiervon unverzüglich in Kenntnis zu 

setzten. Die Landesbehörden nach Absatz 4 haben die nach Satz 2 

verarbeiteten Daten unverzüglich zu löschen, sofern die Daten für die 

Überprüfung der rechtmäßigen Datenverarbeitung oder die gerichtliche 

Überprüfung erforderlich sind. 

(6) Werden den nach Absatz 4 benannten Landesbehörden im 

Nachhinein Informationen bekannt, die für die Beurteilung der 

Zuverlässigkeit einer der in Absatz 1 genannten Personen von 

Bedeutung sind, sind diese Stellen verpflichtet, die Behörde nach 

Absatz 1 Satz 1 über die vorliegenden Erkenntnisse unverzüglich zu 

informieren (Nachbericht). Zu diesem Zweck dürfen sie Name, Vorname, 

Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort, Wohnort und 

Staatsangehörigkeit der betroffenen Person sowie die Aktenfundstelle 

verarbeiten. Das Landesamt für Verfassungsschutz darf zu diesem 

Zweck die in Satz 2 genannten personenbezogenen Daten der 

betroffenen Person und ihre Aktenfundstelle in den gemeinsamen 

Dateien nach § 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes verarbeiten. 

Wird die betroffene Person nicht mit einer Aufgabe betraut, für die eine 

Zuverlässigkeitsüberprüfung erforderlich ist oder beendet sie diese 

Tätigkeit, so hat die Behörde nach Absatz 1 Satz 1 die zum Nachbericht 

verpflichteten Landesbehörden hiervon unverzüglich in Kenntnis zu 

setzten. Die Landesbehörden nach Absatz 4 haben die nach Satz 2 

verarbeiteten Daten unverzüglich zu löschen, sofern die Daten für die 

Überprüfung der rechtmäßigen Datenverarbeitung oder die gerichtliche 

Überprüfung erforderlich sind. 
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§ 147 Überleitung der Zuständigkeiten   § 147 Überleitung der Zuständigkeiten   

Soweit in Vorschriften des Bundes- oder Landesrechts die Polizei oder 

Polizeibehörden als zuständig bezeichnet werden oder auf ihr 

Zuständigkeit verwiesen wird, treten an ihre Stelle die nach diesem 

Gesetz nunmehr zuständigen Polizeibehörden oder der 

Polizeivollzugsdienst mit der Maßgabe, dass die Aufgaben der 

Kreispolizeibehörden auf die nach diesem Gesetz zuständigen 

Ortspolizeibehörden und die Aufgaben der Landespolizei- und obersten 

Landespolizeibehörden auf die nach diesem Gesetz zuständigen 

Landespolizeibehörden übergehen.  

Soweit in Vorschriften des Bundes- oder Landesrechts die Polizei oder 

Polizeibehörden als zuständig bezeichnet werden oder auf ihre 

Zuständigkeit verwiesen wird, treten an ihre Stelle die nach diesem 

Gesetz nunmehr zuständigen Polizeibehörden oder der 

Polizeivollzugsdienst mit der Maßgabe, dass die Aufgaben der 

Kreispolizeibehörden auf die nach diesem Gesetz zuständigen 

Ortspolizeibehörden und die Aufgaben der Landespolizei- und obersten 

Landespolizeibehörden auf die nach diesem Gesetz zuständigen 

Landespolizeibehörden übergehen.  

§ 152 (Inkrafttreten; Außerkrafttreten)   § 152 (Inkrafttreten; Außerkrafttreten)   

(1) [ nicht dargestellt]  (1) [ nicht dargestellt]  

(2) [ nicht dargestellt]  (2) [ nicht dargestellt]  

(3) § 43 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2021 außer Kraft. (3) § 43 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2021 außer Kraft. 

(4) § 81 Absatz 6 tritt mit Ablauf des 6. Mai 2023 außer Kraft.  (3) § 81 Absatz 6 tritt mit Ablauf des 6. Mai 2023 außer Kraft.  

(5) § 35 Absatz 1 Nummer 5 bis 9, Absatz 2 Satz 6 bis 8, Absatz 4 Satz 1 

Nummer 1 und 2 sowie Nummer 4, Variante 1 und 2 sowie §§ 42 bis 45 

treten mit Ablauf des 30. Juni 2024 außer Kraft. 

(4) § 35 Absatz 1 Nummer 5 bis 9, Absatz 2 Satz 6 bis 8, Absatz 4 Satz 1 

Nummer 1 und 2 sowie Nummer 4, Variante 1 und 2 sowie §§ 42 bis 45 

treten mit Ablauf des 30. Juni 2024 außer Kraft. 

(6) § 52 Absatz 4 Satz 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2029 außer 

Kraft. 

(5) § 52 Absatz 4 Satz 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2029 außer 

Kraft. 
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Aktuelle Fassung des Gesetzes Gesetzentwurf  

Fassung v. 17.06.2022 

Gesetz über den Abschiebungsgewahrsam Änderung des Gesetzes über den Abschiebungsgewahrsam 

§ 5 Unterbringung und Verpflegung § 5 Unterbringung und Verpflegung 

(1) Frauen und Männer werden in verschiedenen Bereichen der 

Gewahrsamseinrichtung oder in unterschiedlichen 

Gewahrsamseinrichtungen untergebracht; Jugendliche und Erwachsene 

sind in getrennten Zellen unterzubringen. In Abschiebungshaft befindliche 

Ausländer sind getrennt von anderen Verwahrten unterzubringen. Für 

Größe und Ausgestaltung der Räume gilt § 144 Abs. 1 des 

Strafvollzugsgesetzes entsprechend. Näheres regelt der Senator für 

Inneres. 

(1) Frauen und Männer werden in verschiedenen Bereichen der 

Gewahrsamseinrichtung oder in unterschiedlichen 

Gewahrsamseinrichtungen untergebracht; Jugendliche und Erwachsene 

sind in getrennten Zellen unterzubringen. In Abschiebungshaft befindliche 

Ausländer sind getrennt von anderen Verwahrten unterzubringen. Für 

Größe und Ausgestaltung der Räume gilt § 144 Abs. 1 des 

Strafvollzugsgesetzes entsprechend. Näheres regelt der Senator für 

Inneres. 

(2) Sollen Angehörige einer Familie zusammen abgeschoben werden, so 

sollen sie auf Verlangen gemeinsam untergebracht werden, sofern dies in 

der Gewahrsamseinrichtung möglich ist und Sicherheitsgründe nicht 

entgegen stehen. Dies gilt nicht, wenn durch die gemeinsame 

Unterbringung ein Aufwand entstehen würde, der außer Verhältnis zu dem 

angestrebten Zweck steht. 

(2) Sollen Angehörige einer Familie zusammen abgeschoben werden, so 

sollen sie auf Verlangen gemeinsam untergebracht werden, sofern dies in 

der Gewahrsamseinrichtung möglich ist und Sicherheitsgründe nicht 

entgegen stehen. Dies gilt nicht, wenn durch die gemeinsame 

Unterbringung ein Aufwand entstehen würde, der außer Verhältnis zu dem 

angestrebten Zweck steht. 

(3) Abschiebungshäftlingen sind unter Beachtung der Sicherheit oder 

Ordnung in der Gewahrsamseinrichtung großzügige Aufschluss- und 

Umschlusszeiten zu gewähren. Ihnen ist ein Aufenthalt von mindestens 

einer Stunde täglich im Freien zu ermöglichen. 

(3) Abschiebungshäftlingen sind unter Beachtung der Sicherheit oder 

Ordnung in der Gewahrsamseinrichtung großzügige Aufschluss- und 

Umschlusszeiten zu gewähren. Ihnen ist ein Aufenthalt von mindestens 

einer Stunde täglich im Freien zu ermöglichen. 

(4) Bei der Verpflegung soll Rücksicht auf kulturelle und religiöse 

Speisegebote genommen werden. 

(4) Bei der Verpflegung soll Rücksicht auf kulturelle und religiöse 

Speisegebote genommen werden. 

(5) § 33 des Bremischen Polizeigesetzes gilt entsprechend. (5) § 34 des Bremischen Polizeigesetzes gilt entsprechend 
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Aktuelle Fassung des Gesetzes Gesetzentwurf  

Fassung v. 17.06.2022 

Gesetz über das Halten von Hunden Änderung des Gesetzes über das Halten von Hunden 

§ 5 Führen von Hunden in der Öffentlichkeit § 5 Führen von Hunden in der Öffentlichkeit 

(1) Wer Hunde hält, hat sicherzustellen, dass sie nur von geeigneten 

Personen geführt werden. Ungeeignet sind insbesondere Personen, die 

körperlich nicht in der Lage sind, den Hund sicher zu führen oder nicht über 

die dazu notwendige Erfahrung verfügen. Gefährliche Hunde dürfen nur 

von Personen geführt werden, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. 

(1) Wer Hunde hält, hat sicherzustellen, dass sie nur von geeigneten 

Personen geführt werden. Ungeeignet sind insbesondere Personen, die 

körperlich nicht in der Lage sind, den Hund sicher zu führen oder nicht über 

die dazu notwendige Erfahrung verfügen. Gefährliche Hunde dürfen nur 

von Personen geführt werden, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Läufige Hündinnen sowie Hunde, die in öffentlichen Verkehrsmitteln, 

Geschäften, Einkaufszentren und bei Veranstaltungen mit 

Menschenansammlungen mitgeführt werden, sind an der Leine zu führen. 

(2) Läufige Hündinnen sowie Hunde, die in öffentlichen Verkehrsmitteln, 

Geschäften, Einkaufszentren und bei Veranstaltungen mit 

Menschenansammlungen mitgeführt werden, sind an der Leine zu führen. 

(3) Außerhalb des befriedeten Besitztums müssen Hunde ein Halsband 

tragen, an dem der Name und die Anschrift der Halterin oder des Halters 

angebracht sind. 

(3) Außerhalb des befriedeten Besitztums müssen Hunde ein Halsband 

tragen, an dem der Name und die Anschrift der Halterin oder des Halters 

angebracht sind. 

(4) Hunde, die ohne Aufsicht entgegen den vorherstehenden 

Bestimmungen angetroffen werden, können im Auftrag der 

Ortspolizeibehörde eingefangen und kostenpflichtig in Verwahrung 

genommen werden. Die §§ 23 und 24 des Bremischen Polizeigesetzes 

gelten entsprechend. 

(4) Hunde, die ohne Aufsicht entgegen den vorherstehenden 

Bestimmungen angetroffen werden, können im Auftrag der 

Ortspolizeibehörde eingefangen und kostenpflichtig in Verwahrung 

genommen werden. Die §§ 21 und 22 des Bremischen Polizeigesetzes 

gelten entsprechend. 
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Aktuelle Fassung des Gesetzes Gesetzentwurf  

Fassung v. 17.06.2022 

Gesetz über eine unabhängige Polizeibeauftragte oder einen 

unabhängigen Polizeibeauftragten für die Freie Hansestadt Bremen 

Gesetz über eine unabhängige Polizeibeauftragte oder einen 

unabhängigen Polizeibeauftragten für die Freie Hansestadt Bremen 

(BremPolBG) 

§ 3 Tätigkeit als Hilfsorgan der Bürgerschaft und der Deputation für 

Inneres 

§ 3 Tätigkeit als Hilfsorgan der Bürgerschaft und der Deputation für 

Inneres 

(1) Die Bürgerschaft, Mitglieder der Bürgerschaft in Fraktionsstärke, die 

Deputation für Inneres, der Kontrollausschuss nach § 37 des Bremischen 

Polizeigesetzes, der Haushalts- und Finanzausschuss sowie der 

Petitionsausschuss können der beauftragten Person Aufträge zur 

Untersuchung von Strukturen, Entwicklungen und Einzelfällen in ihrem 

Aufgabenbereich erteilen. Bei der Erteilung von Aufträgen ist zu 

gewährleisten, dass die Tätigkeit der beauftragten Person aufgrund 

eigener Entscheidung (§ 5) in angemessenem Umfang möglich bleibt. 

(1) Die Bürgerschaft, Mitglieder der Bürgerschaft in Fraktionsstärke, die 

Deputation für Inneres, der Kontrollausschuss nach § 38 des Bremischen 

Polizeigesetzes, der Haushalts- und Finanzausschuss sowie der 

Petitionsausschuss können der beauftragten Person Aufträge zur 

Untersuchung von Strukturen, Entwicklungen und Einzelfällen in ihrem 

Aufgabenbereich erteilen. Bei der Erteilung von Aufträgen ist zu 

gewährleisten, dass die Tätigkeit der beauftragten Person aufgrund 

eigener Entscheidung (§ 5) in angemessenem Umfang möglich bleibt. 

(2) Die beauftragte Person hat das Recht und auf Verlangen der in Absatz 

1 Satz 1 Genannten die Pflicht, an der parlamentarischen Beratung von 

Gegenständen, die in ihrem Aufgabenbereich liegen, teilzunehmen. Der 

Petitionsausschuss kann die beauftragte Person zu Anhörungen laden. 

(2) Die beauftragte Person hat das Recht und auf Verlangen der in Absatz 

1 Satz 1 Genannten die Pflicht, an der parlamentarischen Beratung von 

Gegenständen, die in ihrem Aufgabenbereich liegen, teilzunehmen. Der 

Petitionsausschuss kann die beauftragte Person zu Anhörungen laden. 
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